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Debatte zum Krieg in der Ukraine: So einig sind sich die Parteien selten
Nach der emotionsgeladenen Re-
de des ukrainischen Präsidenten
Wolodymyr Selenskyj gehörte das
Rednerpult in der Chamber den
Parteien. Alle waren sich einig,
dass in diesen Zeiten mehr denn
je Solidarität gefragt sei.

Claude Wiseler (CSV) be-
schrieb Selenskyjs Botschaft als
„klar, ergreifend und fundamental
richtig". Die Ukraine kämpfe für
die Freiheit, das zu bleiben, was sie
sei. „Putin versucht, die EU aus-
einanderzutreiben", warnte der
CSV-Präsident. Er würde auch
dann nicht aufhören, wenn er den
Krieg gewinnen würde. Weitere
Massaker würden folgen. Er schre-
cke nicht davor zurück, Hunger als
Kriegswaffe einzusetzen. Wiseler,
beschrieb es als moralische Pflicht,
dem Land zu helfen. Die Liefe-
rung von Waffen sei eine Selbst-
verständlichkeit, auch die Verhän-
gung eines Ölembargos sei die
richtige Entscheidung.

Stärke und Einheit zeigen

„Wir müssen die Ukraine darin
unterstützen, EU -Mitglied zu wer-
den", so Wiseler weiter. „Diplo-
matie und Dialog sind gescheitert.
Die Staatsoberhäupter wurden
vorgeführt. Stärke und Einheit zei-
gen, ist das einzige, was jetzt zählt.
Damit sind wir auf der richtigen
Seite der Geschichte."

Gusty Graas (DP) sprach von
einer emotionalen und engagier-
ten Ansprache, die „uns alle stark
berührt hat". Selenskyj habe klar-
gemacht, dass er auf Luxemburg
zähle. „Ich bin sicher, dass er nicht
enttäuscht wird", so Graas. Putin
dagegen habe sein letztes Vertrau-
en verspielt. „Internationale Hilfe
ist wichtiger denn je. Die interna-
tionale Gemeinschaft muss zusam-
menstehen", unterstrich er. Der

Weltfrieden stehe auf dem Spiel.
EU -Länder wie Irland und Öster-
reich müssten ihre neutrale Hal-
tung überdenken.

Inzwischen, so Graas weiter,
dürfte auch der letzte Pazifist die
Wichtigkeit der NATO verstan-
den haben, was durch die Bei-
trittsgesuche von Schweden und
Finnland deutlich werde. Bedau-
ernswert sei die erpresserische
Haltung der Türkei. Was die von
Selenskyj geforderte Unterstüt-

zung anbelange, so sei für die DP
eine militärische Hilfe selbstver-
ständlich. „Das Ölembargo wird
uns in Luxemburg wehtun. Wir
müssen jedoch den Weltfrieden
über unseren eigenen Komfort
stellen", meinte er. Auch den EU -
Beitritt gelte es zu unterstützen.
„Wir müssen der Ukraine eine Per-
spektive für die Zukunft bieten."

Für Yves Cruchten (LSAP) ist
die „rücksichtslose und barbari-
sche Attacke auf die Ukraine"
durch nichts zu rechtfertigen. Se-
lenskyjs schonungslose Beschrei-
bung der schrecklichen Situation
und des enormen Leids der Bevöl-
kerung würde niemanden kaltlas-
sen. „Dieser Krieg ist im Kopf eines
Despoten entstanden. Die russi-
sche Bevölkerung ist nicht unser
Feind", stellte der LSAP-Fraktions-
präsident klar. Putin habe sich der-
weil verrechnet, als er meinte, die
EU wäre schwach und zerstritten.

Russland sei dabei, sich in eine
katastrophale wirtschaftliche Si-
tuation zu katapultieren. Europa
müsse unabhängig von allen russi-
schen Energien werden. „Wir wer-
den den Ukrainern helfen, ihr Land
wieder aufzubauen", sicherte
Cruchten zu und sprach von einem
starken Signal der Solidarität.

Stéphanie Empain (Déi Gréng)
sprach der ukrainischen Bevölke-

rung ihre Bewunderung für den
Mut in dieser schweren Zeit aus.
Auch ihre Partei setze sich für
einen EU -Beitritt ein. Waffenliefe-
rungen seien ebenso wichtig wie
weitere Sanktionen gegen Russ-
land. Die Grünen -Abgeordnete be-
dauerte aber, dass die EU heute
nicht mehr so geeint dastehe wie
noch vor Wochen. „Wir dürfen uns
nicht auseinandertreiben lassen",
warnte sie.

Kollektive Anstrengungen seien
nötig, um unabhängig von der rus-
sischen Energie zu werden. „Die-
ser Krieg trifft auch uns hart, unse-
re Wirtschaft, unsere Lieferketten.
Es ist deshalb wichtig, den Vulne-
rabelsten in unserer Gesellschaft
besonders unter die Arme grei-
fen", hielt Empain fest.
Friedensverhandlungen als Lösung

Fernand Karheiser (ADR) wies
darauf hin, dass die Ukraine seit
vielen Jahren ein zerrissener Staat
sei, dass es in der Gesellschaft vie-
le Spannungen gebe. Er stufte es
als unrealistisch ein, „jetzt rein auf
Konflikt zu gehen". Friedensver-
handlungen sieht er als einzigen
Weg. „Was mir in der Rede von Se-
lenskyj gefehlt hat, sind die lang-
fristigen Perspektiven für sein
Land. Es reicht nicht, mit Sanktio-
nen zu drohen und Waffen zu lie-
fern, wenn man nicht an die Zu-
kunft denkt. Waffenstillstand ist
die einzige Lösung", zeigte sich
Kartheiser überzeugt.

Auch die Auswirkungen auf die
eigene Bevölkerung müsse man im
Blick behalten. „Wir wollen keine
Rezession in Westeuropa. Im Mo-
ment machen wir strategische Feh-
ler. So führen wir die EU in einen
neuen Kalten Krieg. Wir müssen
Brücken bauen, da wo es im Mo-
ment schwer scheint", meinte der
ADR-Abgeordnete.

Nathalie Oberweis (Déi Lénk)

war es wichtig, auch an die indi-
rekten Opfer dieses Krieges zu er-
innern. Die UNO warne vor einer
enormen Hungersnot vor allem in
Nordafrika und dem Nahen Os-
ten. „Wir müssen unsere Abhän-
gigkeiten reduzieren", forderte sie
außerdem mit Verweis auf die blo-
ckierten Weizenimporte, genau
wie die Lieferung von Gas und Öl.
Auch die Linken sind davon über-
zeugt, dass nur ein Friedensab-
kommen diesen Krieg beenden
könne. „Wir setzen auf Frieden
und nicht auf Waffen. Wo bleibt
die europäische Diplomatie? Die-
ser Krieg ist nicht militärisch zu lö-
sen", stellte sie klar.

Sven Clement (Piratepartei)
schien es ebenfalls wichtig, die
Menschen und ihre Schicksale in
den Vordergrund zu rücken. Das
Zwischenmenschliche dürfe nicht
verloren gehen. „Dies ist kein
Krieg zwischen zwei abstrakten
Staaten, sondern ein Krieg, der al-
le im Alltag leiden lässt", hob er
hervor. Waffenlieferungen und Öl-
embargo gelte es zu unterstützen.
„Dass ein Gasembargo noch nicht
so schnell zum Thema wird, be-
dauern wir sehr", so Clement.

„Die Regierungschefs müssen
jetzt an einem Strang ziehen und
die Anstrengungen kollektiv ange-
hen. Dieser Krieg ist auch ein An-
griff auf Europa. Wir dürfen uns
davon nicht schwächen lassen. Je-
de Investition, die uns unabhängig
von Russland macht, ist wichtig",
führte er weiter aus. „Die Ukraine
ist Kriegsverbrechen und Zerstö-
rung ausgesetzt. Wir dürfen nicht
wegschauen", mahnte Clement am
Ende. siM• Diplomatie• und Dialog

sind gescheitert.
Claude Wiseler, CSV-Präsident





Wolodymyr Selenskyj hält Rede in der Chamber
Von Michèle Gantenbein
100 Tage wütet nun schon der
Krieg in der Ukraine und es ver-
geht kein Tag, an dem Präsident
Wolodymyr Selenskyj nicht um
Unterstützung bittet. Gestern
wandte er sich per Videoschal-
tung auch an Luxemburg.

„Es ist das erste Mal in unserer
Geschichte, dass wir einen Präsi-
denten empfangen, dessen Land
sich im Krieg befindet. Vor weni-
gen Monaten wäre das noch un-
vorstellbar gewesen. Heute ist es
eine Realität, die schwer zu ertra-
gen ist", sagte Parlamentspräsi-
dent Fernand Etgen in seiner Be-
grüßungsansprache, die er von der
Regierungsbank aus hielt. „Seien
Sie sich sicher: Wir leiden mit Ih-
nen und stehen an Ihrer Seite in
dieser verhängnisvollen Zeit. Ihr
Kampf gegen den russischen Ag-
gressor ist ein Kampf für die Ver-
teidigung der europäischen Wer-
te: Frieden, Demokratie, Freiheit,
Menschenwürde und Solidarität."
Etgen rief Russland dazu auf, sich
dem internationalen Recht zu beu-
gen und die Waffen umgehend nie-
derzulegen. Das Luxemburger Par-
lament habe seine Beziehungen
zum russischen Parlament bis auf
Weiteres auf Eis gelegt, so Etgen.

„Mir wëlle bleiwe, wat mir sinn"
Wolodymyr Selenskyj griff gleich
zu Beginn seiner Rede den Re-
frain „Mir wëlle bleiwe, wat mir
sinn" aus dem Luxemburger Lied
„De Feierwon" auf und meinte, die
Devise sei von größter Aktualität.
„Wenn wir heute kämpfen, dann,
weil auch wir bleiben wollen, was
wir sind: frei, unabhängig, offen
und mit allen Europäern verbun-
den." Selenskyj erklärte, dass die
Ukraine sich bereits seit 2014 im
Krieg befinde. Zwischen Februar
2014 und Februar 2022 habe die
Ukraine 14 000 Soldaten und eine
Fläche von 43 000 Quadratkilome-
tern verloren, so groß wie die Nie-
derlande.

Russland habe 3 620 Ortschaf-
ten besetzt, von denen die Ukrai-
ne 1 017 befreit habe. 20 Prozent

des Territoriums sei unter russi-
scher Besatzung. „Das sind 125 000
Quadratkilometer. 300 000 Qua-
dratkilometer sind verseucht mit
Minen und scharfen Sprengkör-
pern. Wir haben zwölf Millionen
Binnenflüchtlinge, fünf Millionen
Menschen haben Zuflucht im Aus-
land gesucht. Die Frontlinie hat
eine Länge von 1000 Kilometern",
berichtete Selenskyj. „Jeden Tag
wird unser Land von Marschflug-
körpern getroffen. Allein gestern
gab es 15 solche Angriffe." Seit dem
24. Februar habe Russland 2 478
Marschflugkörper eingesetzt, die
meisten Angriffe erfolgten auf zi-
vile Ziele und Infrastrukturen.

Auf russischer Seite hätten
30 000 Soldaten ihr Leben verlo-
ren, sagte Selenskyj. „Das sind
mehr Soldaten als Russland in zehn
Jahren Afghanistankrieg verloren
hat und mehr als in den beiden
Tschetschenien-Kriegen zusam-
men. Doch Russland will nicht auf-
hören. Der Staat ist bereit, weiter
zu töten und Verluste hinzuneh-
men. Warum? Weil ein einziger
Mann nicht will, dass wir bleiben,
was wir sind." Wie viele Ukrainer
bisher ihr Leben verloren haben,
wisse er nicht, „aber nach 100 Ta-
gen gehen wir von zigtausenden
Opfern aus."

Selenskyj bat um Unterstüt-
zung in Form von Waffenlieferun-
gen. „Wir brauchen mehr Waffen,
moderne Waffen, die uns einen mi-
litärischen Vorteil verschaffen."
Und er forderte die EU auf, ein
siebtes Sanktionspaket vorzuberei-
ten. Russische Vermögen müssten
eingefroren werden. Jetzt sei auch
der Moment, den rechtlichen Rah-
men zu schaffen, um die eingefro-
renen Vermögen später für Repa-
rationszahlungen einsetzen zu
können.

Ukraine will in die EU
Die Ukraine sei de facto bereits
Mitglied der EU, meinte Selens-
kyj. „Wir beweisen gerade, dass
wir die Kriterien für eine EU -Mit-
gliedschaft erfüllen." Er sei sicher,
dass Luxemburg sich für den Kan-

didatenstatus und für einen schnel-
len Beitritt aussprechen werde.

Der ukrainische Präsident for-
derte Premierminister Xavier Bet-
tel (DP) und Parlamentspräsident
Fernand Etgen auf, nach Kiew zu
reisen und sich dort an das ukrai-
nische Parlament zu wenden. In
diesem Krieg gehe es um die Ver-
teidigung gemeinsamer Werte.
„Wir müssen den Mann stoppen,
der die europäische Freiheit zer-
stören möchte. Wenn es uns nicht
gelingt, diesen Mann zu stoppen,
werden wir dunkle Stunden erle-
ben, wie wir sie im Zweiten Welt-
krieg erlebt haben." Europa müsse
bleiben, was es ist: frei, offen, ver-
eint und stark in seiner Vielfalt.
„Ich bedanke mich bei Luxem-
burg, dass es an unserer Seite steht
und solidarisch ist. Vielen Dank,
Luxemburg", sagte Selenskyj, der
für seine Ansprache stehende Ova-
tionen erhielt.

„Eine Lektion in Sachen Mut"
Premierminister Xavier Bettel er-
innerte zu Beginn seiner Interven-
tion an die vielen zivilen Kriegs-
opfer. Er sprach dem Präsidenten
und dem ukrainischen Volk seine
Bewunderung für deren Energie
und Stärke aus, sich dem russi-
schen Eroberungswillen zu wider-
setzen. Viele hätten diesen Wider-
stand und den Kampfeswillen
nicht erwartet. Vielmehr seien sie
davon ausgegangen, dass erst Ki-
ew und dann die ganze kraine in
wenigen Tagen fallen würde. „Sie
geben uns allen eine Lektion in Sa-
chen Mut, Sie Herr Präsident, und
Ihr Volk.“

Luxemburg werde die kraine
humanitär, finanziell, mit Vertei-
digungsausrüstung und mit Sank-
tionen gegen Russland unterstüt-
zen, sagte Bettel. Auch wolle man
sich dafür einsetzen, dass kein Ver-
brechen auf ukrainischem Boden
ungesühnt bleibe. Luxemburg hat
der kraine militärische Ausrüs-
tung in Höhe von 50 Millionen
Euro zugesagt, darunter auch töd-
liche Waffen, „etwas, das wir bis-
her noch nie gemacht haben“, so
Bettel. Das Luxemburger Parla-
ment habe diesem Schritt mit gro-
ßer Mehrheit zugestimmt.

Sanktionen gegen ussland
avier Bettel verurteilte die Blo-

ckade-Haltung ngarns in Bezug
auf das sechste Sanktionspaket
gegen Russland. Das Land fordert,
auf die geplanten Strafmaßnah-

men gegen das russisch-orthodo-
xe Kirchenoberhaupt Patriarch Ki-
rill zu verzichten. m das Paket
auf den Weg bringen zu können,
hat die E U die Sanktionen gegen
Kirill gestern aufgehoben.

In Bezug auf den E -Beitritt der
kraine werde Luxemburg sich

nicht dagegen aussprechen. Sollte
die E U Bedingungen stellen, werde
Luxemburg alles tun, damit die

kraine diese Bedingungen so
schnell wie möglich erfüllt, ver-
sprach Bettel. Ein beschleunigtes
Verfahren, wie Selenskyj es er-
wähnt hat, gebe es nicht. Bettel
unterstrich aber, wie wichtig die Per-
spektive einer E -Mitgliedschaft für
das ukrainische Volk sei. Das
Schlimmste, was passieren könnte,
wäre, wenn die E -Länder sich in
diesem Monat nicht auf eine Ent-
scheidung in Bezug auf die E -Bei-
trittskandidatur einigen könnten.

Treffen zwischen Selensky j und Putin
Bettel sprach sich für ein Treffen
zwischen Selenskyj und dem rus-
sischen Präsidenten Wladimir Pu-
tin aus. Es sei der einzige Weg, um
Fortschritte zu erzielen. Er selbst
habe mehrfach mit Putin telefo-
niert, nach den Gräueltaten in But-
scha aber den Kontakt zu Putin ab-
gebrochen, so Bettel. Er bot dem
ukrainischen Präsidenten seine
Hilfe als Vermittler an.

avier Bettel schloss mit den
Worten „ Wir haben die kraine
unterstützt, wir unterstützen die

kraine und wir werden die krai-
ne auch in Zukunft unterstützen.
Slawa krajini.“



PARTEIEN Landeskongress wählt neue Führung
Lucien Montebrusco

Die DP geht beschwingt ins
Superwahljahr 2023. Den
Wohlfühlkongress am Sonn-
tag im „Centre Atert" in Bart-
ringen störten keinerlei kri-
tische Zwischentöne. Dis-
kussionszeit sah die Tages-

ordnung ohnehin nicht vor.
Die Versammlung stand aus-
schließlich im Zeichen der
Neubestimmung der Partei-
spitze. Ohne Überraschung
wurde Mittelstandsminister
Lex Delles als einziger Kan-
didat Parteipräsident. Er tritt
die Nachfolge von Familien-
ministerin Corinne Cahen an,
die nach zwei Amtsperioden
nicht mehr kandidierte.

Erstmals nach zwei Jahren On-
line-Landeskongress trafen sich
am Sonntag rund 350 Partei-
mitglieder zum „analogen"
Parteitag im Sport- und Kultur-
zentrum „Atert". Gleichzeitig
konnten Interessenten dem Ge-
schehen im abgedunkelten Saal
über YouTube folgen. Die di-
gitalen Erfahrungen der ver-
gangenen zwei Jahre haben ihre
Spuren hinterlassen. Nicht nur
wurde das 16-köpfige Direktions-
komitee online gewählt. Gestern
durften die Kongressteilnehmer
mit ihrem Smartphone auch die
neue Parteispitze wählen.

Nicht live, sondern aus der
Konserve stammten zwei von
mehreren traditionellen Partei-
tagsreden. So richteten sich die
Bezirkspräsidenten Max Stof-
fel, Eric Thill, Ben Ries und Be-
zirkspräsidentin Daliah Scholl
sowie die Vorsitzende der Fö-
deration der DP-Gemeinderäte,
Martine Dieschburg-Nickels,
von der Leinwand aus an die
Kongressteilnehmer. Wohl auch,
um deren wertvolle Zeit nicht
zu überstrapazieren und den
Zeitplan einzuhalten. Denn im
Mittelpunkt standen nicht so
sehr inhaltliche Aussagen, son-
dern vielmehr die Neuwahl
einer neuen Führung und die
Danksagung an die bisherige
Leitung. Und so wartete man ver-

gebens auf deftige politische Aus-
sagen vonseiten der politischen
Schwergewichte. Nicht mal die
Opposition war eines, auf der-
lei Veranstaltungen üblichen
Seitenhiebes würdig. Nur in zwei
Nebensätzen tauchte der Ver-
weis auf das neue Parteilogo, das
die größte Oppositionspartei am
Samstag enthüllt hatte, auf.

Die DP sei fit für die Zukunft,
sagte der scheidende General-
sekretär Claude Lamberty zu Be-
ginn des Kongresses und erinnerte
an die digitalen Erfahrungen der
Partei dank etlicher Online -Ver-
anstaltungen in den beiden letz-
ten Jahre. Die Partei könne sich
auf die Politikgestaltung konzen-
trieren. Im Fokus steht ebenfalls
das Superwahljahr 2023 mit den
Kommunal- und anschließenden
Parlamentswahlen, wozu man
bereits Vorbereitungen eingeleitet
habe.

Corinne Cahen zog ihrerseits
eine Bilanz der Regierungsarbeit.
„Mir hu vill mateenee fäerdeg-
bruecht", sagte sie und zählte
u.a. den flexiblen Elternurlaub
und den „Pappecongé", Sach-
leistungen wie die kostenlosen
Schulbücher, die Einführung
des Revis anstelle des RMG, die
Verbesserungen bei der Kinder-
betreuung, die Lyzeumsreform,
die Sanierung der Staatsfinanzen,
die Unterstützung für die Betriebe
in Krisenzeiten, die Einführung
des unentgeltlichen öffentlichen
Transports und den „ambitionier-
ten Klima- und Energieplan" auf.

Noch nicht a e Ziele erreicht

Realisieren möchte man noch die
individuelle Besteuerung. Man
werde ein gerechteres Steuer-
system machen, sagte Cahen.
Steuergeschenke auf Pump
werde es jedoch mit der DP keine
geben, sollte später Premier-
minister Xavier Bettel präzisie-
ren. Diesem schrieb Cahen das
Verdienst des umstrittenen Tri-
partite -Abkommens zu. Er habe
stünden-, ja tagelang verhandelt,
versucht, einen Kompromiss zu
finden, der die Bürger entlastet

und den Betrieben Vorausschau-
barkeit gewährleistet.

Am Mittwoch werde das Parla-
ment das Tripartite-Gesetzes-
projekt annehmen, hatte sich
zuvor Fraktionschef Gilles Baum
gefreut. 530 Millionen Euro wür-
den als Steuerkredite ausbezahlt.
Die Solidarität sei das Leitmotiv
des Abkommens. Man lasse nie-
manden im Stich. Während sich
andere bereits im Wahlkampf
befänden, mache die DP ihre
Arbeit, so Baum, der dabei auf
eine Steuerdebatte im Parlament
noch vor den Sommerferien hin-
wies. Als weiteren Arbeitsbereich
nannte der neue Mann an der
DP-Spitze in seiner Kandidaten-
rede den Klimawandel. In Lu-
xemburg seien die Weichen
gestellt, um „ganz ambitionier-
te Klimaziele" zu erreichen,
sagte Lex Delles. Diese wür-
den jedoch nur erreicht, wenn
die Klimapolitik auch sozial ge-
recht sei. Außerdem müssten sie
zusammen und nicht gegen die
Ökonomie angestrebt werden.
Auf dem Holzweg seien die, die
Nullwachstum und Verzichts-
politik als Antwort auf die Klima-
krise sehen. Die Bereitschaft der
Wirtschaft, auf klimafreundliche
Alternativen umzusteigen, sei
„immens groß", so Mittelstands-
minister Delles. Letzter Redner
war Premierminister Xavier Bet-
tel. Er kündigte an, in den kom-
menden Wochen nach Kiew
zu fahren. Zum ukrainischen
Wunsch nach schnellem EU -Bei-
tritt sagte er, es gebe dazu Regeln
und Beitrittskandidat sein, be-
deute nicht Mitglied zu sein.

Ein fast nordkorean i sches
Ergebnis

Für etwas Trubel hätten am
Sonntag die Ausführungen von
JDL-Präsident Michael Agosti-
ni sorgen können. Doch blieb
es lediglich bei einem langen
Applaus. Agostini rief die Re-
gierung dazu auf, noch vor
den Wahlen eine nationale
Leerstandsteuer und eine saf-



tige Spekulationssteuer zu ver-
abschieden. Die Steuer auf
ungenutztes Bauland sollte
dabei progressiv bis zu zehn
Prozent des Baulandwerts stei-
gen. Ausgenommen blieben
zehn Ar pro Nachkomme.

Erst zum Schluss wurden die
Abstimmungsergebnisse be-

kannt gegeben. Lex Delles er-
zielte ein fast nordkoreanisches
Ergebnis mit 98,35 Prozent der
Stimmen. Wohl um eine Kampf-
abstimmung zu vermeiden, wur-
den gleich drei Kandidaten
zu Vizepräsidenten gewählt:
die beiden Abgeordneten Max
Hahn (91,9 Prozent) und Claude

Lamberty (88,1 Prozent) sowie
Digital- und Beamtenminister
Marc Hansen (85,3 Prozent).
Die arbeitsintensiveren Ämter
übernahmen Carole Hartmann
als Generalsekretärin (97,9 Pro-
zent) und Myriam Feyder als
Schatzmeisterin (94,4 Prozent).



Demokratische Partei startet mit neuer Parteispitze um Präsident Lex Delles in den Wahlkampf

Die Freude, sich nach zwei Jahren
Pandemie endlich wieder Hände
schütteln, unbeschwert zusam-
mensitzen, sich in die Augen bli-
cken und austauschen zu können,
war groß, als die Liberalen ges-
tern zum Kongress im Centre Atert
zusammenkamen. Hauptpunkt des
gestrigen Kongresses war die Wahl
einer neuen Parteispitze, mit der
die DP ins Superwahljahr 2023
startet (siehe Kasten).

Für politische Mandatsträger
sind Präsenzveranstaltungen be-
sonders wichtig, weil sie ihnen er-
möglichen, die Menge zu spüren,
Emotionen zu transportieren, sich
hochleben zu lassen und endlich
wieder Applaus zu genießen. Die
DP setzt aber auch auf digitale Me-
dien. Man habe viel Energie in die
Digitalisierung gesteckt, „um unse-
re Arbeit und unsere Politik
schneller an unsere Mitglieder zu
bringen", so Generalsekretär Clau-
de Lamberty. Die Partei setzt auf
Partizipation und hat die Mitge-
staltungsplattform Future Lab ins
Leben gerufen. Zwei Workshops
gibt es bereits: Social Media und
Wohnungsbau.

Gestern hat die DP vor allem
sich selbst gefeiert. Die Redner ga-
ben der Partei viel Raum, hoben
die eigenen Leistungen, die libera-
len Werte und die Großartigkeit
der DP hervor. Inhaltlich war es
eher dünn. Einzig der Vorsitzende
der Jungdemokraten, Michael
Agostini, befasste sich nicht mit
der Partei, sondern mit einem Pro-
blem - die Wohnungskrise - und
forderte die Regierung auf, noch
vor Ende der Legislatur die Grund-
steuer zu reformieren, eine Spe-
kulationssteuer auf brach liegen-
dem Bauland sowie eine nationale
Leerstandssteuer einzuführen.
„Die Zeit drängt. Entschuldigun-
gen darf es keine mehr geben", sag-
te Agostini und forderte für die Zu-
kunft ein Superministerium (Woh-

nungsbau, Intérieur und Umwelt).

Die Idee der JDL ist nicht neu. Ein
solches Superministerium war be-
reits vor den Wahlen 2018 vom da-
maligen liberalen Wohnungsbau-
minister Marc Hansen in Aussicht
gestellt, nach den Wahlen aber
nicht umgesetzt worden.

Seitenhieb gegen LSAP und CSV
Wer dem Kongress gestern bei-
wohnte, konnte spüren: Die Libe-
ralen verfügen über ein ausgepräg-
tes Selbstbewusstsein und - zu-
mindest im Moment - über ein ge-
ring ausgeprägtes Bedürfnis, Stim-
mung gegen andere Parteien zu
machen. Nur Fraktionschef Gilles
Baum schien Wahlkampflust zu
verspüren und holte zu einem
leichten Seitenhieb gegen den Ko-
alitionspartner LSAP aus, als er
meinte: „Wir brauchen ein moder-
nes und leistungsstarkes Gesund-
heitssystem, das dem Patienten-
wohl verpflichtet ist. Ideologie al-
lein bringt uns in dieser Sache si-
cher nicht weiter." Und auch die
größte Oppositionspartei scheint
die DP derzeit noch kalt zu lassen.
„Wir brauchen kein neues Logo",
sagte Mittelstands- und Touris-
musminister Lex Delles schel-
misch in Richtung CSV, die tags
zuvor ihren Kongress abgehalten
und sich zum Wahlkampfauftakt
eine neue Identität gegeben hat.

Stehende Ovationen für Cahen
Einer der emotionalen Höhepunk-
te war die Rede der scheidenden
Parteipräsidentin Corinne Cahen,
die mit stehenden Ovationen ge-
feiert wurde. Sie blickte zurück auf
sieben Jahre DP-Politik. „Wir ha-
ben die Familien gestärkt und den
Mittelstand. Wir haben die Staats-
finanzen saniert, den öffentlichen
Transport attraktiver gemacht.
Wir haben die Weichen für ein
nachhaltiges und klimaneutrales
Luxemburg gestellt. Die Liste von
dem, was wir zusammen geschafft
haben, ist lang", sagte sie in ihrer
letzten Rede als Parteipräsidentin.
„Es waren sehr schöne, intensive

und lehrreiche sieben Jahre. Es war
mir eine riesengroße Ehre, Eure
Präsidentin sein zu dürfen."

Für ihre Arbeit erntete Corinne
Cahen Lob von allen Seiten, wo-
bei ihr die Worte von Premier Xa-
vier Bettel besonders gefallen ha-
ben dürften. Er bezeichnete sie als
„tigresse", stets zu kämpfen be-
reit, nicht immer diplomatisch,
aber ausgestattet mit einem empa-
thischen Wesen und dem Willen,
alles zu geben, „damit es den Men-
schen und dem Land besser geht".
Bettel erinnerte an die „schwieri-
ge Zeit", als Cahen wegen ihrer
Handhabung der Covid-Krise in
den Alten- und Pflegeheimen hef-
tig unter Druck geraten war „und
ganz allein da stand". „Es war nicht
einfach", meinte Bettel, „aber du
wusstest, dass du immer auf uns
zählen konntest. Und du siehst,
dass die Bürger auch heute hinter
dir stehen".

Ihren Nachfolger Lex Delles be-
zeichnete Cahen als engagiert und
leistungsorientiert, „ein exzellen-
ter Leader und Teamplayer, der
zuhören kann und die Sorgen und
Erwartungen der Menschen
kennt". Die Delegierten sahen das
wohl ähnlich. 98,95 Prozent gaben
Delles ihre Stimme - in der Hoff-
nung auf ein siegreiches Super-
wahljahr 2023.

Zentrale Wahlkampfthemen
werden Klimaschutz, soziale Ge-
rechtigkeit und Wirtschaftswachs-
tum sein, verbunden mit der Fra-
ge, wie sie miteinander in Ein-
klang zu bringen sind. „Ich bin
überzeugt, dass wir die Partei sind,
die die besten Antworten liefern
kann", sagte Delles. In der Wirt-
schaft sei die Bereitschaft, auf kli-
mafreundliche Alternativen umzu-
steigen, sehr groß. „Der Weg in
eine klimaneutrale Gesellschaft ist
vorgezeichnet. Wir sind bereit, den
Weg konsequent weiterzugehen,
Chancen zu erkennen und zu er-
greifen."

„Verantwortung übernommen"

Bettel befasste sich mit der Pan-
demie und verteidigte die Corona-
Politik seiner Regierung - „Wenn
ich sehe, wie die Krise im Ausland
gehandhabt worden ist, brauchen
wir von niemandem Lektionen zu
bekommen" - und das Tripartite -
Abkommen mit den Maßnahmen
zur Entlastung der Haushalte und
Betriebe. „Der Sozialdialog ist
nicht immer einfach, aber gemein-
sam ist es uns gelungen, in einer
schwierigen Zeit Verantwortung
zu übernehmen", so Bettel.

Verantwortung habe man auch
im Zusammenhang mit dem Ukrai-
ne -Krieg übernommen, meinte der
Premier und meinte damit die So-
lidarität Luxemburgs mit der
Ukraine und den ukrainischen
Flüchtlingen. Mit Blick auf die ge-
lieferten schweren Waffen bekräf-
tigte Bettel noch einmal seine Posi-
tion, dass der Ukraine „alle Mittel
zur Verfügung gestellt werden
müssen, damit das Land sich ver-
teidigen kann" und Luxemburg al-
les tue, um die Ukraine bei der Pro-
zedur zur Aufnahme in die EU zu
unterstützen. Bettel kündigte der-
weil an, der Einladung des ukrai-
nischen Präsidenten Wolodymyr
Selenskyj nachzukommen und
noch im Juni nach Kiew zu reisen.

Der Europaabgeordnete Charles
Goerens nutzte seine Redezeit, um
seinem Ärger gegenüber EU -Län-
dern wie Ungarn und Polen Aus-
druck zu verleihen, die die Solida-
rität in der EU ins Wanken bräch-
ten. „Es muss Schluss sein mit der
verdammten Einstimmigkeit und
damit, dem allerletzten Erpresser
nach dem Mund zu reden", so Goe-
rens. „Das muss aufhören".• Es war mir eine

riesengroße Ehre,
Eure Präsidentin
sein zu dürfen.
Familienministerin Corinne Cahen



Neue Parteispitze der DP
Mittelstands- und Tourismusminis-
ter Lex Delles wurde mit 98,95 Pro-
zent der Stimmen zum neuen Präsi-
denten gewählt. Generalsekretärin
ist die Abgeordnete Carole Hart-
mann (97,9 Prozent). Ihr zur Seite
steht Anne Daems als beigeordnete
Generalsekretärin. Die drei Vizeprä-
sidenten sind Minister Marc Hansen
(85,3 Prozent), der Abgeordnete
Claude Lamberty (88,1 Prozent) und
der Abgeordnete Max Hahn (91,9
Prozent). Myriam Feyder (94,4 Pro-
zent) löst Patrick Goldschmidt als
Kassenwart ab.



CSV-Kongress: Bekenntnis zur Partei-DNA
Von Marc Schlammes
Orange ist out. Seit Samstag prä-
sentiert sich die CSV vierfarbig. In
einem gelblich -matteren Ton
bleibt das Orange, das die Partei
seit rund 20 Jahren farblich reprä-
sentierte, zwar erhalten. Mit Him-
melblau, Weiß und Schwarz kom-
men jedoch drei Farben hinzu.

Das farbliche Potpourri soll die
Vielfältigkeit der Gesellschaft re-
flektieren und vermitteln, dass die
CSV als Volkspartei diese Vielfäl-
tigkeit in ihrer DNA trägt. Und das
Schwarz ist gewissermaßen ein
Tribut an die Vergangenheit der
Partei, galten die Christlich -Sozia-
len doch immer als „déi Schwaarz".
Schwarz und mit dem bunten, neu-
en Parteilogo versehen sind denn
auch die T-Shirts, die die Delegier-
ten als Souvenir vom Kongress
mitnehmen dürfen.

Eine große Übereinstimmung

„Eppes Neues entsteet" ist der Par-
teitag der größten Oppositions-
partei - schon der vierte Kongress
innerhalb von 14 Monaten - über-
schrieben, zu dem sich 235 De-
legierte im hauptstädtischen Fo-
rum Geesseknäppchen einfinden.
Neben neuem Logo verspricht die
Tagesordnung auch unter Punkt
drei „Positionéierung, Wäerter an
Zukunftsbild vun der CSV". Wie
schon Ende März beim Kongress
in Ettelbrück angekündigt sollten
sich die Mitglieder bei der „mis-
sion darr" - „dynamesch, authen-
tesch, relevant, team" - darüber
austauschen, wofür die Partei
steht. Wie Co -Präsidentin Elisa-

beth Margue mitteilt, hätten sich
100 Mitglieder in zehn Arbeits-
gruppe mit dieser Frage auseinan-
der gesetzt. Dabei habe es eine
vollkommene Übereinstimmung
gegeben: Die CSV sei eine Werte-
partei.

Co -Parteichef Claude Wiseler
geht dabei auf die Werte ein - die
ähnlich wie die Farbe Schwarz seit
jeher mit der CSV assoziiert wer-
den. So betont Wiseler den An-
spruch seiner Partei als Volkspar-
tei, weil sie stets eine Politik für
das ganze Land und für alle Bür-

ger praktiziere; als Partei der de-
mokratischen Mitte sei die CSV
der Gegenentwurf zu jenen Par-
teien, die Klientelismus betreiben
oder die Gesellschaft spalten wür-
den.

Als eine Wertepartei stehe die
Würde des Menschen bei der CSV
im Mittelpunkt. Auf den politi-
schen Alltag heruntergebrochen
bedeute dies, für Chancengleich-
heit und Gerechtigkeit zu sorgen,
so Wiseler. Bei der Gestaltung des
politischen Alltags bekennen sich
die Christlich -Sozialen zudem zum
Subsidiaritätsprinzip: Verantwor-
tung für sich und andere überneh-
men und dabei stets die Wahl der
Lebensgestaltung respektieren.
Der Stellenwert des „S" im Partei-
namen wird bekräftigt, unter an-
derem in der Wirtschaftspolitik,
die nachhaltig, innovativ und so-
zial ausgerichtet sein soll. Wobei
„innovativ" für Wiseler vor dem
Hintergrund der energie- und kli-
mapolitischen Herausforderung
bedeute, dass man eine Dekarbo-

nisierung anstrebe, nicht aber eine
Desindustrialisierung.

Ja zu offenen Listen
Den Wertekompass der Christ-
lich -Sozialen vervollständigen die
Europäische Union - „sie bleibt Be-
standteil der Identität der CSV" -
und die Begriffe Umwelt, Familie,
Leben und Gesundheit - die stets
pragmatisch und flexibel interpre-
tiert werden sollen und nicht ideo-
logisch, unterstreicht der Partei-
chef.

Das zweite zentrale Kongress-
thema sind die Gemeindewahlen.
Genau ein Jahr vor dem kommu-
nalen Urnengang stellen die bei-
den Generalsekretäre Stéphanie
Weydert und Christophe Hansen
den parteiinternen Fahrplan vor,
unter anderem mit Mentoring-Pro-
gramm und Kandidaten -Schulung,
der definitiven Annahme der Lis-
ten am 11. Januar und dem nächs-
ten Parteitag am 11. März, bei dem
die Wahlkampagne offiziell lan-
ciert wird.

Außerdem verabschiedet der
Kongress bei einer Enthaltung und
einer Gegenstimme eine Ände-
rung der Parteisatzung, die es CSV-
Lokalverbänden ermöglicht, mit
offenen Listen anzutreten, das
heißt, Kandidaten aufzunehmen,
die nicht CSV-Mitglied oder gar
Mitglied einer anderen Partei sind.
Voraussetzung dafür ist, dass der
Nationalvorstand mit den passen-
den Argumenten überzeugt wird.

Welche Bedeutung die Gemein-
dewahlen vom 11. Juni 2023 für die
CSV haben, ruft Stéphanie Wey-

dert mit Blick auf 2017 in Erinne-
rung: „Wir sind die stärkste Kraft
in den Kommunen, in 70 Schöf-
fenräten vertreten, stellen 47 Bür-
germeister, 78 Schöffen und 202
Ratsmitgliedern." Mit der politi-
schen Konkurrenz beschäftigt sich
die CSV an diesem Samstag kaum.
Lediglich einleitend hält Serge
Wilmes als Vorsitzender der gast-
gebenden CSV Stad der blau -rot-
grünen Regierung vor, nur noch
mit sich selbst und ihren Affären
beschäftigt zu sein.

Und zum Abschluss kritisiert
Co -Fraktionschefin Martine Han-
sen wie schon in Ettelbrück die Bil-
dungspolitik von Claude Meisch
(DP), während Gilles Roth sich die
Grünen vorknöpft, die die steigen-
den Benzin- und Dieselpreise, die
auch dazu führen, dass Luxembur-
ger nun zum Tanken nach
Deutschland fahren, als „gewoll-
ten Lenkungseffekt" bezeichnen
würden: Die Entwicklung stelle
vielmehr eine zunehmende Belas-
tung für immer mehr Bürger dar.
Der Co -Fraktionspräsident warnt
denn auch davor, dass der Tank-
tourismus nicht wegbrechen dürfe
- er spüle Einnahmen in Milliar-
denhöhe in die Staatskassen, mit
denen Sozialleistungen finanziert
werden könnten.• Nach zehn Jahren• Abstinenz haben

wir es verdient,
zurück in
die Regierung
zu kommen.
Gilles Roth, Co -Fraktionsvorsitzender

„Slava Ukraini”
Es ist der emotionale Höhepunkt
des Kongresses: Nicolas Zharov
wird für seine Rede mit stehenden
Ovationen quittiert. Der Vorsitzende
der Vereinigung LUkraine mahnt in
eindringlichen Worten, dass sein
Land humanitäre, militärische und
politische Unterstützung benötigt
und fordert von den Europäern ein
Maximum an Engagement, um die
russischen Aggressoren zu stoppen.

Claude Wiseler bekräftigt seiner-
seits das Bekenntnis der CSV zu
den bislang getroffenen Sanktionen
und wiederholt die Aufforderung
der Christlich -Sozialen an die Regie-
rung, sich auf EU -Ebene für ein Gas -
und Ölembargo einzusetzen - was
beim jüngsten EU -Gipfel nur be-
dingt der Fall war. mas
„Slava Ukraini” bedeutet „Hoch lebe die
Ukraine" und erscheint auf der Leinwand,

als Zharov ans Rednerpult tritt.



Kongress -Wochenende: CSV mit neuem Zukunftsbild,
DP mit neuer Parteispitze

Von Marc Schlammes
Diese Pole -Position haben sie
schon mal sicher: Als erste Partei
lancieren die Christlich -Sozialen
an diesem Wochenende offiziell
den Wahlkampf. Bei ihrem Partei-
tag am Samstag - immerhin be-
reits der vierte Kongress in knapp
14 Monaten - stellen die beiden
Generalsekretäre Stéphanie Wey-
dert und Christophe Hansen die
Kampagne für die Kommunalwah-
len vor, die genau in einem Jahr,
am 11. Juni 2023 stattfinden. Und
für die schon vor zwei Monaten
eine erste CSV-Sektion ihre Kan-
didatenliste präsentierte: Niede-
ranven mit dem derzeitigen Schöf-
fen Fred Ternes als Spitzenkandi-
dat.

Die Frage
der Spitzenkandidatur

Gekoppelt an den Kampagnen-
start ist, wie das Kongress -Motto
„Eppes Neies entsteet" verrät, die
Enthüllung des Zukunftsbildes der
Partei - das in den vergangenen
Monaten mit der deutschen Komm-
munikationsagentur Guru ausge-
arbeitet wurde, die unter anderem
für die Parteikommunikation der
CDU verantwortlich ist -, und des-
sen Eckpunkte die andere Doppel-
spitze der Christlich -Sozialen, das
Präsidentenduo Elisabeth Margue
und Claude Wiseler, den Mitglie-
dern an diesem Samstag darlegen
wird.

Von Wahlkampf will man bei
der DP - noch - nichts wissen.
Auch wenn die Frage der Spitzen-
kandidatur in der Hauptstadt spä-
testens seit jenem Moment im
März 2022, als Corinne Cahen bei

RTL ankündigte, nicht für eine
weitere Amtszeit als Parteichefin
und als Familienministerin zur
Verfügung zu stehen, unbeantwor-
tet im Raum steht.

Dafür werden die DP-Mitglie-
der am Sonntag die Frage nach
ihrem neuen Vorsitzenden beant-
worten: Mittelstands- und Touris-
musminister Lex Delles soll Ca-
hen beerben. Zusammen mit der
designierten Generalsekretärin
Carole Hartmann, die ebenfalls aus
dem Wahlbezirk Osten stammt,
und Claude Lamberty als Vize -Prä-
sident soll Delles die Liberalen ins
Wahljahr 2023 führen.

Geht es nach Lydie Polfer, dann
wird die DP ihren Wahlkampf erst
im kommenden Jahr lancieren. In
einem RTL -Interview Anfang die-
ser Woche ließ die Bürgermeiste-
rin der Hauptstadt auch durchbli-
cken, dass die Frage der Spitzen-
kandidatur zum Jahresende ge-
klärt werden soll.

Als ein Indikator dienen könnte
die Popularität; zwar kann Corin-
ne Cahen im jüngsten Politmoni-
tor um sieben Punkte zulegen, liegt
aber mit einem Wert von 34 Pro-
zent weit entfernt von Lydie Pol -

fer (63 Prozent); im Wahlbezirk
Zentrum liegt das Kräfteverhält-
nis bei 41 zu 67 ...

Die Frage
nach dem „congé politique"

Mit Blick auf die Gemeinderats-
wahlen steht Taina Bofferding
(LSAP) vor ganz anderen Heraus-
forderungen. So hat die Innenmi-
nisterin den Lokalpolitikern in
Aussicht gestellt, den „congé poli-
tique" auszuweiten. Es soll ausrei-

chend Zeit verfügbar sein, um das
kommunale Mandat auszufüllen,
hatte die Ministerin schon Anfang
des Jahres in einem „Wort" -Inter-
view argumentiert. Beim traditio-
nellen Bürgermeistertag Anfang
des Monats in Mondorf bekräftig-
te sie ihre Absicht.

Beim Syvicol hat man derweil
konkrete Vorstellungen zur Frei-
stellung der Kommunalpolitiker.
Bei Gemeinden bis 3 000 Einwoh-
ner soll der Bürgermeister künftig
über zwei zusätzliche Stunden ver-
fügen, seine Schöffen über eine
weitere Stunde „congé politique".
Bei Gemeinden über 3 000 Ein-
wohner soll der politische Urlaub
um vier beziehungsweise zwei
Stunden ausgedehnt werden. Zu-
sätzlich soll das Kontingent für die
Mitarbeit in den interkommuna-
len Syndikaten von neun auf zwölf
Stunden angehoben werden.

Aktuell variiert der „congé poli-
tique", den die Innenministerin lie-
ber als „détachement" bezeichnet,
da der Lokalpolitiker in dieser Zeit
Aufgaben im Dienst der
Allgemeinheit wahrnimmt, für
Bürgermeister zwischen neun und
40 Stunden (bei Gemeinden über
10 000 Einwohner). Für Schöffen
sind es zwischen fünf und 20 Stun-
den und für Ratsmitglieder drei
oder fünf Stunden, je nachdem ob
es eine Majorz- oder Proporzge-
meinde ist.

Die Frage nach dem Statut
des Lokalpolitikers

Bis zu den Wahlen im kommen-
den Juni soll auch das Statut des
„élu local" definiert sein. Ein wich-
tiger Punkt der Regelung, auf die

der Dachverband der Gemeinden
seit längerem drängt, ist die
arbeits- und sozialrechtliche Absi-
cherung des Kommunalpolitikers.
Die angedachten Bestimmungen
sollen nach Dafürhalten der Mi-
nisterin unter anderem verhin-
dern, dass einem „élu local" wäh-
rend der Ausübung seines Man-
dats die Entlassung droht.

In diesem Gesetzentwurf soll
darüber hinaus auch die strafrecht-
liche Verantwortung des Lokal-
politikers definiert werden. Hier
gehe es nicht darum, einen Frei-
fahrtschein auszustellen; vielmehr
soll verhindert werden, dass ein
Kommunalpolitiker im Rahmen
seines Engagements persönlich
haftbar gemacht werde, erläuterte
Taina Bofferding zu Jahresanfang
den Grundgedanken der Rege-
lung. Die Haftbarkeit soll bei der
Gemeinde liegen.

Vervollständigt wird das Paket
zum Statut des „élu local" mit
einem Deontologiekodex. Im
Gegensatz zu Regierung und Par-
lament existiert ein derartiges Ver-
haltenshandbuch auf kommunaler
Ebene noch nicht.

Die Folgen
des verschobenen Wahltermins

Ein weiteres Gesetzprojekt, das
sich mit den Kommunalwahlen be-
fasst, kann derweil in Kürze ver-
abschiedet werden. Am Donners-
tag nahm der parlamentarische In-
nenausschuss den Bericht zur Vor-
lage 7892 an. Darin wird das Ge-
meindegesetz unter anderem da-
hingehend angepasst, dass es zu
keinen juristischen Lücken kommt,
da die Wahlen vom zweiten Okto-
ber -Sonntag in den Juni verscho-
ben werden.

Außerdem wird als statistische
Grundlage zur Festlegung der Grö-
ße eines Gemeinderates das natio-
nale Personenregister („registre
national des personnes physi-
ques") gesetzlich verankert.

• Geht es nach Lydie• Polfer, dann wird
die DP ihren
Wahlkampf erst im
kommenden Jahr
lancieren.



Außenminister Jean Asselborn spricht sich dafür aus, dass die Ukraine Beitrittskandidat wird
Brüssel/Luxemburg. Die von Russ-
land angegriffene Ukraine will un-
bedingt die Aussicht auf einen EU -
Beitritt. Eine erste Hürde auf dem
Weg ist nun genommen. Die EU -
Kommission hat sich dafür ausge-
sprochen, die Ukraine und Mol-
dau offiziell zu Kandidaten für den
Beitritt zur Europäischen Union zu
ernennen. „Die Ukrainer sind be-
reit, für die europäische Perspek-
tive zu sterben", sagte EU -Kom-
missionschefin Ursula von der
Leyen am Freitag in Brüssel. Man
wolle es ihnen ermöglichen, den
europäischen Traum zu leben.

Nach Auffassung der EU -Kom-
mission habe das Land deutlich das
Bestreben und Engagement zum
Ausdruck gebracht, den europäi-
schen Werten und Standards ge-
recht zu werden. Die Behörde legt
damit die Grundlage für einen
möglichen Beschluss der EU -Mit-
gliedstaaten. Die Staats- und Re-
gierungschefs wollen bereits bei
einem EU -Gipfel Ende kommen-
der Woche über das Thema bera-
ten.

„Klares Signal an Putin"
„Es ist wichtig, als EU ein Zeichen
zu setzen und ein klares Signal an
Putin zu senden. Wir lassen die
Ukraine nicht alleine. Sie kämpft
für unsere Werte und gehört zur

EU", sagte Luxemburgs Außenmi-
nister Jean Asselborn (LSAP) auf
Nachfrage dem „Luxemburger
Wort". Auch wenn natürlich klar
sei, dass die Ukraine nach dem er-
hofften Abzug russischer Truppen
Reformen in die Wege leiten müs-
se, um die Beitrittskriterien zu er-
füllen. Dies gelte ebenso für einen
möglichen EU -Beitritt Moldaus.

Daneben sei es aber auch wich-
tig, „den Balkan nicht links liegen
zu lassen". „Denn Nord -Mazedo-
nien und Albanien erfüllen alle Kri-
terien bezüglich des Beitrittskan-
didatenstatus. Und es ist funda-
mental uneuropäisch, dass ein
Land, nämlich Bulgarien, diesen
Prozess bis dato noch immer blo-
ckiert." Den anderen Balkan -Staa-
ten wie Serbien, Bosnien -Herze-
gowina, Montenegro und Kosovo

müsse man weiterhin „die euro-
päische Perspektive aufrechterhal-
ten und ihnen helfen, in die Zu-
kunft zu blicken, anstatt in der Ver-
gangenheit zu verharren".

In Rekordgeschwindigkeit

Die mehr als 40 Millionen Bürger
zählende Ukraine hatte vor rund
dreieinhalb Monaten kurz nach Be-
ginn des russischen Angriffs die
Aufnahme in die EU beantragt.
Kurz darauf reichten auch der
Nachbar Moldau sowie das im Süd-

osten Europas gelegene Georgien
Beitrittsanträge ein. Moldau hat
rund 2,6 Millionen Einwohner,
Georgien etwa 3,7 Millionen.

Der Beitrittsprozess zieht sich
üblicherweise über viele Jahre
oder gar Jahrzehnte hin. Das nun
von der EU -Kommission vorge-
schlagene Vorgehen sieht vor, der
Ukraine und Moldau den Status als
EU -Beitrittskandidaten zu geben.
Zugleich sollten weitere Fort-
schritte im Beitrittsprozess an kon-
krete Bedingungen geknüpft wer-
den. In beiden Ländern gibt es
unter anderem Defizite im Be-
reich der Rechtsstaatlichkeit und
im Kampf gegen Korruption.

Das ebenfalls einen EU -Beitritt
anstrebende Georgien soll nach
der Empfehlung der EU -Kommis-
sion hingegen erst nach der Erfül-
lung von Auflagen den Kandi-
datenstatus bekommen. Das Land
würde demnach wie derzeit Bos-
nien -Herzegowina und das Koso-
vo vorerst nur ein potenzieller Bei-
trittskandidat sein.

Der Kreml hat sich zur EU -Per-
spektive der Ukraine zurückhal-
tend gezeigt. Es handele sich hier
nicht um eine militärpolitische
Ebene, sagte Kremlsprecher Dmi-
tri Peskow am Freitag. Aber: „Es
finden verschiedene Transforma-
tionen statt, die wir natürlich sehr

genau beobachten."
Auf Grundlage der Empfehlung

der Kommission müssen nun die
EU -Staaten entscheiden, wie es
weitergeht. Die Ansichten der Re-
gierungen zum Thema gehen bis-
lang weit auseinander. So halten
Länder wie Portugal und die Nie-
derlande die Vergabe des Kandi-
datenstatus nach Angaben von Di-
plomaten für verfrüht und rein
symbolisch. Ein weiteres Argu-
ment von Skeptikern ist, dass die
EU mit ihrem Prinzip der Einstim-
migkeit etwa in Fragen der Außen -

und Sicherheitspolitik schon jetzt
als schwerfällig gilt. Sie mahnen
zunächst interne Reformen an, ehe
neuen Mitgliedern die Tür geöff-
net wird.

Der deutsche Bundeskanzler
Olaf Scholz, Frankreichs Präsident
Emmanuel Macron, Italiens Mi-
nisterpräsident Mario Draghi und
der rumänische Präsident Klaus Jo-
hannis hatten sich dagegen am
Donnerstag in Kiew dafür ausge-
sprochen, dass die Ukraine Bei-
trittskandidat wird. Sie argumen-
tieren, dass der Kandidatenstatus
eines Landes die Aufnahmeent-
scheidung nicht vorwegnimmt und
auch nicht mit einem Zeitrahmen
verbunden ist. dpa/stb

„Wir lassen die Ukraine nicht alleine. Sie kämpft für unsere Werte und gehört zur EU”, so Luxemburgs
Außenminister Jean Asselborn. Fotos: dpa/Chris Karaba



Die Zukunft der Luftfahrt ist grün - die Luxemburger Armee
beteiligt sich am Projekt „Skydweller" zur Weiterentwicklung

eines unbemannten Solarfliegers.
Von Florian Javel
Dass Armeeminister François
Bausch (Déi Gréng) diese Woche
ins Schwitzen geriet, liegt wohl
kaum daran, dass seine Visite am
Rande der spanischen Stadt Alba-
cete, um eine Absichtserklärung mit
dem amerikanisch -spanischen
Start -up Skydweller Aero Inc. und
dem Rüstungskonzern LEONAR-
DO zu unterzeichnen, zuvor eine
schlechte Wendung genommen hat-
te.

Vielmehr litten die französi-
schen, luxemburgischen, spani-
schen und italienischen Delegatio-
nen beim Treffen mit den Verant-
wortlichen von LEONARDO und
Skydweller Aero Inc. an der Re-
kordhitzewelle, die diese Woche
über Spanien - auch über Albacete
- eingetroffen war. Unter einem kla-
ren, wolkenlosen Himmel stieg die
Außentemperatur bis 40 Grad Cel-
sius - für die Delegationen eine Her-
ausforderung, doch für den Solar-
flieger Skydweller, um den es in der
Absichtserklärung geht, perfekte
Startbedingungen.

In der Karibik soll ein ähnlich
sonniges Wetter Testflüge inner-
halb der nächsten Monate ermögli-
chen. Den Transport des Solarflie-
gers bis in die Karibik soll der Lu-
xemburger Staat durch eine finan-
zielle Unterstützung übernehmen,
wozu sich das Großherzogtum in
der unterschriebenen Absichts-
erklärung verpflichtet hat. Erste
Einblicke in die aktuelle Entwick-
lung des Solarfliegers gab es bei der
Ausstellung des Skydwellers in Al-
bacete.

Wie es zum Projekt Skydweller kam
2016 beendete der Schweizer Pilot
und Abenteurer Bertrand Piccard
nach 40 000 Kilometern und 16
Stopps seine Weltumrundung.
Mehr als ein Jahr hat die erste Welt-
umrundung der Geschichte mit
einem durch reine Solarenergie be-
triebenen Ökoflieger „Solar Impul-
se 2" gedauert. Auf rund 89 Millio-
nen Euro wurden damals die Kos-
ten des Projekts geschätzt.

Daraufhin erwarb 2019 das ame-
rikanisch -spanische Start -up Skyd-
weller Aero Inc. das geistige Eigen-
tum der Stiftung SOLAR IMPULSE
und rief das Unternehmensprojekt
Skydweller ins Leben, mit dem Ziel
eine unbemannte Variante des So-
larfliegers zu produzieren und den
Transport von militärischem und
kommerziellem Material zu ge-
währleisten.

Im selben Jahr tat sich das Start -
up mit dem großindustriellen Rüs-
tungskonzern LEONARDO zusam-
men. Der Großkonzern beteiligt
sich mit einem eigenen Team an den
Entwicklungsaktivitäten des Pro-
jekts. Das Ziel beider Unterneh-
men besteht darin, das solarbetrie-
bene Luftfahrzeug anhand fort-
schrittlicher Algorithmen autonom
fliegen zu lassen (OPV, optional pi-
lotiertes Flugzeug) und ihn mit ISR-
Sensoren (Information, Surveillan-
ce, Reconnaissance) und Telekom-
munikationsmitteln auszurüsten.

Datenerfassung, Luftbildkarten,
Grenzüberwachung oder Telekom-
munikation, einschließlich Internet
und SG -Mobilfunk für abgelegene
Gebiete, sind unter anderem Diens-
te, welche von der fliegenden Platt-
form geleistet werden sollen. Eine
bekannte Telekommunikationsfir-
ma habe bereits ihr Interesse be-
kundet, 4g/sg-Mobilfunk über den
amazonischen Regenwald zu er-
möglichen.

Mit einer Flügelspannweite von
72 Metern ist der Skydweller ver-
gleichbar mit einer Boeing 747, doch
unterscheiden sich beide Luftfahr-
zeuge vom Gewicht eher radikal
voneinander. Wiegt eine leere Boe-
ing 747 fast 180 Tonnen, so sind es
lediglich 2,4 Tonnen für den Skyd-
weller. Sein Gewicht ist also ver-
gleichbar mit dem eines Autos. Die
Leichtigkeit des Flugzeugs ist den
2,4 Kilometern an leichten Kohle -

und Glasfaserröhren geschuldet,
aus denen sich die Flügel zusam-
mensetzen.

Strategisch spielt das Gewicht für
den Solarflieger eine zentrale Rol-
le, denn je leichter das Material, des-

to größer ist die Nutzlast, die trans-
portiert werden kann. Zurzeit be-
trägt die maximale Nutzlast des
Skydwellers 400 Kilogramm. Im
Gegensatz dazu können herkömm-
liche Drohnen, welche zurzeit auf
dem Markt auffindbar sind, nur bis
zu 15 Kilogramm Material transpor-
tieren und werden leistungsmäßig
bei Weitem vom Skydweller über-
troffen.

Eine unbegrenzte Reichweite

Das solarbetriebene Luftfahrzeug,
dessen Entwicklung 250 Millionen
US-Dollar gekostet haben soll, be-
sitzt zudem eine unbegrenzte
Reichweite und kann bis über 13 000
Meter hoch fliegen, wobei dieser
eine Höchstgeschwindigkeit von 92
Kilometern pro Stunde erreicht. Im
militärischen Fachjargon wird auf-
grund der mittleren Höhe (3 000 -

19 000 Meter Höhe), die der Flie-
ger erreichen kann, von einem Pseu-
dosatelliten gesprochen (MAPS,
Medium -Altitude Pseudo Satellite).

Die vier voneinander unabhängi-
gen Motoren des Skydwellers wer-
den von elektrischen Batterien mit
Solarenergie angetrieben, die über
3 600 Solarzellen, aufgeteilt auf 300
Quadratmetern, bezogen werden.

Der Solarflieger, der von einer
Bodenstation aus gesteuert werden
soll, ist vor allem dafür gedacht,
dauerhaft in der Luft zu bleiben. Ab-
heben und Landen erweisen sich als
Achillesferse des Skydwellers. Stür-
misches Wetter würde ihn auf-
grund des leichten Gewichts dabei
behindern. Um abzuheben, müssen
zudem die beiden Flügel jeweils von
zwei Crewmitgliedern anhand von
Hebeln, welche auf beiden Seiten
befestigt sind, balanciert werden.
Hierdurch wird verhindert, dass die
Flügel den Boden berühren.

Euphorisch, wagemutig und zu-
kunftsgewandt gaben sich die
Staats- und Armeevertreter in ihren
Reden vor der Unterschrift der Ab-
sichtserklärung. „Bei diesem Pro-
jekt geht es darum, die Grenzen des
Möglichen zu überschreiten", at-
testierte der CEO von Skydweller

Aero Inc. Robert Miller in seiner
Einführungsrede. Eine Zeit der Kri-
sen sei eingebrochen und mehr
denn je müsse das Bewusstsein der
Menschen für erneuerbare Ener-
gien geschärft werden.

Die Beteiligung 19 verschiedener
Nationalitäten an dem Projekt zeu-
ge zudem von dem Willen, eine
internationale Zusammenarbeit an-
zustreben. „Wir müssen auf dem
Bereich der Forschung und der Ent-
wicklung unsere Kräfte vereinen.
Ob Coronapandemie oder Inflation
- diese Zeiten haben wir gemein-
sam überstanden und heute feiern
wir diesen Erfolg auch zusammen",
lobte Valerio Cioffi, Generaldirek-
tor von LEONARDO, die bisherige
Zusammenarbeit.

Der französische General Frédé-
ric Parisot bedankte sich bei Skyd-
weller Inc. und hob dessen Rolle als
Gamechanger und Pionier hervor:
„Die Reife des Projektes ist beein-
druckend. Skydweller ist mehr als
nur ein Projekt, sondern ein Aben-
teuer, das durch die Testphase der
nächsten Monate Skydwellers Pio-
nierrolle weiter zementieren wird."

Stimmt mit Strategie überein
Armeeminister Bausch gesellte sich
zu den Lobgesängen seiner Vor-
redner und verwies auf seine enge
Beziehung zum Projekt Skydweller.
Er kenne Bertrand Piccard persön-
lich und habe des Öfteren mit ihm
über den Solarflieger gesprochen.

Bausch sei dementsprechend
stolz auf die Fortschritte der letz-
ten Jahre, welche vom amerika-
nisch -spanischen Start -up geleistet
wurden. „Die Vision Piccards war
es, das fossile Zeitalter zu verlas-
sen. Ich bin froh, dass mit dem Pro-
jekt Skydweller die Vision Piccards
geehrt wird", so Bausch.

In seiner Funktion als Trans-
portminister sei Bausch ein Unter-
stützer von Initiativen, welche da-
zu führen, den ökologischen Fuß-
abdruck Luxemburgs zu verrin-
gern. Der Skydweller schreibe sich
somit in das langfristige Projekt des
Großherzogtums ein, die Treib-



hausgasneutralität der Luftfahrt
nach vorne zu bringen und dabei
ein besonderes Augenmerk auf grü-
ne Alternativen zu setzen.

„Wir sind ein kleines Land. Wir
müssen von dieser Vorstellung weg,
dass die Armee nur aus Menschen
mit Gewehren besteht. Wir wollen
auf die Bereiche der Cyberverteidi-
gung und der grünen Technologien
ein besonderes Augenmerk legen
und zu Spitzenreitern werden", hob
Bausch hervor.

Auf den überschwänglichen Ap-
plaus der anwesenden Delegatio-
nen folgte die Unterschrift der Ab-
sichtserklärung, begleitet von zu-
friedenen Gesichtern und fest ent-
schlossenen Händedrücken. Ob-
wohl mit der Unterschrift der offi-
zielle Charakter der Veranstaltung

verabschiedet wurde, beginnt erst
jetzt die Feuerprobe von LEONAR-
DO und Skydweller. Über das
nächste Jahr hinweg soll nach dem
Transport des Solarfliegers in die
Karibik die Testphase des Projekts
in die Wege geleitet werden.

Dass der Skydweller bereits auto-
nom fliegen kann und wenig bis fast
keine Intervention eines Piloten be-
nötigt, bestätigt Oberstleutnant
Georges Campill, zuständiger Offi-
zier für das Projekt Skydweller im
Verteidigungsministerium: „Es
kann autonom fliegen, aber es feh-
len die aeronautischen Zertifizie-
rungen, damit der Skydweller auto-
nom fliegen darf. Das kann einige
Jahre dauern, bis man von den Be-
hörden diese bekommt".

Zudem müssen die notwendigen

ISR-Senoren und Telekommunika-
tionsmittel noch eingebaut werden.
„Momentan ist der Skydweller nur
ein Solarflieger, der militärisch
nicht sonderlich viel Sinn macht.
Erst sobald die nötige Technologie
zur Datenerfassung und Überwa-
chung eingebaut wird, kann er sein
Potenzial bestätigen", betont Cam-
pill weiter.

Wie es weitergeht

Auf Nachfrage des „Luxemburger
Wort" bestätigte François Bausch
das Interesse Luxemburgs, mit
LEONARDO die Durchführung
weiterer Projekte anzustreben -
einen Solarflieger würde man aber
nicht besitzen wollen: „Es ist nicht
der Plan, einen zu kaufen. Es bleibt
im Moment ein Pilotprojekt. Wir

werden in der Forschung von leich-
ten Materialien und grünen Tech-
nologien Erfahrungen sammeln und
vom Know-how LEONARDOS ler-
nen."

Die Mitarbeit an einem solch
prestigevollen Projekt beschere Lu-
xemburg eine internationale Visibi-
lität und untermauere ihre Füh-
rungsrolle im Bereich technologi-
scher Innovationsfelder, so Bausch.

Besonders im Bereich der Re-
cherche und Entwicklung emis-
sionsneutraler Alternativen für die
Luftfahrt sei man darauf aus, schnel-
ler Fortschritte zu machen, so
Bausch: „Ich will nicht in einer Ge-
sellschaft ohne Luftfahrt leben.
Können wir es schaffen, vor 2050
emissionsneutral zu fliegen, sollten
wir alles daran setzen."





GESCHICHTSBILD

Paris, 18. April 1951: Robert Schumann war ursprünglich
ein in Luxemburg geborener Deutscher, nach dem Ersten
Weltkrieg wurde er französischer Staatsbürger. Das Foto
zeigt ihn im berühmtesten Moment seines Lebens. Als
Außenminister Frankreichs unterschreibt er ein von ihm
ersonnenes Abkommen: zur Gründung der Montanunion.
Fünf weitere Staaten machen mit, neben Westdeutschland

noch Belgien, Italien, Luxemburg und die Niederlande. Sie
unterstellen ihre Kohle- und Stahlindustrie einer gemeinsa-
men Behörde — der Anfang für die europäische Integration
ist gemacht. 1957 folgen die Europäische Wirtschaftsge-
meinschaft (EWG) und die Europäische Atomgemein-
schaft, daraus wird die Europäische Gemeinschaft (EG), so-
dann die Europäische Union (EU). Allein Großbritannien
zieht es später vor, sie wieder zu verlassen; die Liste der Bei-
trittswilligen indes ist lang. Dass dazu mal ein souveräner
Staat namens Ukraine gehören würde, überstieg wohl Schu-
manns Vorstellungen. Er starbl963, mit 77 Jahren. DE





UKRAINE Bettel und Selenskyj treffen sich in Kiew
Tobias Senzig, Marlene
Bücher, Sidney Wiltgen

Luxemburgs Premierminister
Xavier Bettel ist am Diens-
tag überraschend in die Ukrai-
ne gereist. Dort besuchte er
Kriegsstätten wie Butscha und
Irpin. Am Nachmittag sprach
er mit dem ukrainischen Präsi-
denten Wolodymyr Selenskyj.

Luxemburgs Premierminister
Xavier Bettel ist am Dienstag in
die Ukraine gereist. Dort hat er
sich am Nachmittag auch mit
dem ukrainischen Präsidenten
Wolodymyr Selenskyj getroffen.
Bettel reiste - wie schon ande-
re Regierungschefs vor ihm -
mit dem Zug nach Kiew. Um 10
Uhr ukrainischer Zeit - 9 Uhr
Luxemburger Zeit - kam er am
Bahnhof in der ukrainischen
Hauptstadt an. Dort wurde er
von Vize -Außenministerin Emine
Dzhaparova empfangen, die Lu-
xemburg Anfang Juni besucht
hatte. Gemeinsam mit Dzhapa-
rova besuchte Bettel die Kriegs-
stätten Borodjanka, Butscha und
Irpin.

Borodjanka, eine wenige Kilo-
meter nordwestlich von Kiew ge-
legene Kleinstadt, zählte vor dem
Krieg 13.000 Einwohner. Die
russischen Streitkräfte ließen sie
nach ihrem Abzug größtenteils
zerstört zurück. Der litauische
Staatspräsident Gitanas Nauseda
hatte bei seinem Besuch am 13.
April von „apokalyptischen Bil-
dern" gesprochen. Wie in Butscha
waren auch in Borodjanka Hun-
derte Leichen von Zivilisten ent-
deckt worden. Einige von ihnen
wiesen Folterspuren auf. „Bo-
rodjanka hat durch die russische
Zerstörung bis zum Punkt der
totalen Zerstörung gelitten und
ist ein Symbol sinnloser Grau-
samkeit und Gewalt", schrieb
Premierminister Bettel zu seinem
Besuch auf Twitter. „Nichts kann

den Schrecken dessen vermitteln,
was hier geschehen ist."

Nach Borodjanka reiste Bettel
an einen weiteren Kriegsschau-
platz: Butscha. Dort besuchte er
die Stätten der Massengräber. „Es
gibt keine Worte, um die unvor-
stellbare menschliche Tragödie
zu beschreiben", so der Premier
auf Twitter. In Irpin besuchte Bet-
tel auch die Ausstellung „Ukrai-
ne -Crucifixion" und nahm an
einer Zeremonie zum Gedenken
an die ukrainischen Kinder teil,
die bei der Invasion starben. Der
Premierminister legte als Geste
des Gedenkens ein Spielzeug nie-
der.

Am Nachmittag trat der Lu-
xemburger Premier dann ge-
meinsam mit Präsident Selenskyj
im Präsidialamt in Kiew vor die
Presse. „Ich bin zutiefst beein-
druckt von Ihnen", sagte der Lu-
xemburger Premier zu seinem
Gegenpart. In zwei Tagen werde
in Luxemburg der Nationalfeier-
tag begangen. „Das bedeutet, den
Frieden und die Werte zu feiern,
für die ihr kämpft." Bettel sei
nach Kiew gekommen, um den
Ukrainern seine Solidarität aus-
zudrücken. Luxemburg mache
alles, was man könne, um die
Ukraine zu unterstützen. „Meine
Botschaft an den Präsidenten
und an das ukrainische Volk, hier
in der Ukraine und an all jene,
die anderswo Zuflucht suchen -
ist klar: Wir - Luxemburg und die
Luxemburger - stehen an Ihrer
Seite."

Diskussionen
über weitere Hilfen

Luxemburg wisse, was es be-
deute, wenn ein großer Nachbar
meine, über einen entscheiden
zu können. „Es ist dank der Hilfe
und Solidarität anderer, dass ich
heute in einer Demokratie lebe",

sagt Bettel. Die militärische
Unterstützung Luxemburgs sei
historisch, erstmals habe Luxem-
burg auch letale Waffen geliefert.
„Luxemburg hat 100 Prozent
der versprochenen Hilfen ge-
liefert." Derzeit würden noch
Diskussionen über weitere Hilfen
geführt werden.

Luxemburg respektiere das
Gutachten der Europäischen
Kommission, die sich für den
Kandidatenstatus für die Uk-
raine ausgesprochen habe. Bet-
tel erklärte, dass Luxemburg die
„unverzügliche Gewährung des
Kandidatenstatus" unterstützen
werde. „Dies ist ein wichtiges Si-
gnal der Hoffnung, das Sie, die
Ukraine und das ukrainische
Volk verdienen." Der Premier-
minister fügte jedoch hinzu: „In
dieser Debatte ist es wichtig,
dass die Erwartungen aller Par-
teien erfüllt werden." Es gebe
kein „beschleunigtes Verfahren",
um Mitglied der EU zu werden.
„Mit dem Kandidatenstatus be-
ginnt ein langer Prozess", sagte
Bettel. Man könne den gemein-
schaftlichen Besitzstand und
die Kopenhagener Kriterien -

Rechtsstaatlichkeit, Achtung der
Grundrechte und eine funktio-
nierende Marktwirtschaft - nicht
ignorieren.

Luxemburgs Premier sagte,
dass er angesichts der Bilder
in Butscha tief bewegt sei. „Ich
kenne die Fernsehbilder - es ist
etwas anderes, wenn man es er-
lebt", sagte Bettel auf der Presse-
konferenz. Er sei Teil einer
Generation, die keinen Krieg ge-
kannt habe. „Ich hoffe sehr, dass
die zukünftigen Generationen der
Ukraine ebenfalls keinen Krieg
mehr erleben müssen." Traumata
würden jedoch bleiben — und es
sei wichtig, dass jede Art von Ver-
brechen aufgeklärt werde. Den
Wiederaufbau des Landes müsse
die Ukraine aber nicht alleine be-
werkstelligen: „Den Wiederauf-



bau gehen wir gemeinsam an",
sagte Bettel.

Bettel ist mit seiner Reise in die
Ukraine einer Einladung Wolody-
myr Selenskyjs gefolgt. „Auf der
Tagesordnung standen Besuche
von Städten, die von der russi-
schen Aggression betroffen sind,
sowie eine Reihe von bilateralen
politischen Gesprächen", heißt
es in einer Mitteilung des Lu-
xemburger Staatsministeriums im
Vorfeld.

Seit Kriegsbeginn sind bereits
mehrere europäische Staats- und
Regierungschefs nach Kiew ge-
reist. Auch EU -Kommissions-
präsidentin Ursula von der Leyen
zeigte so ihre Solidarität mit der
Ukraine. Mitte März waren die
Premiers Polens, Tschechiens
und Sloweniens — Mateusz Mo-
rawiecky, Petr Fiala und der in-
zwischen abgewählte Janez Jansa
— als erste Regierungschefs der
EU in einer geheim vorbereiteten
Mission zum ukrainischen Prä-
sidenten Selenskyj gereist. Spä-
ter folgten der britische Premier
Boris Johnson und der öster-
reichische Kanzler Karl Neham-

mer sowie die Regierungschefs
von Spanien und Dänemark,
Pedro Sânchez und Mette Frede-
riksen.

In der vergangenen Woche
waren die Regierungschefs
Deutschlands, Frankreichs und
Italiens nach Kiew gereist. Es ist
der erste Besuch Bettels in der
Ukraine seit dem Ausbruch des
Krieges. Die EU -Kommission
hatte am Freitag empfohlen, die
Ukraine und Moldau zu Kandi-
daten für den Beitritt zur Euro-
päischen Union zu ernennen. Die
Entscheidung darüber müssen
nun die Staats- und Regierungs-
chefs der 27 EU -Länder bei ihrem
Gipfel ab Donnerstag treffen.

Kurz nach Kriegsbeginn hatte
Bettel für viele Beobachter über-
raschend auch zweimal mit dem
russischen Präsidenten Wladi-
mir Putin telefoniert. Bettel sagte
damals, dies sei auf Wunsch Se-
lenskyjs hin geschehen. Seine Ki-
ew -Reise hatte Bettel nach der
Video -Ansprache von Selenskyj
vor dem luxemburgischen Parla-
ment am 2. Juni angekündigt,
ohne allerdings ein Datum zu

nennen. Damals hatte Bettel
gegenüber L'essentiel erklärt,
dass er plane, bald in die Ukrai-
ne zu reisen. „Jetzt habe ich eine
Einladung, ich werde kommen",
sagte Bettel nach der Video -An-
sprache Selenskyjs in der Cham -

ber.
Der ukrainische Präsident

hatte seine Rede im Parlament
mit einem Verweis auf Luxem-
burgs Leitspruch „Mir wëlle blei-
wen, wat mir sinn" begonnen.
Diese Devise zähle nun auch für
die Ukrainer mehr denn je. Se-
lenskyj bedankte sich zudem
für Luxemburgs Unterstützung
im Kampf gegen Russland. „Die-
ser Krieg ist ausschlaggebend für
Europa", sagte er vor dem Lu-
xemburger Parlament. Es gehe
darum, die gemeinsamen Werte
der Europäer zu verteidigen. Pre-
mier Bettel sprach danach vor
dem Plenum seine Bewunderung
für das ukrainische Volk aus und
wie es sich erbittert gegen eine
von Russland auferlegte Zukunft
wehre. „Ihr könnt auf unsere Ent-
schlossenheit zählen, euch zu
unterstützen", sagte Bettel.

Einschätzung eines Militärexperten
Als Militärexperte schätzt Oberst Markus Reisner von der The-
resianischen Militärakademie in Österreich für das Tageblatt die
Sicherheitslage in Kiew ein. Der luxemburgische Premierminister
Xavier Bettel hat die ukrainische Hauptstadt am Dienstag besucht.
Reisner behält auch die russische Seite im Blick und weiß, wie
geschickt diese ihre Propaganda strickt. Besuche von westlichen
Staats- und Regierungschefs beim ukrainischen Präsidenten Wolo-
dymyr Selenskyj sind demnach, so gut gemeint sie auch sind, ein
gefundenes Fressen für das russische Narrativ.
Die Sicherheitslage in Kiew lässt sich Reisner zufolge nicht ver-
gleichen mit jener der ersten Wochen des Konflikts. Da stand im
Raum, dass die Russen auch in Kiew eine Entscheidung herbei-
führen könnten. „Dass ihnen das nicht gelungen ist, wissen wir
heute", sagt Reisner. „Das Problem aber ist, dass die Russen, wenn
sie wollen, jedes Ziel in Kiew angreifen können." Das ist bei of-
fiziellen Besuchen westlicher Politiker in Kiew bereits der Fall
gewesen, dass an jenen Tagen russische Raketen in Kiew ein-
schlugen.
Reisner sieht die westlichen Besuche in Kiew trotzdem als pro-
blematisch an, da sie durchaus im Interesse der russischen Seite
sein könnten. „Sie passen perfekt in das russische Narrativ hin-
ein", sagt Reisner. Aber dafür müsse man sich anschauen, wie die
Russen über den Krieg berichten. „Dort heißt es nicht `wir gegen die
Ukraine, sondern `der Westen, die EU, die NATO und die USA gegen
uns'." Wenn man nun im russischen Staatsfernsehen einen westlichen
Staats- oder Regierungschef nach Kiew pilgern sehe, passe dies „per-
fekt in dieses Bild". Das russische Narrativ, sich nicht im Krieg mit der
Ukraine zu befinden, sondern in einem Krieg mit quasi der ganzen



westlichen Welt zu stecken, helfe Moskau auch darin, die eigenen mi-
litärischen Verluste zu rechtfertigen. (A.8.)







Kurzbesuch in Kiew: Bettel trifft Selenskyj im Vorfeld von wegweisendem EU -Gipfel
Kiew. „Das lässt niemanden unbe-
rührt." Xavier Bettel (DP) zeigt
sich tief betroffen von seinem Be-
such in den vom Krieg zerstörten
ukrainischen Ortschaften - und
den Begegnungen mit den Men-
schen, die in einem unwirtlichen
Umfeld zu überleben versuchen.
Zu einem Kurzbesuch trifft der lu-

xemburgische Premierminister
gestern in Kiew ein; ehe ihn der
ukrainische Präsident Wolodymyr
Selenskyj zu politischen Gesprä-
chen empfängt, erhält Bettel in Bo-
rodjanka, Butscha und Irpin einen
Eindruck vom Ausmaß der Zer-
störung, die der Krieg des russi-
schen Präsidenten hinterlässt.

Bettel ist der erste EU -Regie-
rungschef, den Selenskyj trifft,
nachdem die EU -Kommission sich
am Freitag für einen Kandidaten-
status für die Ukraine ausgespro-
chen hat. Mit Blick auf den bevor-
stehenden EU -Gipfel, warnt der lu-
xemburgische Regierungschef sei-
ne europäischen Partner vor dem

„historischen Fehler”, der Ukraine
keine europäische Perspektive zu
bieten. Es gehe darum, dem Land
nicht nur materiell und militä-
risch zu helfen, sondern auch mo-
ralisch, betont Bettel den hohen
symbolischen Stellenwert des Kan-
didatenstatus. mas



Beim Kurzbesuch in Kiew bekräftigt Premier Bettel Luxemburgs Unterstützung für eine EU -Perspektive der Ukraine

Von Marc Schlammes
Borodjanka. Butscha. Irpin. Namen
von Orten, die bis vor vier Mona-
ten kaum ein Westeuropäer kann-
te. Und die seit dem 24. Februar
2022 und dem russischen Überfall
auf die Ukraine Zeugnis ablegen
von den klaffenden Wunden, die
der Krieg von Präsident Putin hin-
terlässt. Materiell. Menschlich.

Wenn in diesen Tagen ein Poli-
tiker in die Ukraine reist, um seine
Solidarität mit Präsident Wolody-
myr Selenskyj und der ukraini-
schen Bevölkerung zu bekunden,
gehört der Besuch von Borodjan-
ka, Butscha und Irpin zum Pflicht-
programm. Nirgendwo sonst lässt
sich die Realität des Krieges ein-
drücklicher vermitteln.

Am Dienstag ist es an der Reihe
von Xavier Bettel. Der luxembur-
gische Regierungschef kommt der
Einladung von Wolodymyr Selens-
kyj nach; als dieser am 2. Juni via
Videoschalte vor der Abgeordne-
tenkammer spricht, lädt er Bettel
und Chamberpräsident Fernand Et -
gen (DP) zu einem Besuch nach Ki-
ew ein.

„Das sind Bilder, die man nie ver-
gisst", resümiert ein tief betroffe-
ner Xavier Bettel seine Eindrücke:
„Das lässt niemanden unberührt."

Der luxemburgische Premiermi-
nister zeigt sich erschüttert über
das Ausmaß der materiellen Zer-
störung. Straßen, Brücken, Wohn-
häuser, Schulen, Krankenhäuser:
Die Infrastruktur von Orten wie

Borodjanka, Butscha und Irpin ist
derart in Mitleidenschaft gezogen,
dass Leben kaum noch vorstellbar
ist.

„Ich habe keine Tränen mehr"
Und doch müssen die Menschen,
die den Krieg bis dato überlebt ha-
ben, in diesem unwirtlichen Um-
feld weiter leben. Überleben. Xa-
vier Bettel zeigt sich „tief beein-
druckt" von den Begegnungen mit
den Menschen vor Ort, die ihm ihr
Schicksal schildern. So wie jene
Mütter, die ihre Kinder verloren
haben und nun für ihre Enkel sor-
gen müssen und dem Besucher aus
Luxemburg mit Sätzen wie „Ich ha-
be keine Ahnung, wie es weiter ge-
hen soll" und „Ich habe keine Trä-
nen mehr" jene persönlichen Dra-
men schildern, die Putins Krieg
provoziert. „Das alles ereignet sich
keine zwei Flugstunden von Lu-
xemburg entfernt", weist Bettel im
Gespräch mit dem „Luxemburger
Wort" auf die geografische Nähe
zwischen Luxemburg und der
Ukraine hin.

Die Reise nach Kiew muss der
luxemburgische Premier mit dem
Zug antreten. So wie es in der Vor-
woche auch der italienische Mi-
nisterpräsident Mario Draghi, der
französische Präsident Emmanuel
Macron und der deutsche Kanzler
Olaf Scholz tun mussten. Aus Si-
cherheitsgründen. Um ein Maxi-
mum an Sicherheit zu gewährleis-
ten, wird die Reise von Bettel auch

bis zuletzt geheim gehalten. Erst
mit der Ankunft in Kiew und dem
Empfang durch die ukrainische Vi-
ze -Außenministerin Emine Dscha-
parowa wird der Besuch offiziell
kommuniziert.

Bettel selbst will dem Sicher-
heitsaufwand um seine Person
nicht zu viel Bedeutung beimes-
sen. „Ich beschwere mich nicht,
denn ich weile bloß für ein paar
Stunden in Kiew, während die Be-
wohner seit nun schon vier Mona-
ten in ständiger Angst leben müs-
sen vor dem nächsten Luftalarm
und Luftangriff."

Bange Blicke nach Brüssel

Unter dem Eindruck des Erlebten
trifft der Premierminister am
Nachmittag unter anderem mit
Präsident Wolodymyr Selenskyj zu
politischen Gesprächen zusam-
men. Bettel ist der erste europäi-
sche Regierungschef, der sich mit
Selenskyj trifft, seit sich die EU -
Kommission am Freitag dafür aus-
gesprochen hat, der Ukraine - und
der Republik Moldau - den Status
eines Beitrittskandidaten zuzu-
erkennen. Beim Gipfel am Don-
nerstag und Freitag sollen die
Staats- und Regierungschefs eine
Entscheidung fällen - wobei diese
einstimmig ausfallen muss.

Dass sich ein paar Staaten
schwer tun mit ihrem Ja, will Bet-
tel nicht hinnehmen. „Es wäre ein
historischer Fehler, der Ukraine
keine europäische Perspektive zu
bieten." Die EU stehe nicht nur in

der Pflicht, den Ukrainern mate-
riell und militärisch zu helfen, son-
dern auch moralisch, unter-
streicht der Premier die hohe sym-
bolische Bedeutung des Kandi-
datenstatus.

Für ihn ist es auch nicht nach-
vollziehbar, wenn in einigen
Hauptstädten nun über einen
Rückzieher nachgedacht werde.
Das würde nicht der eingeschla-
genen Prozedur entsprechen, er-
innert Bettel daran, dass die EU -
Kommission von den 27 Mitglied-
staaten mit einer Stellungnahme
beauftragt worden sei - und diese
sei im Fall der Ukraine positiv aus-
gefallen. Gleiches gilt für Moldau,
während Georgien nach Dafürhal-
ten der Kommission weitere Auf-
lagen erfüllen muss, ehe der Kan-
didatenstatus in Frage kommt.

Auf die Unterstützung aus Lu-
xemburg kann die Ukraine zählen.
Das haben Premier Bettel und
Außenminister Jean Asselborn
(LSAP) zuletzt mehrfach bekräf-
tigt. Darüber hinaus hilft Luxem-
burg auch in anderen Bereichen:
So wurden vorige Woche 692 000
Antigen -Tests nach Kiew gelie-
fert, um die Ukraine im Kampf
gegen das Corona-Virus zu unter-
stützen.• Das sind Bilder, die• man nie vergisst.

Xavier Bettel, Premierminister





LUXEMBURG Verteidigungsbudget soll bis 2028 progressiv erhöht werden
Sidney Wiltgen

Ein luxemburgisch -belgisches
Bataillon soll die Speerspitze
der luxemburgischen Ver-
teidigungspolitik der nächs-
ten Jahre bilden. Bis 2028 will
Luxemburg die Verteidigungs-
ausgaben deutlich in die Höhe
schrauben. Das aufgrund
des „Krieges in der Ukrai-
ne und der allgemeinen geo-
politischen Lage", kündigte
Verteidigungsminister Fran-
çois Bausch auf einer Presse-
konferenz am Freitag an. Was
hält die Opposition von den
Plänen?
Eine Milliarde Euro - so viel
Geld will Luxemburg bis 2028
in Verteidigungsausgaben in-
vestieren. „Die Europäische
Union muss fähig sein, ihre Gren-
zen selbst zu verteidigen", sagte
François Bausch („déi gréng") auf
einer Pressekonferenz am Frei-
tag. Vorzeigeprojekt soll ein lu-
xemburgisch -belgisches Bataillon
werden. „Wir wollen der sicher-
heitspolitischen Lage Rech-
nung tragen." Bausch führte den
Krieg in der Ukraine und die geo-
politische Lage insgesamt sowie
die Verpflichtungen der NATO
gegenüber als Gründe für den ge-
planten Anstieg an Verteidigungs-
ausgaben an. „Wir wollen uns als
vertrauenswürdigen Partner prä-
sentieren."

Eigentlich verpflichten sich die
NATO-Mitgliedsländer, insgesamt
zwei Prozent ihres Bruttoinlands-
produktes (BIP) für das Ver-
teidigungsbudget bereitzustellen.
Eine Hürde, die Verteidigungs-
minister Bausch weiterhin für
arbiträr und in Luxemburg für
nicht umsetzbar hält. „Wir sind
ein kleines Land und haben zu-
dem ein überdurchschnittlich
hohes BIP", sagte der Grünen -Mi-
nister. Zudem habe Luxemburg
„näischt, wat an d'Geld schléit,
keng Marine a keng Air Force".
Er wolle sich auch deshalb inner-
halb der NATO, zusammen mit
Deutschland, Frankreich und
Kanada, gegen die Zwei -Pro-
zent -Klausel einsetzen. Wenn
Luxemburg also weitere Aus-

gaben tätige, dann nur in den
Bereichen, die das Land auch be-
wältigen und stemmen könne.
„Wir können uns nicht unendlich
diversifizieren."

Deshalb hat Luxemburg bis
2028 vorerst ein Prozent ins Vi-
sier genommen. Basierend auf
den Prognosen des Statec, sollen
bis dann 994 Millionen Euro für
die Verteidigung ausgegeben wer-
den. Das sind Zusatzausgaben in
Höhe von 278 Millionen Euro
zu den bisher vorgesehenen 716
Millionen Euro, oder 0,72 Pro-
zent des BIP. Unabhängig davon,
wie sich die Prognosen des Sta-
tec noch verändern - oder auf-
grund anderer Umstände nicht
eintreffen -, will Luxemburg die
angepeilten Investitionen den-
noch tätigen. Das größte Risiko
für die zahlreichen Projekte sieht
die Verteidigungsdirektion dem-
nach nicht in der Finanzierung -

zahlreiche Finanzierungsgesetze
müssen aufgrund des Umfangs
der Projekte noch der Chamber
vorgelegt und gestimmt werden -,
sondern bei den zahlreichen ex-
ternen Partnern. „2028 ist dem-
nach kein Datum, an dem wir mit
aller Gewalt festhalten", sagte
Georges Campill aus der Ver-
teidigungsdirektion. Man wolle
die Projekte nachhaltig und lang-
fristig auslegen. „Sonst könnten
wir auch einfach einen Scheck
über die benötigte Geldmenge
ausstellen", so Bausch.

Wenig Kritik von
CSV und ADR

„Luxemburg zeigt eine Kontinui-
tät in seiner Verteidigungspolitik,
wie es sie schon lange gibt", sagte
der CSV-Abgeordnete und ehe-
malige Verteidigungsminister
Jean-Marie Halsdorf auf Tage-
blatt - Anfrage. Dazu gehöre das
Satellitenwesen wie auch das nun
angekündigte binationale Batail-
lon mit dem langjährigen Partner
Belgien. Dass das Verteidigungs-
budget zukünftig auf ein Prozent
des BIP gehoben werden soll,

kommentierte Halsdorf wie folgt:
„Wir müssen unsere Hausauf-
gaben innerhalb der NATO erle-
digen, damit wir als zuverlässiger
Partner Anerkennung erhalten."
Ob die von Bausch gesetzte Zeit-
schiene bis 2028 und die Um-
setzung der geplanten Projekte
realistisch seien, hänge auch viel
davon ab, ob die Regierung die
nötige Anzahl an Rekruten finde.

Eine Frage, die laut Jean-Ma-
rie Halsdorf weiterhin im Raum
stehe, sei die des geplanten
Militärkrankenhauses. „Die
Idee ist noch vorhanden, das
Konzept von François Bauschs
Vorgänger aber nicht mehr",
resümierte Halsdorf die von
Bausch erhaltene Antwort in
der Kommissionssitzung am
Freitagmorgen. „Bausch verwies
lediglich auf das Gesundheits-
ministerium."

Der ADR-Abgeordnete Fer-
nand Kartheiser begrüßt die
progressive Erhöhung des Ver-
teidigungsetats. „Ich halte
das auch aufgrund des inter-
nationalen Drucks für richtig,
den Verteidigungsetat hochzu-
schrauben", sagte Kartheiser. „Ich
unterstütze den Verteidigungs-
minister ebenfalls in der Aussage,
dass das Erreichen der Zwei -Pro-
zent -Marke für unser Land nicht
realistisch ist." Probleme sieht
die ADR jedoch im luxembur-
gisch -belgischen Projekt des ge-
meinsamen Bataillons. „Ab dem
Moment, in dem wir eine bi-
nationale Einheit haben, liegt die
Entscheidungskraft über deren
Einsatz bei internationalen Gre-
mien", meinte Kartheiser.

Gegenwind von
„déi Lénk" und Piraten

Überrascht - und doch irgend-
wie nicht. So lautete das Fazit
der Linken -Politikerin Nathalie
Oberweis. Angesichts der inter-
nationalen Lage und der Logik,
der man sich innerhalb der NATO
verpflichte, sei die Erhöhung der
Verteidigungsausgaben ein logi-



scher Schritt der Regierung ge-
wesen. „Ich bin natürlich nicht
damit einverstanden, verstehe
den Schritt aber." Es sei für Ober -
weis jedoch unverständlich, wie
in dieser internationalen Krise
auf einmal so viel Geld auf-
gewendet werden kann, während
nationale Krisen nicht den glei-
chen Stellenwert erhielten.

Wenig überzeugt zeigte sich
auch Marc Goergen von den
Piraten. „Wenn wir eine Mil-
liarde investieren würden, um
energieautark zu werden, hät-
ten wir mehr erreicht", mein-
te Goergen. „Wir Piraten stehen
zur Grundidee der NATO, sind
aber der Überzeugung, dass
diese von Grund auf reformiert
werden muss." Ein Beispiel sei
die Blockadehaltung der Türkei
gegenüber Schweden und Finn-
land, die derzeit zu beobachten
sei.

Binationales Bataillon

Die Erhöhung des Verteidigungs-
budgets schreibt Goergen nicht
etwa parteipolitischen Ent-
scheidungen, sondern der all-
gemeinen Stimmung in Europa
zu. Überall werde aufgerüstet,
unabhängig von der politischen
Couleur, die jeweils an der Macht
ist. Dabei gebe es durchaus sinn-
volle Projekte, die mit dem Ver-
teidigungsbudget finanziert
werden könnten. „Das Militärkran-
kenhaus — das aber wird wohl
nicht demnächst umgesetzt wer-
den", sagte Goergen. Bei den nun
angekündigten Projekten fehl-
ten noch Details, um klare Kritik
ansetzen zu können. „Mal abwar-
ten, was für Details zum gemein-
samen Bataillon noch kommen",

so Goergen. Den Piraten aber
wäre eine europäische Armee lie-
ber - dann müsse nicht jeder sein
eigenes Ding durchsetzen.

Das Vorzeigeprojekt, das bis
2028 stehen soll, ist das luxem-
burgisch -belgische Aufklärungs-
bataillon. Bestehend aus 600 bis
800 Mann, von denen Luxem-
burg die Hälfte stellen soll, soll
dieses Bataillon unter NATO-Kri-
terien stets einsatzbereit sein.
„Dafür brauchen wir das nöti-
ge Material und die nötige Aus-
rüstung, Waffen, Munition und
Transportfahrzeuge", so Bausch
auf der Pressekonferenz. „Hinzu
kommt die nötige Infrastruktur
für die Wartung, Aufbewahrung
und Unterbringung des Batail-
lons."

Der Kostenpunkt für das
Bataillon könne man derzeit aber
noch nicht genau abschätzen,
meinte General Steve Thull.
„Eine Arbeitsgruppe mit dem
Namen Ermesinde, bestehend
aus 40 Personen, wird bis nächs-
tes Jahr die genauen Bedürfnisse
definieren." Die nötige Zahl an
Rekruten - 100 weitere Soldaten
würden dafür benötigt werden
- hoffe man nicht zuletzt durch
den dem Parlament vorliegenden
Gesetzentwurf zur Neugestaltung
der militärischen Karriereleiter
zu ermöglichen. Dadurch sollen
die staatlichen B- und A2 -Kar-
rieren auch beim Militär ermög-
licht werden. „Wir warten auf
ein Gutachten des Staatsrates",
so Bausch und Thull zum der-
zeitigen Stand.

Weitere Ausgaben würden
die Instandhaltung und Ent-
wicklung der Luxemburger „Luft-
kapazitäten" betreffen sowie die
weiterlaufende Unterstützung
der luftgestützten Luftraumauf-

klärung und -überwachung der
NATO. „Der AWACS-Flieger
dürfte ja jedem ein Begriff sein",
meinte Georges Campill. „Das
ist schon etwas in die Jahre ge-
kommen und dessen Ersatz wird
demnächst auch Thema in der
NATO werden." Zudem wird Lu-
xemburg sich am Aufbau eines
Logistiknetzwerkes der EU be-
teiligen und auch die nationale
und internationale militärische
Infrastruktur in Luxemburg reno-
vieren. „Ich denke da vor allem
an den Waldhaff", ergänzte Fran-
çois Bausch.

Luxemburg werde seinen
Partnerländern dann auch weiter-
hin in seinen Spezialgebieten
Hilfestellung bieten. „Im ISR-Be-
reich (Intelligence, Surveillance
and Reconnaissance), der medizi-
nischen Evakuierung, der Obser-
vation und im Transport werden
wir unsere Anstrengungen fort-
führen", so Campill. Vor diesem
Hintergrund werde man weiter-
hin die Kapazität der Armee für
Drohnen ausweiten und weiter-
entwickeln, wie auch an der im
März vorgestellten Verteidigungs-
strategie fürs Weltall festhalten.
Das heißt, dass auch weiterhin
am Kommunikationssatelliten
SATCOM, dem Erdobservations-
satelliten (LUXEOSys), fest-
gehalten und in den Bereichen
der „Space Situational Awaren-
ess" und dem „Clean Space"
investiert werde. „Die Cyber-
kapazitäten der Armee werden in
mehreren Forschungsprojekten
mit der Universität Luxemburg
weiterentwickelt." Luxemburg
sei stark in der Aufklärung, dem
Transport und dem Cyberbereich.
„Da soll weiter investiert wer-
den", sicherte Verteidigungs-
minister Bausch zu.

Schweden und Finnland:
Kein NATO-Beitritt im Sommer?
Der nächste NATO-Gipfel ist vom 28. bis zum 30. Juni in Madrid. Auf die Tageblatt -Frage,
wie es um den NATO-Beitritt der beiden Länder stehe, merkte Luxemburgs Verteidigungs-
minister François Bausch an, dass er vorerst nur schlechte Nachrichten habe. „Die Tür-
kei blockiert den Beitritt aus innenpolitischen Gründen", sagte Bausch. „In der Türkei sind
nächstes Jahr Wahlen und Erdogan lässt deswegen seine Muskeln spielen." Es wäre ein tak-
tischer Fehler, Schweden und Finnland den NATO-Beitritt zu verwehren. „Wie so oft bei
solchen Gipfeln hoffe ich auf eine Einigung in letzter Sekunde."



Ostflanke der NATO
Luxemburg plant derzeit nicht, weitere Soldaten an die Ostflanke der NATO
zu schicken. Das hat François Bausch auf der Pressekonferenz am Frei-
tag bestätigt. Die derzeitige „Abschreckung reicht vollkommen aus", sagte
Bausch. Am Wochenende hatte Litauen angekündigt, den Bahnverkehr in
die russische Exklave Kaliningrad beschränken zu wollen - was wiederum
für schwere Reaktionen aus Russland gesorgt hatte.
„Deutschland hat vorgeschlagen, eine Kommandostruktur in der Region auf-
zubauen, damit im Ernstfall genug Soldaten aufgebracht werden können."
Man solle aber nun nicht weiter provozieren und einen möglichen Krieg
verhindern.



Ukrainekrieg

Am 21. Juni reiste Xavier
Bettel in die Ukraine
und kam somit der Ein-
ladung von Präsident

Wolodymyr Selenskyj nach,
die dieser, als er am 2. Juni via
Videoschalte vor der Chamber
sprach, an den luxemburgischen
Regierungschef richtete. Wie
bereits mehrere Regierungschefs
vor ihm reiste auch der Premier-
minister aus Sicherheitsgründen
per Zug an. Sein Besuch wurde

geheim gehalten und erst dann

offiziell kommuniziert, als er in
Kiew eingetroffen und von der
ukrainischen Vize -Außenmi-
nisterin Emine Dschaparowa
begrüßt wurde.

Bettel besuchte Borodjanka,

Butscha und Irpin. Orte, die
im Zuge des russischen Über-

falls am 24. Februar besonders
in Mitleidenschaft gezogen

wurden und als Synonyme für
das zerstörerische Ausmaß des

Angriffs Putins stehen. Nicht nur
sind zahllose Gebäude zerstört

worden. Auch Infrastrukturen
wie Straßen und Brücken sowie

Schulen und Krankenhäuser sind
zerstört. Ein Leben ist dort fast
nicht mehr möglich.

„Das sind Bilder, die man
nie vergisst. Das lässt nieman-

den unberührt", fasste der Pre-
mierminister seine Eindrücke
gegenüber dem Luxemburger
Wort zusammen. Die Begegnung
mit den Menschen vor Ort habe
ihn tief beeindruckt. Denn das
menschliche Leid ist gravierend.
Viele Menschen haben bereits

ihr Leben verloren oder sind
fürs Leben gezeichnet.

Am Nachmittag traf sich Bettel
unter anderem mit Präsident
Wolodymyr Selenskyj zu politi-
schen Gesprächen. „Es wäre ein
historischer Fehler, der Ukraine
keine europäische Perspektive zu
bieten", betonte Bettel mit Blick
auf die Beitrittskandidatur der
Ukraine und unterstrich, dass

die EU nicht nur verpflichtet sei,
den Ukrainern materiell und
militärisch zu helfen, sondern
auch moralisch.
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KONJUNKTUR Erstes Quartal 2022
Christian Muller
Am Dienstag hat Statec seine
erste Schätzung für das
Wirtschaftswachstum zu
Beginn des Jahres 2022 be-
stätigt. Die Luxemburger
Wirtschaft befindet sich
weiterhin auf Wachstums-
kurs.
In den ersten drei Monaten des
Jahres ist die Luxemburger Wirt-
schaft, verglichen mit dem letz-
ten Quartal des Jahres 2021, um
1,2 Prozent gewachsen. Das teilte
das statistische Institut Statec am
Dienstag in einer Pressemeldung
mit. Verglichen mit dem Vor-
jahresquartal beträgt das Wachs-
tum vier Prozent. Es ist die
Bestätigung eines vorläufigen Er-
gebnisses, das Statec Ende Mai
verkündet hatte.

Gleichzeitig hat Statec eine
Reihe Wachstumszahlen nach
oben revidiert, wie das Institut in
derselben Mitteilung schreibt. So
gehen die Statistiker mittlerweile
davon aus, dass die jährliche
Wachstumsrate im Großherzog-
tum im letzten Quartal 2021 4,9
Prozent (bisher: 4,8 Prozent), im
dritten Quartal 5,1 Prozent (bis-
her: 4,8 Prozent) und im zweiten
Quartal 2021 12,9 Prozent (bis-
her: 12,7 Prozent) betragen hat.
Im Gesamtjahr 2021 soll die Zu-
wachsrate starke 6,9 Prozent be-
tragen haben. Angetrieben wurde
das Wachstum in Luxemburg in
den Monaten Januar bis März
2022 derweil vor allem von star-
ken Wachstumsraten (verglichen
mit dem Vorquartal) in den Sek-
toren „Handel, Verkehr, Gast-

gewerbe“ (plus 9,7 Prozent),
„Unternehmensdienstleistungen
und Vermietung“ (plus 2,3 Pro-
zent), „Bauwesen“ (plus 6,2
Prozent), und „ICT“ (plus 2,9
Prozent). Weniger gut lief es vor
allem im Finanzsektor, wo ein
Minus von 3,2 Prozent gemessen
wurde. Mit diesen Zahlen war
die Luxemburger Wirtschafts-
leistung, zum Ende März 2022,
bereits höher als das Niveau,
welches Statec bis Jahresende
2022 erwartet. Das sogenannte
„acquis de croissance“ lag zum
Ende des ersten Quartals bei 2,7
Prozent. Statec prognostiziert,
wie vor kurzem angekündigt,
im Jahr 2022 jedoch nur eine
Wachstumsrate von zwei Pro-
zent.



Beim Projekt GRIDX steht das Auto im Fokus, aber nicht nur

Wickringen. Bereits von Weitem
sind die sechs Kräne der Riesen-
baustelle sichtbar. Aus nächster
Nähe wirkt das Großprojekt an der
Autobahn A 4 in Wickringen je-
doch noch imposanter. Immer wei-
ter ist die Baustelle in den vergan-
genen Monaten gewachsen. Das
Bauwerk, das sich noch in der Ent-
stehung befindet, überragt mitt-
lerweile alles um sich herum.

Entstehen wird hier das Projekt
GRIDX. Am Donnerstag stellte das
Bauunternehmen Felix Giorgetti,
das in Wickringen nicht nur als
Bauherr, sondern auch als Besit-
zer sowie als Betreiber agieren
wird, das Vorhaben der Öffent-
lichkeit vor. „Dies ist ein neuer
Meilenstein in der Philosophie
unserer Firma, weil wir hiermit in
einen neuen Geschäftsbereich vor-
dringen", erklärte Marc Giorgetti
bei der Präsentation.

Alles rund ums Auto
Im Fokus des Mega-Projektes: Die
Themen Auto und Mobilität. Ob
Ausstellungen von Oldtimern oder
seltenen Autos, Verkaufsstellen, si-
cheren Unterbringungsmöglich-
keiten für Fahrzeuge, Werkstätten
oder einer Tankstelle für Club-
mitglieder sowie 60 Ladestationen

für Elektroautos: In Wickringen
wird sich in Zukunft alles um das
Automobil drehen.

Zur Umsetzung dieses Kon-
zepts konnte Felix Giorgetti das
deutsche Unternehmen Motor-
world als Partner gewinnen. Die-
ses hat bereits mehrere Standorte
rund um das Thema Automobil
entwickelt, welche als Vorbilder
für das Projekt in Wickringen be-
trachtet wurden.

Das Konzept scheint sich indes
auch bewährt zu haben. Die erste
Motorworld wurde 2009 in Böb-
lingen nahe Stuttgart auf dem Ge-
lände des ehemaligen baden-würt-
tembergischen Landesflughafens
errichtet.

Bereits Standorte im Ausland
In Zwischenzeit gibt es in Deutsch-
land jedoch bereits mehrere Stand-
orte des Unternehmens, darunter
in München oder Köln. Auch in Zü-
rich und Mallorca entstehen Mo-
torworld-Zentren. Diese Projekte
wurden bisher stets auf bereits be-
stehenden Geländen, beispielswei-
se auf ehemaligen Industriebra-
chen errichtet. In Wickringen wird
das Projekt jedoch gänzlich neu ge-
baut. „Ein Traum wird wahr", er-
klärte Roland Lammar, der als Di-
rektor der Motorworld Luxem-

bourg agiert, hierzu. Neben der
Motorworld hat man mit dem
Mauto, dem nationalen Automu-
seum aus Turin, einen weiteren,
auf das Automobil spezialisierten
Partner an der Seite, der dabei hel-
fen soll, das Projekt in der Südge-
meinde mitzugestalten.

Doch in Wickringen bleibt es
nicht beim Thema Auto. Auf dem
Gelände ist ebenfalls ein Vier -Ster-
ne -Hotel samt 140 Zimmern ge-
plant. Auch ein Fitness -Center soll
hier entstehen. Auf 900 Quadrat-
metern wird zudem ein Business
Center errichtet. In 14 modularen
Räumen können hier Veranstal-
tungen für bis zu 570 Personen or-
ganisiert werden. Weitere 10 000
Quadratmeter sind für Büroflä-
chen reserviert.

Restaurants und Eventhalle
Ein weiteres Standbein von GRIDX
soll im Freizeitsegment angelegt

sein. Auch hierfür sind gleich meh-
rere Initiativen geplant. Die viel-
leicht bedeutendste umfasst eine
Food Hall, in der drei Restaurants
sowie bis zu zwölf sogenannte
Food Corner, also kleinere Ess-
ecken, untergebracht werden kön-
nen. Diese sollen sowohl lokale als
auch internationale Gerichte an-
bieten.

E -Sport -Bereich und Museum
Ergänzt wird dieses Angebot durch
eine große Eventhalle, die bei-
spielsweise für Konzerte genutzt
werden kann. Mit einer Gesamt-
fläche von 1.400 Quadratmetern
wird sie zu den fünf größten Ein-
richtungen dieser Art in Luxem-
burg gehören, wie Felix Giorgetti,
der die vierte Generation des Bau-
unternehmens repräsentiert, bei
der Vorstellung des Projektes am
Donnerstag erklärte.

Ebenfalls vorgesehen ist ein Be-
reich für E -Sports, also für sportli-
che Wettkämpfe im Rahmen von
Computer -Spielen. Hierzu sollen
unter anderem acht Autosimula-
toren angeschafft werden. Zusätz-
liche 1500 Quadratmeter sollen für
sportliche Aktivitäten zur Verfü-
gung stehen, genauere Details wur-
den jedoch nicht genannt.

Ergänzt wird das Freizeitange-
bot durch Geschäfte und ein Mu-
seum für digitale Kunst, das sich
auf eine Fläche von über 1.000 Qua-
dratmetern erstrecken und eine
immersive und interaktive Aus-
stellung bieten soll.

Eröffnung im Herbst 2024
Aktuell befindet sich das Riesen-
projekt in der Bauphase. Bis zur Er-
öffnung wird es noch einige Zeit
dauern; im Herbst 2024 soll
GRIDX eröffnet werden.

Nicht das erste Projekt

Mit dem GRIDX wird bis Ende 2024
ein Großprojekt in Wickringen ent-
stehen, bei welchem das Auto im
Fokus steht. Der Bau ist weit fort-
geschritten. Zuvor gab es andere
Pläne zur Nutzung des Areals neben
der Autobahn A 4. Ursprünglich war
geplant, ein Einkaufszentrum ent-
stehen zu lassen. Das Vorhaben,
das vom damaligen Eigentümer des
Grundstücks, der Rollinger-Gruppe,
geplant wurde, wurde von der Re-
gierung unter Premierminister Jean-
Claude Juncker abgelehnt. Wegen
der entstandenen Vorbereitungs-
kosten in Höhe von 200 Millionen
Euro zog Unternehmer Guy Rollin-
ger vor Gericht - ohne Erfolg. Das
Gericht lehnte die Klage in erster
und zweiter Instanz ab.



Luxemburg. Am Freitag gab Wirt-
schaftsminister Franz Fayot das Er-
gebnis der Beratungen der Jury
über den Bau des luxemburgi-
schen Pavillons für die Weltaus-
stellung in Japan vom 13. April bis
zum 13. Oktober 2025 bekannt. Die
Jury entschied sich für das Kon-
zept des Architekturbüros Stein-
metzDeMeyer in Zusammenarbeit
mit dem Bühnenbildner Jangled
Nerves, da es den Anforderungen
hinsichtlich der Zirkularität der
Materialien, der Nachhaltigkeit
und der Ressourcenschonung ent-
spräche, so das Wirtschaftsminis-
terium. Für die Realisierung des lu-
xemburgischen Pavillons auf der
Expo 2025 Osaka ist ein Budget von
zwölf bis 32 Millionen Euro bewil-
ligt.



Das Großherzogtum schneidet im jährlichen World Competitiveness Yearbook um einen Platz schlechter ab
Luxemburg. Die Wettbewerbsfähig-
keit Luxemburgs im internationa-
len Vergleich nimmt leicht ab. Das
Großherzogtum ist im jährlichen
World Competitiveness Yearbook
des Schweizer Instituts IMD um
einen Platz vom zwölften auf den
13. Rang gefallen.

Damit bewegt sich Luxemburg
in dem Bereich der letzten Jahre.
2020 war das Land auf dem 15. Platz
gelandet und 2019 ebenfalls auf
dem zwölften Platz. Die beste Posi-
tionierung war der sechste Rang
im Jahr 2015. Insgesamt zeige der
Report, dass Luxemburg über eine
solide Grundlage für die Wettbe-

werbsfähigkeit verfüge, schreibt
die Chambre de Commerce in
einer Analyse der Ergebnisse, die
sie gestern veröffentlichte. „Die lu-
xemburgische Wirtschaft gehört in
Bezug auf die öffentlichen Finan-
zen trotz der hohen Ausgaben
während der Covid-Krise nach wie
vor zu den stabilsten. Die Erho-
lung der Aktivität war 2021 offen-
sichtlich, trotz eines viel geringe-
ren Rückgangs als in den meisten
anderen Volkswirtschaften im Jahr
2020. Diese gute Leistung zeigt
sich auch im Außenhandel und bei
den internationalen Investitio-
nen", so die Handelskammer, die

aber warnt: „Die guten Ergebnisse
von heute sagen jedoch nicht die
von morgen voraus (...). Daher sind
Bildung und Talent, Innovation,
ökologischer und digitaler Wan-
del sowie Unternehmensführung
alles Bereiche, in denen das Groß-
herzogtum Fortschritte machen
muss, um die kommenden Krisen
besser als andere zu meistern."

Als Schwachstelle der Luxem-
burger Wettbewerbsfähigkeit
macht die Chambre die hohen Kos-
ten im Großherzogtum aus. „Lu-
xemburg gehört heute zu den
Volkswirtschaften mit den höchs-
ten Stundenkosten in der Indus-

trie, während die Lohnstückkos-
ten für die Gesamtwirtschaft in
einem Jahr um 1,27 Prozent gestie-
gen sind", so die Analyse. „Die
Preisentwicklung ist ein Schwach-
punkt in der Wettbewerbsfähig-
keit Luxemburgs, die sich jedes
Jahr verschlechtert, mit einem be-
merkenswerten 51. Platz für die
Säule ,Preis` im Jahr 2022."

Insbesondere der Index -Mecha-
nismus sorge dafür, dass sich der
Kostendruck durch die höhere In-
flation verstärke, indem automati-
sche auch höhere Gehälter gezahlt
würden. ThK



EXPO 2025 Luxemburgs Pavillon für Osaka
Luxemburgs Pavillon für die
Weltausstellung 2025 ist am
Freitag vorgestellt worden.
Die Jury hat sich für den Ent-
wurf vom Luxemburger Archi-
tektenbüro Steinmetz DeMeyer
und dem Szenografen Jang-
led Nerves entschieden. Ins-
gesamt waren zwölf Entwürfe
eingereicht worden.
„Doki-Doki Lux — The Luxem-
bourg Multiverse” heißt das Pro-
jekt, das vom Architektenbüro
SteinmetzDeMeyer eingereicht
wurde. Doki-Doki ist Japanisch
und umschreibt das Geräusch,
das das Herz macht, wenn es
schlägt. „Es wird verwendet, um
Begeisterung und Aufregung aus-
zudrücken, ebenso wie Energie
und Leidenschaft", erklärt der
Architekt den Namen für seinen
Entwurf. Alle Facetten des luxem-
burgischen Multiversums wür-
den von drei Quellen geschaffen
und genährt: seinem Erfindungs-

reichtum, seinen Menschen und
seinem Territorium. „Und es ist
immer doki-doki - aufregend,
pulsierend und lebendig", so der
Architekt weiter.

Drei verschiedene Aus-
stellungsräume soll der Pavil-
lon umfassen. Ein „interaktiver
Raum", das sogenannte „Luxem-
bourg World Lab", in dem die Be-
sucher mit der luxemburgischen
Art und Weise, die Zukunft anzu-
gehen, in Kontakt kommen und
kreative Lösungen ausprobieren
können, während sie sich der
Auswirkungen ihrer Handlungen
auf die Umwelt bewusst werden.
Im „Raum der Kommunikation
und des Dialogs zwischen Men-
schen" soll der Besucher durch
physische und virtuelle Bilder
mehr über die Menschen in Lu-
xemburg erfahren. In einem
„immersiven Raum", der aus
einem 360 -Grad -Erlebnis besteht,
sollen die zukünftigen Besucher
durch Videoprojektionen in die

luxemburgische Landschaft ein-
tauchen können.

Wie schon beim Pavillon in
Dubai, soll auch beim Bau des
Pavillons Nachhaltigkeit ganz
groß geschrieben werden. Ein
Großteil der verwendeten Mate-
rialien sollen nach der Weltaus-
stellung wiederverwendet werden
können, sagt Wirtschaftsminister
Franz Fayot. „Das Projekt wird
das Know-how Luxemburgs im
Bereich der Kreislaufwirtschaft
und insbesondere im Rahmen des
Product Circularity Data Sheet
(PCDS) ins Rampenlicht stellen."

Die Weltausstellung Expo
2025 Osaka findet vom 13. April
bis zum 13. Oktober 2025 auf
der künstlichen Insel Yumes-
hima in Osaka statt und steht
unter dem Motto „Die Gesell-
schaft der Zukunft gestalten, das
Leben von morgen vorstellen".
Es werden etwa 150 Länder und
internationale Organisationen er-
wartet.



Trotz weiterhin mauer Passagierzahlen setzte die Gruppe erstmals mehr als eine Milliarde Euro um
Luxemburg. Das zum „Europäi-
schen Jahr der Schiene" ausgeru-
fene Jahr 2021 bescherte der CFL-
Gruppe ein Rekordergebnis. So
schloss das Unternehmen das Ge-
schäftsjahr mit einem Konzernge-
winn von 20,9 Millionen ab. Im
Vergleich zu 2020 stieg das Netto-
ergebnis um 16,3 Millionen von 4,6
Millionen im Jahr 2020 auf 20,9
Millionen im Jahr 2021. Im Vorkri-
senjahr 2019 hatte der Gewinn
noch 17,8 Millionen Euro betra-
gen.

Weniger Passagiere als 2019
Das verkündete das Unternehmen
gestern in seiner Bilanzkonferenz.

Der Nettoumsatz des Konzerns
überschreitet demnach erstmals
die Schwelle von einer Milliarde
Euro und steigt von 915,9 Millio-
nen im Jahr 2020 auf 1001,7 Mil-
lionen Euro im Jahr 2021 - ein
Wachstum von 9,37 Prozent gegen-
über dem von der Pandemie ge-
prägten Vorjahr. In Bezug auf die
Zahl der beförderten Passagiere er-
reichte das Unternehmen aller-
dings noch nicht die Zahlen aus der
Zeit vor der Pandemie.

Fuhren 2019 noch 25 Millionen
Menschen in Luxemburg mit dem
Zug, betrug diese Zahl 2021 ledig-
lich 16,6 Millionen nach 14,5 Mil-
lionen im Jahr 2020.

Frachtsparte mit gutem Ergebnis

In der Frachtsparte konnte der
Konzern ein Nettoergebnis von
sechs Millionen Euro verbuchen,
5,2 Millionen mehr als 2020. „In
diesem Bereich ist hervorzuhe-
ben, dass das Jahr 2021 vom Start
einer neuen intermodalen Verbin-
dung zwischen dem Terminal Bet-
temburg-Düdelingen und Rostock
geprägt war, wodurch das Ange-
bot nach Norddeutschland und
Skandinavien komplettiert wird,
und durch die Wiederaufnahme
der intermodalen Verbindung mit
Poznan", schreibt das Unterneh-
men in einer Pressemitteilung. Im
Laufe des Jahres 2021 wurden auch

das neue Secure Road Center
(CRS) und die neue CFL-Technik-
werkstatt am Standort Bettem-
burg-Düdelingen in Betrieb ge-
nommen.

In Bezug auf die Schieneninfra-
struktur investierte die CFL im
Auftrag des Eisenbahnfonds einen
Betrag von 288,4 Millionen Euro
(+11,1 Prozent gegenüber 2020) in
die Modernisierung, den Ausbau
und die Instandhaltung des Net-
zes, so das Unternehmen.

Im vergangenen Jahr stellte die
Gruppe 430 neue Mitarbeiter ein
und kommt nun auf eine Beleg-
schaft von 4 968. ThK



Hubert Morang

Die Diskussionen um den mittlerweile
abgeänderten Gesetzesentwurf zum Tri-

partite-Abkommen haben wieder einmal
eindeutig gezeigt: Für die Patronatsver-

treter ist die automatische Lohnanpas-

sung ein rotes Tuch. Diese Haltung gegen-
über dem Index besteht zwar schon seit

Dekaden – und bei jeder Tranche wird
moniert, dass die luxemburgische Wirt-

schaft dadurch an Wettbewerbsfähigkeit
verlieren würde –, doch ein Blick auf die
Zahlen des Wirtschaftswachstums verrät,
dass es zumindest bis vor der Coronapan-
demie und dem quasi anschließenden
Ausbruch des Ukraine-Konflikts nicht
ganz so schwarz aussah wie die Arbeitge-
berseite es gerne lautstark behauptet.

Dass im Zuge der beiden bereits ange-
sprochenen Krisen besonders die klei-
nen und mittelständischen Unterneh-
men unter Druck geraten sind, ist nicht
zu verneinen, und entsprechende finan-
zielle Hilfen sind wichtig und unent-

behrlich. Dass diese Hilfen allerdings auf
Kosten der Arbeitnehmer gehen sollen,
ist nicht verständlich und gerade auch
deshalb ist es nachvollziehbar, dass sich
der OGBL, aber auch „déi Lénk“ mit

Vehemenz gegen eine Manipulierung
des Index-Mechanismus (denn nichts
anderes ist die Aufschiebung von Index-
Tranchen, auch wenn es am Ende nur
bei einer bleiben sollte) zur Wehr setzen.

Die Position des Patronats bleibt auch
schwer nachzuvollziehen, wenn man den
Blick über den Luxemburger Tellerrand
wagt. In Deutschland wurde der gesetz-
liche Mindestlohn zum 1. Januar dieses
Jahres auf 9,82 Euro pro Stunden ange-
hoben, zum 1. Juli wird er auf 10,45

Euro steigen und für den 1. Oktober ist

eine weitere Anhebung auf 12 Euro pro
Stunde vorgesehen. Die politischen Ver-

antwortlichen sehen dies als einen großen
Schritt für die Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen. Andreas Audretsch, stell-
vertretender Vorsitzender der Grünen-

Fraktion, betitelte die Anpassungen zum
Beispiel als „ein starkes Zeichen für mehr
Gerechtigkeit in Deutschland“. Natür-

lich waren die Arbeitgebervertreter nicht
glücklich. Die „Bundesvereinigung der
deutschen Arbeitgeberverbände” (BDA)

sprach prompt vom „grundlegendsten
Angriff auf die Tarifvertragsautonomie in

der Geschichte der Bundesrepublik“.

Für die Luxemburger Betriebe be-
deutet die progressive Anhebung des
deutschen Mindestlohns (und die Verrin-

gerungen des Unterschieds zum Luxem-

burger Mindestlohn) vor allem eins: Der

Anreiz für deutsche Arbeitnehmer, zum
Grenzgänger zu mutieren, wird zusehends
geringer (umso mehr, wenn die Sprit-
preise weiterhin notorisch hoch bleiben).
Wenn sich dann noch, wie letzte Woche
geschehen, die „Chambre des Métiers“ in

einer Pressemitteilung beklagt, dass sich
„der Fachkräftemangel, der bereits vor der
Pandemie bestand, durch selbige noch
weiter verstärkt hat“ und dass der Pro-

zentsatz der Unternehmen, die angeben,
dass ihre Tätigkeit durch diesen Perso-

nalmangel beeinträchtigt wird, nach der
Pandemie wieder zugenommen hat, dann
fragt man sich, ob die Arbeitgeberseite
vielleicht – allen schwarzmalerischen
Index-Unkenrufen zum Trotz – nicht
auch Interesse daran haben sollte, dass die
Gehälter an die Preisentwicklung gekop-
pelt bleiben, ohne Wenn und Aber.

Der Anreiz
für deutsche
Arbeitnehmer,
zum Grenzgänger
zu mutieren,
wird zusehends
geringer.



45 Prozent aller Arbeitnehmer arbeiteten von zuhause
Luxemburg. Luxemburg ist beim
Thema Homeoffice im europäi-
schen Vergleich ganz vorne mit da-
bei. 45,4 Prozent der Erwerbstäti-
gen haben im vergangenen Jahr aus
dem Homeoffice gearbeitet. Nur in
den Niederlanden (54 Prozent)
und Schweden (46,5 Prozent) wur-
de im vergangenen Jahr noch stär-

ker auf Telearbeit gesetzt. Mehr als
jeder vierte Erwerbstätige (28,4
Prozent) war im vergangenen Jahr
regelmäßig im Homeoffice. Im-
merhin noch rund 17 Prozent erle-
digten 2021 ihren Job zumindest
gelegentlich von zu Hause, so eine
Eurostat-Statistik. Corona-Maß-
nahmen wie die Homeoffice-

Pflicht führten demnach dazu, dass
sich der Anteil der regelmäßigen
Telearbeiter in Luxemburg gegen-
über dem Vor-Corona-Niveau 2019
mehr als verdoppelte (11,8 Pro-
zent).

Deutschland nur knapp
über EU -Durchschnitt

Im Nachbarland Deutschland
arbeiteten letztes Jahr 24,8 Pro-
zent der Erwerbstätigen zumin-
dest gelegentlich von zu Hause -

ein Rekord, wie das Statistische
Bundesamt am Dienstag in Wies-
baden mitteilte. Tatsächlich liegt
der EU -Durchschnitt mit 24,2 Pro-
zent nur knapp darunter. Frank-
reich (34,5 Prozent) und vor allem
Belgien (40,1 Prozent) liegen bei-
de deutlich weiter vorne. Die Ho-
meoffice -Schlusslichter in der EU
bilden Bulgarien (6,5 Prozent), Ru-
mänien (6,6 Prozent) und Zypern
(12,6 Prozent). dpa/dme



Der Titel des Hoflieferanten („Fournisseurs de la Cour") wird
luxemburgischen Unternehmen verliehen, welche aufgrund ihrer
Dienste das Vertrauen des großherzoglichen Hauses genießen.
Jährlich wird die Liste - pünktlich zum Nationalfeiertag - aufgefrischt.

In der Regel
erhält eine

Firma oder ein
Unternehmen

den Titel, wenn

es besondere
Beziehungen,

durch
regelmäßige

Lieferungen an

die jeweilige
Monarchie,

besitzt.
Text: Hubert Morang

Was haben die britische Cidermarke
„Strongbow", die Pianomarke „Steinway
& Sons", der belgische Schokoladenher-
steller „Leonidas", der Klemmbaustein -

Hersteller „Lego", die niederländische
Bierbrauerei „Heineken" und das lu-
xemburgische Bauunternehmen „Kühn"
gemeinsam? Richtig! Sie sind alle „Hof-
lieferanten" für eins der europäischen
Königshäuser, egal ob in Belgien, den
Niederlanden, Dänemark, Großbritan-
nien oder eben für den großherzogli-
chen Hof in Luxemburg.

In vielen Ländern genießen zahl-

reiche Firmen den Status des Hoflie-
feranten. Egal ob große Unternehmen,
kleinen Betriebe, eingesessene Hand-
werkerbetriebe oder eben innovative

Technik -Unternehmen. Die meisten

Königshäuser legen in der Regel vor
allem Wert darauf, dass Faktoren wie

Qualität, ethische Kriterien oder die
Verbundenheit mit dem jeweiligen
Land im Vordergrund der Firmenpoli-
tik stehen.

Allerdings ist ein Hoflieferant nicht
unbedingt ein Hoflieferant. In der Re-

gel erhält eine Firma oder ein Unter-

nehmen den Titel, wenn es besondere
Beziehungen durch regelmäßige Liefe-
rungen an die jeweilige Monarchie be-
sitzt, aber in den Niederlanden zum
Beispiel kann diese Auszeichnung auch

unabhängig von der Belieferung des
Hofes an alteingesessene Unternehmen
im ganzen Land vergeben werden. In

Luxemburg zeichnet der Titel „Fournis-

seurs de la Cour" ganz klassischerweise
Unternehmen aus, „die dem großherzog-
lichen Hof eine hervorragende Dienst-

leistung bieten", wie es auf der Internet-

seite des großherzoglichen Hofes heißt.

Die Kriterien, um als luxembur-
gisches Unternehmen den Titel des
Hoflieferanten anvisieren zu können,
sind dabei recht simpel. Es liegt in der
Hand des großherzoglichen Hofes, die
Qualität der Dienstleistungen und der
Lieferungen zu bewerten, die Reputa-
tion zu prüfen und nebenbei auch „die
Politik des Unternehmens zur Förde-
rung einer nachhaltigen Entwicklung",
wie der großherzogliche Hof es aus-

drückt. Nachhaltigkeit ist eben mittler-
weile in allen Domänen ein sehr wichti-
ges Thema. Die eingereichten Anträge,
um den Titel des „Fournisseur de la
Cour" zu erhalten, werden von einer

Kommission geprüft, diese bewertet
auch die Leistungen und entscheidet
über Verlängerungen des Statuts.

Dass ein etwaiges Aberkennen des
Hoflieferanten -Statuts nicht unbedingt
einen harmonischen Verlauf nehmen
muss, zeigt ein Beispiel aus Großbri-
tannien. Im Königreich, wo das Sys-
tem der Hoflieferanten „Royal War-

rant" genannt wird, und wo es einer

Art Lieferungsbefugnis gleichkommt,
können die drei ältesten Mitglieder der
Königsfamilie dieses ausstellen. Neben
der amtierenden Königin Elisabeth 11.
und dem Thronfolger Charles war es
bis zu seinem Tod auch der Ehemann
der Königin Prince Philip. Dieser hatte
dem bekannten Kaufhaus Harrods
die „Royal Warrant" im Jahr 1959
verliehen, die jedoch am 31. Dezem-

ber 2000 zurückgezogen wurde. Als
Begründung hieß es damals von offi-
zieller Palast -Seite, dass es zu einem

„deutlichen Rückgang der Handelsbe-
ziehungen" zwischen dem traditions-
reichen Kaufhaus und dem Königs-
haus gekommen sei. Der Hintergrund
war allerdings ein anderer. Harrods-
Eigentümer Mohamed al-Fayed hatte
Anfang des Jahres 2000 den Prinzen

beschuldigt, den Autounfall von 1997

in Paris geplant zu haben, bei dem
Diana, Prinzessin von Wales, und sein

Sohn Dodi ums Leben kamen.

In Luxemburg geht es da wie ge-



wohnt etwas gediegener zur Sache, und
die ganz große mediale Aufmerksam-
keit ist nicht unbedingt gegeben. Aktu-
ell können sich rund 50 Unternehmen
hierzulande mit dem Titel des Hoflie-
feranten schmücken. Am längsten trägt
diesen Titel die Confiserie Namur, wel-
che seit 1902 für seine Belieferung des
großherzoglichen Hofes mit Leckereien
mit dem Titel für sich werben kann. Re-
zent (sprich zum Nationalfeiertag 2021)

hinzugestoßen sind unter anderem das
Autohaus Losch, der Traiteur -Dienst
Steffen, der Spezialist für Bürobedarf
für Muller& Wegener, die Librairie
Ernster und die Schreinerei Dohm.
Viele der Unternehmen mit „Fournis-

seurs de la Cour" -Siegel stammen üb-
rigens aus dem Gastronomie -Bereich,
egal ob (Privat -)Winzer, die Winzer-

genossenschaft Vinsmoselle oder Fein-
kostläden und Traiteur -Dienste. Über

500 Unternehmen konnte sich im

Laufe der Geschichte bereits Hofliefe-
rant nennen.

Über die Geschichte der „Fournis-

seurs de la Cour" im Großherzogtum
heißt es: „1850 wurde Prinz Hendrik der
Niederlande, Bruder von Wilhelm 111.,

zum Prinz -Lieutenant -Représentant des
Großherzogtums Luxemburg. Er zeigte
ein echtes Interesse am Wohlergehen
seiner Bevölkerung und wünschte sich
deren wirtschaftlichen Aufschwung.
Da er mehrmals im Jahr im Schloss
Walferdingen in Luxemburg residierte,
stand er in regelmäßigem Kontakt mit

den Lieferanten im Großherzogtum. Als
Großherzog Adolph 1890 den Thron

bestieg, ernannte er einige der bereits
von Prinz Hendrik eingesetzten Lie-

feranten zu offiziellen Lieferanten des
Hofes. Eine Anerkennung wurde dann
vom großherzoglichen Hof erteilt, wor-

aus die Hoflieferanten entstanden, wie

sie heute noch bestehen." Zu den ältes-
ten genannten Lieferanten gehörten ab
1891 der Porträtmaler Charles Bern-

hoeft sowie die Limpertsberger Rosen-

gärtnerei Souppert und Notting.
Die Auszeichnung der „Fournisseurs

de la Cour" ist für den großherzoglichen
Hof eine Art Unterstützung für „die Tradi-
tion und das einzigartige Know-how der
luxemburgischen Unternehmen, einer

Garantie für Spitzenleistung und Quali-
tät." Ein Label mit Tradition, das es wohl
noch etwas länger geben wird, auch wenn
die Welt schnelllebiger geworden ist.



DIGITALISIERUNG Luxemburgs Supercomputer im Einsatz
Yves Greis

Der Luxemburger Super-
computer MeluXina ist seit
einem Jahr offiziell in Betrieb.
Um dieses einjährige Jubiläum
zu würdigen, besuchten Wirt-
schaftsminister Franz Fayot
und Erbgroßherzog Guillaume
am Dienstagmorgen das
Rechenzentrum in Bissen, in
dem der Computer steht.

MeluXina gehört zu den leistungs-
fähigsten Computern weltweit.
Von Anfang an wurde darauf hin-
gewiesen, dass der Computer in
Luxemburg auch von der Privat-
wirtschaft genutzt werden soll
und nur zu einem kleineren Teil
von der öffentlichen Forschung.
Vor allem kleine und mittlere Be-
triebe, Start-ups und Betriebe
aus dem Bereich der E -Gesund-
heit sollen davon profitieren. Die
Unternehmen können nicht nur
Rechenkapazitäten anfordern,
sondern erhalten vom Team rund
um MeluXina auch Unterstützung
bei der Nutzung, wie Wirtschafts-
minister Franz Fayot am Dienstag
erinnerte.

Fayot erinnerte auch daran, dass
der Rechner als besonders „klima-
neutral" gilt. Die Energie, mit der
MeluXina betrieben und gekühlt
wird, kommt größtenteils aus dem
benachbarten Biomasse -Kraftwerk
von Kiowatt in Roost, in dem altes
Abfallholz verfeuert wird. Der
Standort in Bissen wird als erstes
grünes Datenzentrum der Welt
vermarktet. „Digitalisierung darf
nicht auf Kosten der Umwelt ge-
schehen", so der Minister.

LuxProvide-Chef Roger Lam-
pach vermerkte, er könne allen
Unternehmen nur ans Herz legen,
Kontakt aufzunehmen, um zu-
sammen zu schauen, wie der
Supercomputer ihr Geschäfts-
modell weiterbringen könne.

RSS-Hydro und SES
präsentieren Anwendungen

Zum Jubiläum präsentierten zwei
Unternehmen, die auf MeluXina

arbeiten, vor dem Wirtschafts-
minister und dem Erbgroßherzog
ihre Anwendungen. Zum einen
ist dies der Betzdorfer Satelliten-
betreiber SES, der mithilfe von
MeluXina die Steuerung seiner
Satelliten optimiert. SES über-
trägt traditionell Video (z.B. Fern-
sehen). Dieser Geschäftszweig
verzeichnet aber einen Abwärts-
trend und macht nur noch zirka
60 Prozent des Geschäftes aus, so
Ferdinand Kayser, strategischer
Berater bei SES. Zugenommen
hat dagegen die Übertragung von
Kommunikationsströmen über
Satelliten, etwa bei Internetver-
bindungen für Flugzeuge und
Schiffe - mobile Ziele eben, die
die Verbindung zum Satelliten
nicht verlieren dürfen.

Als Vorteile von MeluXina
nannte Kayser zum einen die
Rechengeschwindigkeit. Dane-
ben seien die Daten des Unter-
nehmens bei MeluXina laut
Kayser sicher. Ein großes Plus
sei für ihn aber auch der Aspekt
der Klimaneutralität - auch weil
die Aktionäre des Unternehmens
immer mehr danach fragten.

Fayot und Schumann
treffen aufeinander

Zweites Unternehmen war die
Firma RSS-Hydro aus Düde-
lingen. Sie nutzt Meluxina, um
Karten von Überschwemmungs-
gebieten anzufertigen. Diese
Art der Simulation sei sehr auf-
wendig und könne von MeluXi-
na um ein Vielfaches schneller
berechnet werden als auf ande-
ren Computern. Für das Unter-
nehmen wird diese Zeitersparnis
interessant, wenn es Simulatio-
nen im großen Stil laufen lassen
will, etwa für ganz Luxemburg.

Die Abnehmer solcher Kar-
ten sind unter anderem Ver-
sicherungsunternehmen oder
Unternehmen, die das Risiko
einer Überschwemmung an ihrem
Standort abschätzen wollen. Auch
Gemeinden arbeiten mit RSS-Hy-
dro. Wie Guy Schumann, CEO
von RSS-Hydro, erklärte, hat

das Team um MeluXina kräftig
dabei geholfen, die Simulations-
software an die technischen An-
forderungen des Supercomputers
anzupassen. (Genauer: Das Pro-
gramm war für CPUs entwickelt
worden, während MeluXina mit
GPUs arbeitet). Angelaufen ist die
Zusammenarbeit mit MeluXina
im Januar.

Das Unternehmen war in die
Kritik geraten, als ein ehemaliger
Mitarbeiter berichtete, er sei ent-
lassen worden, weil er zu lautstark
das Krisenmanagement der Regie-
rung kritisiert habe. Dabei wurde
auch Fayot beschuldigt, Druck auf
Schumann ausgeübt zu haben. So-
wohl Fayot als auch Schumann
sagten am Dienstag, es sei das erste
Mal, dass sie sich sehen. „Ich bin
froh, als Wirtschaftsminister jetzt
die Gelegenheit zu haben, den Pa-
tron von RSS-Hydro persönlich
zu treffen. Wir wurden zuletzt ja
öfter zusammen genannt und es
ist immer schön, ein Gesicht damit
verbinden zu können", sagte Fayot
während seiner Ansprache.

MeluXina ist Teil eines neuen
europäischen Netzwerks von acht
Supercomputern. Die Verwaltungs-
gesellschaft für die Supercomputer
in Europa wurde in Luxemburg
angesiedelt - das gemeinsame
Unternehmen EuroHPC JU wird
von der Europäischen Kommis-
sion und den 33 beteiligten Län-
dern kofinanziert.

Auf luxemburgischer Seite ist in
der Praxis das Unternehmen Lux-
Provide S.A. verantwortlich. Dabei
handelt es sich um eine hundert-
prozentige Tochter des Daten-
zentrumbetreibers LuxConnect.
LuxConnect wiederum ist ein
Privatunternehmen, das dem Staat
gehört. MeluXina war der zwei-
te Computer dieses europäischen
Netzwerkes, der seine Arbeit auf-
genommen hat. Der erste dieser
Computer, Vega, steht in Maribor
in Slowenien. Weitere Standorte
sind Sofia (Bulgarien), Ostrava
(Tschechien), Bologna (Italien),
Barcelona (Spanien), Guimaräes
(Portugal) und Kajaani (Finnland).





Von den einst vielen Luxemburger Zigarettenherstellern blieb nur einer übrig - und der investiert weiter
Von Marco Meng

In der Gewerbezone „Zano Frid-
haff" bei Erpeldingen an der Sauer
hängt unverkennbar Tabakgeruch
in der Luft. Die Lastwagen brau-
sen heran und fahren wieder vom
Hof, einer nach dem anderen. Die
Bündelung an einem Produktions-
standort - zuvor produzierte
Heintz van Landewyck in Ettel-
brück und in der Hauptstadt - er-
spart jährlich fast 3 500 Lastwa-
genfahrten zwischen den einzel-
nen Fertigungsstätten im Land.

„Die Lebensdauer eines Unter-
nehmens hängt davon ab, wie an-
passungsfähig und innovativ ein
Betrieb ist", erklärt der Zigaret-
tenhersteller. Die Firma scheint in
dieser Hinsicht vieles richtig ge-
macht zu haben: das Luxemburger
Traditionsunternehmen feiert die-
ses Jahr sein 175 -jähriges Be-
stehen. Am Mittwoch lud das Fa-
milienunternehmen Presse und
Politik - darunter auch Wirt-
schaftsminister Franz Fayot - zur
Einweihung der neuen Fabrik.

Von der konzerneigenen Immo-
bilienfirma verwaltet entstehen an
den ehemaligen Produktionsstand-
orten Hollerich und seit 1963 auch

Ettelbrück derweil Wohn- und Ge-
werbeflächen. Der jüngste Unter-
nehmenszweig der Landewyck
Group, Landimmo Real Estate, ver-
waltet und entwickelt die alten
Produktionsstätten und steuert
dort Sanierung, Rückbau, Beschaf-
fung des neuen Baurechts und
Neubau.

Ein Stück Luxemburger
Wirtschaftsgeschichte

Die kleine Luxemburger Tabak-
manufaktur hat sich zum europäi-
schen Player gemausert - der
gleichwohl noch immer ein Fami-
lienbetrieb ist. Produziert wird in
den neuen Hallen schon seit Ende
2019. Im gleichen Jahr wurde auch
Landewyck Tabacos Portugal ge-
gründet.

Den Anfang der langen Unter-
nehmensgeschichte machte Jean-
Pierre Heintz, Ehemann von Jose-
phine Van Landewyck, im Jahr 1847
in der Hauptstadt. Im Alter von 25
Jahren - und mitten in einer Wirt-
schaftskrise - gründete er dort die
damals zehnte Tabakfabrik mit La-
dengeschäft. 1897 wählte sein Sohn
dann Hollerich als Produktions-
standort der inzwischen deutlich
gewachsenen Manufaktur aus - da-

mals noch weit weg von der Stadt
und anderen Gebäuden. Die Fa-
brik bestand dort bis vor wenigen
Jahren, als es - inzwischen mitten
in einer quirligen Hauptstadt - zu
eng wurde für die vielen Lastwa-
gen, die den Rohtabak bringen
oder die fertigen Zigaretten aus-
liefern.

Während der Hauptsitz von
Landewyck weiterhin in Luxem-
burg -Stadt verbleibt, wurde im Ok-
tober 2017 auf Fridhaff der Grund-
stein für ein neues, modernes
Werk gelegt, dessen Gelände sich
über 62 000 Quadratmeter er-
streckt: Die Größe des Produk-
tionsgebäudes allein beläuft sich
auf 33 000 Quadratmeter mit
12 000 Palettenstellplätzen eines
voll automatisierten Hochregalla-
gers. Hier arbeiten heute etwa 310
Mitarbeiter, die letztes Jahr über
sieben Milliarden Zigaretten für
rund 25 Länder produzierten. Ins-
gesamt zählt die Landewyck-Grup-
pe rund 1600 Beschäftigte. Die
Produktionskapazität liegt bei bis
zu zwölf Milliarden Zigaretten, die
allerdings wegen der rückgehen-
den „Rauch -Leidenschaft" nicht
ausgeschöpft wird.

Wenngleich die Zahl der Rau-
cher in Europa über die letzten Jah-
re hinweg mit leicht rückläufiger
Tendenz relativ stabil blieb, ist sie
in Luxemburg selbst zuletzt sogar
wieder gestiegen. In Europa zeigt
der Trend indes seit geraumer Zeit,
dass immer weniger Menschen
rauchen. Die Art des Rauchens än-
dere sich, sagte einmal Lande-
wyck-Chef Jan Vandenneucker im
LW-Interview. Zum Beispiel zeigt
die Statistik, dass heute mehr Frau-
en rauchen als früher. Möglich sei
auch, so Vandenneucker, dass der
einzelne Zigarettenkonsument we-
niger Zigaretten am Tag raucht als
früher.

Was die Zukunft des Rauchens
betrifft, so ist sich der Land-
ewyck-Chef sicher, dass Men-
schen immer rauchen werden, sei-
en es nun am Ende zehn oder 20
Prozent der Bevölkerung. 2021
rauchte laut einer TNS-Ilres-Um-
frage mehr als ein Viertel (28 Pro-
zent) der luxemburgischen Bevöl-
kerung - der höchste Wert seit
2004. 56 Prozent davon wollen
aber eigenen Angaben nach auf-
hören.

2,9 Milliarden Euro Umsatz
Der Bau der neuen Fabrik in Erpeldin-
gen an der Sauer für Gesamtkosten
von fast 100 Millionen Euro begann
2017; zwei Jahre darauf wurde dort
mit der Produktion begonnen. Die
Landewyck Group, deren hundertpro-
zentige Eigentümer die Familien
Meyer und Krombach sind, wies im
Jahresbericht 2020 bei einem Um-

satz von 2,9 Milliarden Euro (1,3 Pro-
zent mehr als im Vorjahr) ein Vor-
steuerergebnis von 24,7 Millionen
Euro und einen Nettogewinn von 15,3
Millionen Euro aus (gegenüber 6,9
Millionen 2019). Die Mitarbeiterzahl
hat sich global von mehr als 1 800
auf derzeit 1 600 verringert. In Lu-
xemburg sind es insgesamt heute et-

was mehr als 500. Vor Jahren waren
es hier noch 800. Für Samstag lädt
Landewyck von 11 bis 18 Uhr zum
Tag der Offenen Tür, um die neue
Produktionsstätte zu zeigen.

Die Weltgesundheitsorganisation
schätzt, dass der Anteil der Raucher
weltweit von 25,7 Prozent im Jahr
2000 auf 17 Prozent im Jahr 2025
sinken wird; in Europa von 227 Millio-
nen auf 170 Millionen. In der Europäi-

schen Union griffen 2019 rund 15
Prozent der jungen Menschen zwi-
schen 15 und 24 Jahren täglich zur
Zigarette. 18,4 Prozent der gesamten
EU -Bevölkerung gab 2019 an, täglich
Zigaretten zu rauchen. Laut Fondati-
on Cancer sterben in Luxemburg je-
des Jahr rund 1 000 Menschen infol-
ge des Rauchens. MeM



ERPELDINGEN AN DER SAUER Ein Gespräch mit Landewyck-CEO Jan Vandenneucker
Wiebke Trapp

Die neue, alles überragende
Halle mit dem Landewyck-
Schriftzug ist nicht zu über-
sehen. 33.000 Quadratmeter,
310 Mitarbeiter und rund
sieben Milliarden geplante
Produktionskapazität an Zi-
garetten pro Jahr: Das sind
Hausnummern, die die Ge-
meinde Erpeldingen vor große
Herausforderungen gestellt
hat. Bürgermeister Claude
Gleis nennt die neue Produk-
tion des Tabakherstellers ein
„nicht alltägliches“ Projekt. Ein
Gespräch mit Landewyck-CEO
Jan Vandenneucker (57) an-
lässlich der Eröffnung.

Tageblatt: Die Firma wurde
vor 175 Jahren mit dem Slo-
gan „Freude am Genuss“ ge-
gründet. Für den Genuss darf
man aber nicht mehr werben.
Macht es noch Spaß, Zigaret-
ten zu verkaufen?

Jan Vandenneucker: Das ist
eine schwierige Frage. Wie jeder
Manager habe ich eine öko-
nomische Aufgabe und eine
Rolle zu spielen. Mit der Tabak-
industrie bin ich zum ersten Mal
1994 in Berührung gekommen.
Schon damals war abzusehen,
dass es zu Beschränkungen in der
Kommunikation kommen wird.
Die Branche hat sich im Laufe der
Jahre angepasst. Aber um auf Ihre
Frage zurückzukommen: Nach
175 Jahren wollen wir immer
noch Genuss anbieten, aber
an einen informierten und auf-
geklärten Konsumenten.

Trotzdem weht heftiger
Gegenwind. Die Warnhinweise
auf den Zigarettenpackungen
sind größer als der Marken-
name ...

Ich schlafe nachts gut, wenn
Sie das meinen. Beim Rauchen
ist es wie bei allem anderen auch:

Exzessiver Gebrauch ist nie gut.
Und die, die es trotzdem machen,
hören nicht zu. Man sagt es ihnen,
man schreibt es auf die Packun-
gen und man zeigt die Konsequen-
zen auf. Danach ist es eine Wahl
von informierten, erwachsenen
Verbrauchern.

Rauchen Sie eigentlich selbst?
Ich habe lange und viel ge-

raucht. Es gab einen Moment in
meinem Leben, wo ich gespürt
habe, es ist besser aufzuhören.

2015 hat Ihr Vorgänger ge-
sagt, Landewyck ist der Hase
unter den Elefanten der gro-
ßen Tabakmonopole. Stimmt
das angesichts dieser In-
vestitionen immer noch?

Die Welt der Tabakindustrie ist
in der Hand von vier großen Kon-
zernen. Wir sind nicht Teil davon.
Wir sind der Kleinste unter den
Großen, aber der Größte unter
den Kleinen. Das ist eine Situa-
tion, die nicht immer komfortabel
ist.

Warum?
Man möchte gerne bei In-

vestitionen und Innovationen mit
den Großen mithalten, aber man
hat nur die Mittel eines Kleinen.
Das verlangt von uns, Prioritäten
zu setzen. Mit der neuen Fabrika-
tion halten wir beim Marathon in
die Zukunft im Schatten der Gro-
ßen mit und sind gleichzeitig an
der Spitze der Kleinen.

Familienunternehmen, Pro-
dukte „made in Europe“, zieht
das immer noch als Image für
Landewyck?

Ja. Wir produzieren immer
noch in Europa, die Inhaber sind
luxemburgische Familien.

Luxemburg gilt als teurer
Standort. Hohe Löhne, Inde-
xierung, teures Bauland und
Gebäude. Sie scheint das nicht

abzuschrecken, hier zu in-
vestieren?

Luxemburg ist der Hauptsitz.
Die Entscheidung, hier zu in-
vestieren, ist ganz klar ein Be-
kenntnis der Eigentümer zu ihrer
Heimat. Da hat das Herz ge-
sprochen. Es hätte in puncto
Lohnkosten sicher andere Stand-
orte in Europa gegeben, die in die-
ser Hinsicht attraktiver gewesen
wären. Die Familien haben aber
entschieden, hier zu bleiben. Das
kann man gar nicht genug hono-
rieren.

Sie profitieren von den Ein-
nahmen des Tanktourismus
an den Tankstellen, die auch
Tabakprodukte anbieten. Die
hohen Spritpreise bringen eini-
ges durcheinander. Spüren Sie
Einbußen?

Das wird etwas sein, was wir
erst in Zukunft analysieren kön-
nen. Ich klopfe mal vorsichts-
halber auf Holz. Momentan geht
es hoch und runter und es ist es
noch zu früh, eine Bilanz zu zie-
hen, denn die Touristensaison
beginnt erst. Luxemburg ist
Transitland. Da müssen wir ab-
warten.

Wie steht es denn bei Land-
ewyck mit Sozial- und Umwelt-
standards? Die Aussagen da-
zu auf der Webseite klingen
ziemlich allgemein ...

Allgemein? Das ist doch bes-
ser als nichts. Ich hätte Ihnen
gerne unsere Solarzellen auf dem
Dach gezeigt, aber die sind noch
nicht da. Beim Neubau einer Pro-
duktion dieser Größenordnung
in einem so schönen Umfeld im
21. Jahrhundert keine Rücksicht
auf Umweltstandards zu nehmen,
wäre ein fataler Fehler. Bezüglich
„Corporate Social Responsibility”
haben wir alle Tests gemacht, alle
Fragen beantwortet und werden in
Kürze das Label erhalten. Darauf
sind wir stolz.



Landewyck hat den Stand-
ort Hollerich aufgegeben. Das
Wahrzeichen, das jeder „Sta-
ter“ kennt, „Maryland – ons
cigarette“, hängt jetzt hier ...
Warum?

Finden Sie, dass ein Produktions-
unternehmen mitten in der Stadt
heute noch zeitgemäß ist? Nein. Es
gibt Momente, da kommt vieles zu-
sammen und dann ist es Zeit, stra-
tegische Entscheidungen zu treffen
und ich finde, das war eine gute

Entscheidung.

Haben Sie nach Covid und jetzt
mit dem Ukrainekrieg Liefer-
probleme für die Produktion?
Philip Morris hat gerade an-
gekündigt, nicht mehr alle Ver-
packungsgrößen anbieten zu
können.

Haben wir. Nicht beim Tabak
selbst, sondern bei allem ande-
ren rund um Zigaretten. Ver-
packungen, Transport ... alles ist
derzeit kompliziert. Wir machen

das Beste daraus.

Ihre Strategie für die Zukunft?
Wir bleiben sehr ambitioniert

darin, Tabakprodukte herzustellen.
Der andere Teil ist, wir arbeiten an
Produkten der „nouvelle généra-
tion“. Das sind Produkte, die weni-
ger schädlich sind. In den nächsten
Wochen bringen wir die „Nikotin-
Pouches“ heraus. Das sind klei-
ne Säckchen für in den Mund, mit
Geschmack und Nikotin, ohne zu
rauchen.

Standortpolitik
Die neue Produktion in Erpeldingen an der Sauer
ersetzt die beiden anderen Standorte Hollerich (6
Hektar groß) und Ettelbrück (2 Hektar groß). Am
Standort Hollerich arbeiten nach Firmenangaben der-
zeit noch rund 50 Mitarbeiter aus der Verwaltung in
der rue de l’industrie. Laut Landewyck-Immobilien-
abteilung ist angedacht, im Zuge des Projektes „Nei
Hollerich“ ein neues Bürogebäude neben dem histo-
rischen Landewyck Building in der rue Joseph Heintz
zu bauen. Dort soll dann ebenfalls die Verwaltung der
Landewyck Holding unterkommen, wie das Unter-
nehmen mitteilt. Fertigstellung soll 2026/2027 sein.

Alle Gebäude sowie der 1,2 Hektar große Park ge-
hören der Immobilienabteilung bei Landewyck, der
Landimmo. Der Park soll im Zuge der „Quartiers-
entwécklung“ der Öffentlichkeit zugänglich gemacht
werden, wie die Landimmo auf Anfrage mitteilt. Das
Produktionsgebäude in der Ettelbrücker avenue des
Alliés ist inzwischen abgerissen, das Grundstück ist
nach Firmenangaben für einen Neubau vorbereitet.
Hier soll künftig das Bürogebäude „Centre adminis-
tratif Nordstad“ mit Crèche, Restaurant, Bäckerei-
und Lebensmittelhandel entstehen.
Die Landimmo verwaltet den Immobilien- und Land-
besitz und ist eine 100-prozentige Tochter der Lande-
wyck Group.

Landewyck in Zahlen
1915: Gründung von Fixmer, Luxemburgs erstem
Tabakhersteller, der dann 1939 von Heintz van
Landewyck übernommen wurde; Gründung Heintz
van Landewyck: 1847; Mitarbeiter weltweit: 1.600
Mitarbeiter; Luxemburg: 560; kumulierte Zigaretten-
und Tabakproduktion: 11 Milliarden Einheiten pro
Jahr; belieferte Läden und Kioske in Belgien und Lu-
xemburg: 4.000; Bilanzergebnisse wie Umsatz oder
Gewinn kommuniziert das Familienunternehmen
nicht, teilt es auf Tageblatt-Anfrage mit. Aus dem „Re-
gistre du commerce et des sociétés“ geht hervor, dass
die Landewyck Holding im Jahr 2020 einen Umsatz
von 2,8 Milliarden Euro erzielt hat.



BESCHÄFTIGUNG Im Mai haben sich die Zahlen weiter verbessert
Christian Muller

Auch im Monat Mai war die
Zahl der Menschen auf Arbeits-
suche in Luxemburg weiter
rückläufig. Die Arbeitslosen-
quote ist auf ihr niedrigstes
Niveau seit mehr als zehn Jah-
ren gefallen. Die Zahl aller
Arbeitsplätze ist derweil weiter
gestiegen.

Von den Unsicherheiten durch
den russischen Krieg in der Ukrai-
ne wie auch durch die anhaltend
hohe Preissteigerungsrate hat sich
der Luxemburger Arbeitsmarkt im
Mai nicht beeindrucken lassen. Die
Zahl der Arbeitssuchenden ist, wie
in den Monaten zuvor, weiter ge-
sunken.

Insgesamt waren zum Ende des
Monats hierzulande 13.946 Men-
schen auf Arbeitssuche, wie die
Arbeitsagentur Adern am Montag
mitgeteilt hat. Das sind 323 Perso-
nen weniger als im Vormonat April
und fast 2.500 weniger als Ende
Dezember 2021. Im Vorjahres-
monat waren noch satte 3.394
Personen mehr bei dem Amt als
arbeitslos eingetragen.

Die Corona-Krise hat der lu-
xemburgische Arbeitsmarkt bereits
vor vielen Monaten hinter sich ge-
lassen: Als Folge des Corona-Still-
stands war die Zahl der Menschen
auf Arbeitssuche im März 2020 um
2.728 Betroffene in die Höhe ge-
schnellt. Im April 2020 hatte sich
die Lage weiter verschlechtert:
Die Zahl der bei der Adem ein-
geschriebenen Menschen stieg
auf 20.253. Seit Anfang 2021 hat
sich die Lage auf dem Luxembur-
ger Arbeitsmarkt dann nach und
nach wieder spürbar verbessert. Im
Sommer war die Zahl der Arbeits-
suchenden erstmals seit Krisen-
beginn wieder unter das Niveau
von vor dem Corona-Stillstand
(16.652 Personen) gefallen. Mittler-
weile ist die Zahl der Menschen
auf Arbeitssuche in etwa auf dem
gleichen Niveau wie Ende 2018.

Im Mai 2022 war die Zahl der
Arbeitssuchenden nun in fast allen

Kategorien weiter rückläufig, prä-
zisiert die Adern. Auch bei den
Langzeitarbeitslosen. Nur in der
Kategorie der Arbeitssuchenden,
die seit weniger als vier Monaten
bei dem Amt gemeldet sind, wurde
ein leichter Anstieg gemessen.

Im Gegensatz zu den Vor-
monaten hat die Adern im Mai
zudem einen leichten Anstieg bei
der Zahl der Neuanmeldungen
gemessen. Insgesamt haben sich
2.140 Personen in dem Monat neu
eingeschrieben, ein Plus von 259
Arbeitssuchenden gegenüber von
Mai 2021. Verglichen mit dem Vor-
monat April 2022, als sich 2.516
Personen neu bei der Adern ein-
geschrieben hatten, ist jedoch
auch diese Zahl rückläufig. Zu-
dem gelte es zu beachten, dass
die Neuanmeldungen im Mai 205
Anmeldungen von Personen mit
vorübergehendem Schutz (Flücht-
linge aus der Ukraine) beinhalten,
schreibt die Adem.

Auch die von Statec berechnete
saisonbereinigte Arbeitslosenquote
liegt bereits seit Monaten wie-
der unter dem Vor -Krisen -Niveau.
Im Zeitraum Mai/Juni 2020
hatte sie, mit 7 Prozent, ihren
„Corona-Höchststand" erreicht.
Im Oktober 2021 war sie unter
5,4 Prozent gefallen und lag somit
wieder unter dem Niveau von vor
dem Corona-Stillstand. Seitdem ist
die Quote weiter zurückgegangen.
Ende Januar lag sie bei 4,9 Prozent,
Ende April bei 4,7 Prozent. Im Mai
ist sie nun weiter auf 4,6 Prozent
zurückgegangen. Das letzte Mal,
als es in Luxemburg eine niedrigere
Arbeitslosenquote gab, war im De-
zember 2008.

Neuer Rekord
bei der Zahl der offenen Stellen

Von den eigenen Traumzahlen aus
der Vergangenheit bleibt Luxem-
burg dennoch noch weit entfernt.
Bis vor 1990 zählte das Land we-
niger als 2 Prozent Menschen auf

Arbeitssuche. Danach begann ein
langsamer Anstieg. 2005 wurde
die 4 -Prozent -Marke überschritten.
Nach der Finanz- und Schulden-
krise beschleunigte sich die Zu-
nahme der Arbeitslosigkeit. 2009
wurden 5 Prozent gemessen - 2012
lag die Quote bei über 6 Prozent.
Ein Rekord wurde im Mai 2014
erreicht: Die Arbeitslosenquote
war auf 7,2 Prozent geklettert. Da-
nach besserten sich die Zahlen wie-
der, wenn auch nur sehr langsam.
Erst jetzt, rund 14 Jahre nach der
Finanzkrise, darf Luxemburg sich
wieder über ähnlich gute Zahlen
wie damals freuen.

Mit einer Verschlechterung der
Lage wird vorerst nicht gerechnet:
Die Unternehmen klagen über
einen immer größer werdenden
Mangel an Fachkräften. Die Zahl
der unbesetzten Stellen, die Arbeit-
geber der Adern gemeldet haben,
ist im Mai erneut ein neues ab-
solutes Rekordhoch gestiegen. Ins-
gesamt 4.812 neue offene Stellen
wurden gemeldet. Die Zahl der ver-
fügbaren Stellen stieg bis Monats-
ende auf 13.253. Das sind 49,5
Prozent mehr als ein Jahr zuvor. Im
September 2021 hatte die Zahl der
offenen Stellen erstmals die Marke
von 10.000 überschritten.

Zu den am meisten gesuchten
Qualifikationen/Berufen zähl-
ten im Mai, wie bereits im Monat
zuvor, Finanzexperten und Buch-
halter wie auch Spezialisten aus
dem Bereich Informations- und
Kommunikationstechnologie sowie

Risikomanager für Finanzinstitute.
Auch gesucht waren Mitarbeiter
für Sekretariatsarbeit sowie Perso-
nal für Restaurants.

Hintergrund der positiven Ent-
wicklung dürfte weiterhin die gut
laufende Konjunktur sein. Nach
den ersten drei Monaten 2022 lag
das sogenannte „acquis de crois-
sance" für das Jahr bereits bei 2,7
Prozent. Mit diesen Zahlen war die
Luxemburger Wirtschaftsleistung,
zum Ende März 2022, bereits
höher als das Niveau, welches Sta-
tec bis Jahresende 2022 erwartet.



Das statistische Institut prognosti-
ziert, wie vor kurzem angekündigt,
eine Wachstumsrate von zwei Pro-
zent für das Gesamtjahr. Im Jahr
2021 war die nationale Wirtschaft
um starke 6,9 Prozent gewachsen.

2.000 neue Arbeitsplätze
in einem Monat

Die (nicht -saisonbereinigte) Zahl
der Arbeitsplätze insgesamt in Lu-
xemburg ist derweil, auch im Mai,
weiter gestiegen, auf 503.580 Stel-
len. Das Land zählt somit nun

rund 2.000 Jobs mehr als vor einem
Monat und rund 17.600 mehr als
vor einem Jahr. Seit Ende Januar
2020 (also vor der Corona-Krise)
sind im Großherzogtum fast 33.000
neue Arbeitsplätze entstanden. Im
März war hierzulande erstmals die
Marke von einer halben Million
Arbeitsplätze überschritten worden.
Die Schwelle von 400.000 Jobs war
im Februar 2015 überschritten wor-
den, die von 300.000 im Juni 2004.

Deutlich zugelegt hat auch er-
neut die Zahl der Grenzgänger.
Sie stieg (nicht saisonbereinigt) im
Mai auf 220.684 Personen. Das
sind rund 800 mehr als vor einem

Monat und 10.175 mehr als vor
einem Jahr. Die Marke von 200.000
war Mitte 2019 überschritten wor-
den.

Der starke Anstieg der Zahl der
Beschäftigten ist positiv für die Ent-
wicklung der Luxemburger Steuer-
einnahmen, da die Abgaben ein
wesentlicher Teil der Einnahmen
des Staates sind. Im Gegenzug hat
jedoch die Anzahl der Stunden, die
Menschen, die mit dem Auto zur
Arbeit fahren müssen, im Stau ver-
bringen mussten, 2021 wieder spür-
bar zugelegt.



In Europa konnte das Großherzogtum 2021 im Verhältnis zur Einwohnerzahl die meisten Investitionsprojekte anlocken
Von Thomas Klein
Nach dem Absturz in der Pandemie
kehrt 2021 der Appetit von Unterneh-
men für Investitionen wieder zurück -
zumindest teilweise. So zählt die
Unternehmensberatung EY im vergan-
genen Jahr europaweit 5 877 Expan-
sionsprojekte. Ein Plus von fünf Pro-
zent gegenüber 2020, aber immer noch
weit entfernt vom Vorkrisenniveau.
Die Investitionen lagen demnach im
letzten Jahr noch acht Prozent unter
2019 und sogar zwölf Prozent unter
dem Rekordjahr 2017.

An der Spitze des diesjährigen EY

European Investment Monitor, der ges-
tern veröffentlicht wurde, landet
Frankreich mit 1 222 Investitionsvor-
haben, eine Steigerung von 24 Pro-
zent, was auch eine Folge der Refor-
men der Macron Regierung darstellt,
wie die Experten anmerken. Den zwei-
ten Platz erreichte Großbritannien mit
993 Einzelprojekten. Federn lassen
musste hingegen Deutschland, das mit
841 Investitionsvorhaben einen Rück-
gang von zehn Prozent hinnehmen
musste und auf dem dritten Platz lan-
dete.

Zum ersten Mal erschien auch ein
separater Report für Luxemburg, das
sich im europäischen Vergleich sehr
ordentlich schlug. Mit 25 Investitions-
projekten landete das Großherzogtum
auf dem 26. Platz in Europa, pro Ein-
wohner wies kein anderes Land mehr
Einzelvorhaben auf. Das ist deutlich
mehr als vor der Krise und stellt ein
Wachstum von 39 Prozent im Ver-
gleich zu 2020 dar. Aber selbst zum Hö-
hepunkt der Pandemie hatte sich Zahl
der Projekte von 2019 auf 2020 um 28,5
Prozent erhöht. Den Löwenanteil der
Investitionen macht dabei in Luxem-
burg weiterhin der Finanzsektor aus,
auf den ein Fünftel aller Projekte ent-
fallen. Im europäischen Durchschnitt
sind es gerade einmal fünf Prozent.

Im Vorjahr war die Finanzindustrie
allerdings noch für 44 Prozent der In-
vestitionsvorhaben verantwortlich.
Das sei zum einen darauf zurückzu-
führen, dass der Brexit-Effekt ausläuft
und weniger Finanzfirmen ihre Aktivi-

täten von der Insel nach Luxemburg
verlagern, und zum anderen auf die Zu-
nahme des „hybriden Arbeitens" in der
Pandemie, weswegen weniger Büro-
fläche benötigt wurde. Die Studienau-
toren betonen dabei, dass nur Projekte
gezählt wurden, die tatsächliche Neu-
investitionen darstellen und die
Arbeitsplätze geschaffen haben. Fir-
menübernahmen oder eine Steigerung
des verwalteten Vermögens bei Fonds
tauchen somit in der Statistik nicht auf.

Chancen des Nearshoring

Eine Steigerung der Investitionstätig-
keit stellte EY im Bereich der indus-
triellen Fertigung fest, wo 28 Prozent
der Projekte angesiedelt sind. In die-
sem Sektor sehen die Autoren in den
nächsten Jahren besondere Wachs-
tumsmöglichkeiten für das Großher-
zogtum.

Unter dem Eindruck der gestörten
Lieferketten in der Coronakrise und
des Ukraine -Krieges planen viele
Unternehmen, ihre Lieferketten zu
verkürzen und wieder mehr Kompo-
nenten in der Nähe ihrer Absatzmärk-
te in Europa herzustellen. So gab über
die Hälfte der für den Report befrag-
ten Entscheidungsträger an, dass sie
vorhaben, die Produktion wieder nä-
her an den Kunden zu verlagern. In
diesem Zusammenhang wird auch die
erwartete Entwicklung hin zur soge-
nannten Industrie 4.0 eine Rolle spie-
len, in der digital vernetzte Fertigungs-
anlagen mit einem hohen Grad an
Automatisierung effiziente Herstel-
lungsprozesse ermöglichen. Luxem-
burg habe hier die Chance, sich als
Versuchslabor für solche computer-

gesteuerten Smart Factories und diese
neue Art der Produktion zu etablie-
ren. Mit seiner guten Infrastruktur und
als Schwerpunkt für Logistik in einer
zentralen Lage in Europa bringe das
Land dafür alle Voraussetzungen mit,
sagt Brice Lecoustey, Partner bei EY
Luxemburg.

Nachteil Steuersatz

Für das laufende Jahr gaben 43 Pro-

zent der befragten Manager an, dass sie
im Großherzogtum investieren wollen.
Bei der Frage, welches Land 2022 das
attraktivste Land in Europa für auslän-
dische Direktinvestitionen sei, landete
Luxemburg auf dem neunten Rang -
zwischen der Schweiz und Schweden.

Als Risiken für die Attraktivität des
Landes sahen die meisten die Fähig-
keiten an, Fachkräfte anzuziehen und
im Land zu behalten. Daneben gelten
die hohen Arbeitskosten als Faktor, der
Investoren abschreckt.

Die Besteuerung, in der Vergangen-
heit ein wichtiger Grund, sich für Lu-
xemburg zu entscheiden, verliert laut
dem Report eindeutig an Zugkraft. So

sagten zehn Prozent der 500 europa-
weit befragten Manager, Luxemburg
habe durch seine aktuelle oder geplan-
te Steuergesetzgebung signifikant an
Attraktivität verloren - ganze 42 Pro-
zent waren der Meinung, dadurch sei
das Land etwas unattraktiver gewor-
den. Entsprechend geben auch 44 Pro-
zent der Befragten an, dass das Land
die Steuerlast verringern müsse, um
wettbewerbsfähig zu bleiben. Noch
wichtiger als die Steuerrate war den
Managern aber die Digitalisierung der
Steuerverwaltung. „Warum ist das so?
Investoren wollen sich in erster Linie
mit ihrem Kerngeschäft befassen. Da-
zu gehört nicht der Umgang mit Steuer-
behörden", sagt Bart van Droogenbro-
ek, bei EY Luxemburg für das Thema
Steuern verantwortlich. Wenn der Um-
gang mit den Behörden möglichst digi-
tal funktioniert, müssen sich die Unter-
nehmen weniger mit dem Thema Com-
pliance auseinandersetzen und können
sich auf ihr eigentliches Geschäft kon-
zentrieren.• Luxemburg sollte• sich
als Versuchslabor

für Smart Factories
positionieren.
Brice Lecoustey, EY Luxemburg





Elf Unternehmen aus Luxemburg stellen auf der diesjährigen Hannover Messe aus
Von Marco Meng

Eine gefühlte Ewigkeit fand die
Hannover Messe, die weltgrößte
Innovationsschau der Industrie,
nur digital statt - jetzt endlich wie-
der physisch. Persönliche Gesprä-
che und manchmal auch Anfassen
- im wahrsten Sinne des Wortes
„be-greifen" - sind möglich. Das
machten sich am Dienstag auch
rund 50 Vertreter Luxemburger
Unternehmen zunutze, die aus die-
sem Grund nach Hannover reis-
ten, wo sie vom luxemburgischen
Botschafter in Deutschland, Jean
Graff, empfangen und beim Rund-
gang auf der Messe begleitet wur-
den. Die zwei Schwerpunktthe-
men der Messe, die heute zu Ende
geht, sind Energie und Digitalisie-
rung.

Die Hannover Messe, so die Lu-
xemburger Handelskammer, die
dort wieder einen Luxemburger
Pavillon organisiert hat, fungiert
als Barometer der Investitionsgü-
terbranche - „eine unverzichtbare
Plattform für Begegnungen und
fachlichen Austausch", erklärt Sa-
brina Sagramola, zuständig für
internationale Beziehungen und
Kooperationen bei der Chambre de
Commerce. In der Halle 2, die For-
schung und Entwicklung, Start-ups
und Global Business gewidmet ist,
sind elf Aussteller aus dem Groß-
herzogtum im Luxemburger Pavil-
lon vertreten. 2018 waren es acht
Aussteller, 2019 nur sechs aus Lu-
xemburg. Viele davon wie der An-
lagenbauer Paul Wurth sind prak-
tisch als „Stammgast" mit dabei,
andere Unternehmen hingegen
waren noch nicht oft hier oder sind
es zum ersten Mal: junge Firmen
wie beispielsweise DataThings
oder Rafinex hätte man noch vor
wenigen Jahren auch gar nicht in
Hannover vermutet.

Dass immer mehr IT-Firmen aus
Luxemburg dabei sind, begründet
Sagramola mit dem Wandel in der
Produktion: „Die Messe bleibt si-
cherlich weiterhin der Industrie
gewidmet, aber der Fokus auf Di-
gitalisierung hat mit dem Wandel
der Branche zu tun, da künstliche
Intelligenz, Vernetzung und Auto-
matisierung immer wichtiger wer-
dende integrierte Bestandteile der

Hersteller sind." Die Luxembur-
ger Firmenvertreter hatten am
Dienstag auch die Möglichkeit, die
internationale Kooperationsbörse
vor Ort zu nutzen.

Luxemburger Unternehmen
präsentieren ihr Know How

Das Luxemburger Industrie -Urge-
stein Paul Wurth, gegründet 1870,
baut nicht nur Anlagen und Hoch-
öfen oder ist an der Entwicklung
von Wasserstoffenergienutzung
bei der Stahlerzeugung beteiligt -
auch die Digitalisierung von Anla-
gen gehört seit geraumer Zeit zum
Geschäft. So stellt Paul Wurth auf
der Hannover Messe seine digita-
le Lösungen für das intelligente,
selbstlernende Stahlwerk „DA-
TAXpert" vor.

„Der weltweite Trend zur Digi-
talisierung", so das Unternehmen,
„bietet Paul Wurth die Chance, die
Produktpalette um individuelle,
gemeinsam mit dem Kunden ent-
wickelte Lösungen zu erweitern
und damit einen Mehrwert zu
schaffen." Paul Wurth arbeitet an
vernetzten Produkten, die durch
eingebettete Systeme mit Senso-
ren und den Einsatz von Künstli-
cher Intelligenz (KI) und mobilen
Dashboard-Displays den Anlagen
Intelligenz verleihen. Diese erwei-
terte Funktionalität hilft, Ver-
schleiß frühzeitig zu erkennen und
ermöglicht es dem Betreiber, im
Hochofen gegenzusteuern. Neben
der Einrichtung digitaler Schnitt-
stellen, die den täglichen Informa-
tionsaustausch mit dem Kunden
vereinfachen, eröffnen modernste
Technologien im Bereich Augmen-
ted und Virtual Reality Möglich-
keiten der Fernkommunikation, im
Service, bei der Inbetriebnahme
und im Training. „Wir sind davon
überzeugt, dass Paul Wurth bei
unseren digitalen Lösungen eine
ziemlich einzigartige Position ein-
nimmt, da wir 150 Jahre Wissen im
mechanischen Anlagenbau, be-
währtes Prozess -Know-how und
digitale Fähigkeiten kombinieren",
teilt das Unternehmen dazu mit.

DataThings aus Luxemburg ist
im Gegensatz zu Paul Wurth ein
reines IT-Unternehmen und zum
ersten Mal auf der Hannover Mes-

se vertreten. „Wir sind hier, um
unsere GreyCat-Technologie zu
präsentieren, die sich mit der Er-
stellung von effizienten XI-Zwil-
lingen für verschiedene Bereiche
und Branchen beschäftigt", erklärt
Grégory Nain, Mitgründer und Lei-
ter der Abteilung Operations von
DataThings. Er hofft, dass einige
der Interessenten, mit denen er auf
der Messe gesprochen haben, dar-
über nachdenken, was der Einsatz
von KI ihnen bringen könnte. Nain
ist sehr zufrieden mit der Messe.
„Es gab viele Kontakte und Dis-
kussionen, die viele verschiedene
Branchen abdeckten." Die Tech-
nologie von DataThings kann nach
Angaben des Unternehmens in al-
len Branchen eingesetzt werden, in
denen Daten miteinander in Be-
ziehung stehen und sich im Laufe
der Zeit weiterentwickeln, seien es
Produktionslinien, Infrastrukturen
wie intelligente Stromnetze, selbst
Bankgeschäfte.

Besseres Gewichts-Leistungs-
Verhältnis von Bauteilen

Ein anderes der ausstellenden
Unternehmen aus Luxemburg ist
der Softwareanbieter Rafinex, das
hier in Hannover erstmals sein
Softwareprodukt „Möbius" der Öf-
fentlichkeit vorstellt, benannt nach
dem berühmten Mathematiker Au-
gust Ferdinand Möbius.

Das Unternehmen aus Sennin-
gerberg ermöglicht damit Optimie-
rung im Herstellungsverfahren
von leichten Bauteilen. Zum Bei-
spiel erkennt das Programm, wo
das Gewicht von Systemkompo-
nenten ohne Qualitätsverlust re-
duziert werden kann. Das führt zu
Kosteneinsparungen bei der Be-
schaffung von Rohstoffen und bei
den Fertigungskosten.

„Es geht darum, dass Bauteile
nicht nur leichter werden und dann
nicht nur im Normalzustand opti-
mal sind, sondern auch bei etwai-
gen Einwirkungen auf sie ihre Sta-
bilität behalten", erklärt Rafinex-
Geschäftsführer André Wilmes.
Wilmes hat am Imperial College
London numerische Methoden zur
Simulation von Nano-Verbund-
werkstoffen entwickelt und Gast-
seminare an führenden For-

schungszentren wie der NASA und
der TU München gehalten. Die
grafische Oberfläche von Rafinex
kann von Ingenieuren in der Auto-
mobilindustrie, Biotechnologie -
branche, die Luftfahrtbranche oder
den Maschinenbau genutzt wer-
den, aber auch von Hausgeräte-
herstellern. „Die Nutzung von Mö-
bius", so Wilmes, „führt zu robus-
ten und langlebigen Designs, die
auf eine maximale Lebensdauer
ausgelegt sind und Wartungskos-
ten senken."

„Stochastische Optimierungsal-
gorithmen", führt Wilmes aus,
„stellen sicher, dass Entwürfe for-
mal robust und für jede Realität ge-
eignet sind." Wird das Programm
frühzeitig im Entwicklungsprozes-
ses eingesetzt, kann schon bei der
Konstruktion Belastung simuliert
werden, und in späten Phasen der
Planung ist keine vollständige
Überarbeitung mehr notwendig.

Auch das Luxembourg Institute
for Science & Technology (LIST)
ist wieder im Luxemburger Pavil-
lon in Hannover vertreten. Der
List -Ingenieur Claus Bayreuther
hielt gestern einen Vortrag auf der
Messe, wie die luxemburgische
Forschungseinrichtung als strate-
gischer und technologischer Part-
ner der Industrie neueste Erkennt-
nisse aus Forschung und Theorie
in unterschiedlichen Industrie-
branchen einzusetzen hilft. Jüngs-
te Beispiele sind ein im Holzbau
angesiedelter Betrieb, welcher sich
mit alternativen, nachhaltigen Lö-
sungen für klebstofffreie Fügetech-
niken beschäftigt, die bei Holz-
werkstoffen für verbesserte me-
chanische Eigenschaften sorgen.
Oder, ein weiteres Exempel, ein
komplexer Werkstoff aus der Rei-
fenindustrie: digitale Simulation
half bei der Entwicklung, denn da-
durch konnte das Zusammenwir-
ken verschiedener Materialien auf
das Gesamtverhalten des Reifens
schnell und einfach dargestellt und
erprobt werden. Zeit-, Energie -

und Materialersparnis sind tat-
sächlich der rote Faden, der sich
durch die diesjährige Hannover
Messe zieht.
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KONFERENZ Deutschlands Finanzminister zu Gast in Luxemburg
Christian Muller
Bundesfinanzminister Chris-
tian Lindner trat am Donners-
tag, gemeinsam mit Luxem-
burgs Finanzministerin Yuri-
ko Backes, als Gastredner bei
der 19. „Deutsch -Luxemburgi-
schen Wirtschaftskonferenz"
auf. Thema seiner Rede war
die Rolle der Finanzpolitik
während der Zeitenwende.

„Es gab eine Corona-Zäsur", so
Christian Lindner zu Beginn sei-
ner Rede. „Die Pandemie hat
unsere Freiheit eingeschränkt",
bis hin zur Ausgangssperre. Dies
sei „aufgrund des kollektiven
Gesundheitsschutzes" zwar not-
wendig gewesen, habe „uns aber
daran erinnert, dass ein Wert wie
Freiheit keine Selbstverständlich-
keit ist". Aktuell habe man diese
gesellschaftlichen Freiheiten
zwar wieder zurück, doch welt-
weit sei die Pandemie noch nicht
vorbei, warnte der Minister. Die
entwickelten Industriestaaten
hätten nun Verantwortung zu
übernehmen. Es gelte „dafür zu
sorgen, dass die globale Impf-
kampagne erfolgreich fortgesetzt
wird".

Auch beim Kampf gegen
den globalen Klimawandel
seien zukünftige Freiheitsein-
schränkungen möglich, so Lind-
ner weiter. Immerhin gehe es
um potenziell gravierende Fol-
gen. Doch auch hier hätten die
Finanzminister eine Rolle zu
spielen, so Lindner. Es gelte Ant-
worten zu finden, die „nicht nur
aus Einschränkungen und Ver-
boten" bestehen. Um gegen
den Klimawandel vorzugehen,
brauche es „einen differenzier-
ten Ansatz, und den Einsatz der
Hochtechnologie. Ein Verbot des
Verbrennungsmotors sei wohl
nicht die richtige Lösung für alle
Weltregionen.

Nicht jeder wolle, oder könne,
auf Wohlstand, Wachstum und
Freiheit verzichten. Es gelte, neue
und innovative Wege zu finden,

um Wohlstand mit Ressourcen-
schonung zu verbinden. Und
hierfür auch die Kräfte des Mark-
tes zu nutzen. „Was bei der glo-
balen Mindestbesteuerung von
Unternehmen gelungen ist, müs-
sen wir auch beim Klimaschutz
umsetzen. (...) Damit unsere Frei-
heit auch in Zukunft Bestand
hat."

Seine Rede hatte er spon-
tan nach drei Stichwörtern ge-
gliedert: Freiheit, Frieden und
Wohlstand. Begriffe, die er spon-
tan aus einem Buch von Luc
Frieden (Präsident der Handels-
kammer) übernommen hatte,
welches dieser ihm Minuten
zuvor geschenkt hatte.

„Eine g aubwürdige
Abschreckung"

Beim Stichwort „Frieden" er-
innerte er an den russischen Ein-
marsch in der Ukraine und dass
es einen derartigen Krieg zwi-
schen Ländern seit dem Zwei-
ten Weltkrieg nicht mehr gegeben
habe. Dies habe gezeigt, dass
auch das friedliche Beieinander
keine Selbstverständlichkeit sei,
so Lindner. Zuletzt habe man in
Europa „viele Jahre lang gut von
der Friedensdividende gelebt".
Sicherheitsgarantien habe man
an die USA ausgelagert und die
Umverteilungsmargen erhöht.
Doch die Friedensdividende sei
nun aufgebraucht.

Nun „müssen wir uns prüfen,
und unsere Fähigkeiten", so der
Bundesfinanzminister weiter. Es
gehe dabei nicht um eine „Mili-
tarisierung", sondern „um eine
glaubwürdige Abschreckung".
Es gehe darum, „kämpfen zu
können, um nicht kämpfen zu
müssen". Auch dürfe der „An-
griffskrieg nicht zum Erfolg füh-
ren". Es gelte zu helfen, wo es
möglich sei. „Unser Frieden muss
immer wieder neu errungen wer-
den."

Vom Krieg führte seine Rede
ihn zur aktuell hohen Preis-
steigerungsrate. „Die Inflation
taucht im Kühlschrank auf", so
Deutschlands Finanzminister.
„Es handet sich nicht nur um
eine Statistik." Unkontrolliert
stark steigende Preise seien eine
„große Gefahr für die weitere
wirtschaftliche Entwicklung".
Dies beeinträchtige Investitions-
entscheidungen, was sich wieder-
um negativ auf die Schaffung von
Wohlstand auswirke.

Schlechte Noten für die EZB

Gefordert seien in erster Linie
die Notenbanken, so der Minis-
ter weiter. Er wolle nun zwar nie-
manden beschuldigen, doch gelte
es, sich wieder an das „Primär-
mandat der Zentralbank" zu er-
innern. Und das ist die Stabilität
des Geldes - nicht die Unter-
stützung des Arbeitsmarktes und
auch nicht die Förderung des
Wachstums. „Nur auf einem so-
liden Fundament ist es möglich,
alle anderen Ziele zu erreichen",
so Lindner.

Weiter hob er hervor er, dass
die Inflation derzeit nicht nur
von den hohen Energiepreisen,
sondern auch von den Folgen der
Geldpolitik angetrieben wird. So
werden Importe, durch den re-
zenten Wertverlust des Euro zum
Dollar, automatisch teurer.

Unterschiedlich hohe Zins-
sätze, die Staaten auf ihren
Schulden zahlen müssen, würden
wohl selber eine Botschaft für
den betreffenden Finanzminister
darstellen, so Lindner. Handeln
können demnach nicht nur eine
Notenbank, sondern auch die
Finanzminister. Dies sei eine
Frage der Glaubwürdigkeit.

Dass der europäische Stabili-
tätspakt weiter eingefroren bleibt,
sei demnach auch keine Ein-
ladung für eine expansive Politik.
Es sei wichtig, zu fiskalpolitischer
Stabilität zurückzufinden. In



diesem Zusammenhang sei es
auch nicht sinnvoll, mit durch
Staatsschulden finanzierten Pro-
grammen nun die Nachfrage an-
zukurbeln. Immerhin habe die
Wirtschaft mit Knappheit zu
kämpfen. Mit solchen Program-
men, die die Nachfrage weiter
antreiben, würden nur Schul-
den und Preise weiter steigen.
„Deutschland will aus der ex-
pansiven Geldpolitik aussteigen."

Besser sollten Regierungen
„Politik ohne Geld” machen
und so die Angebotsseite unter-
stützen, so der Minister. Es gelte
Bürokratie abzubauen, mehr zu
forschen und offener für quali-
fizierte Zuwanderer zu werden.
Auch „der freie Handel kostet
nichts, bringt aber viel Wachs-
tum". Deutschland habe seine
Versorgung mit Energie an Russ-
land, und das Wachstum der Zu-
kunft an China ausgelagert. Diese

Abhängigkeiten könne man nur
durch Handel abbauen, etwa mit
Asien oder den USA. Doch die
EU habe noch nicht einmal das
Abkommen mit Kanada ratifiziert.

„Frieden, Freiheit und Wohl-
stand müssen von jeder Gene-
ration neu erkämpft werden",
schlussfolgerte er. „Wenn die ak-
tuellen Krisen nun dafür sor-
gen, dass dies passiert, dann sind
sie am Ende vielleicht auch eine
Chance."

Nach den Reden der bei-
den Finanzminister diskutierten

- im Rahmen eines Rund-
tischgesprächs - Luc Frieden,
Georges Rassel (Geschäftsführer
Paul Wurth), Maria Löwen-
brück (Union Investment Lu-
xembourg) und Peter Hamacher
(Encevo) mit Moderator Philipp
von Restorff (Luxembourg for
Finance) über aktuelle Fragen
zu den Themen Globalisierung,

nachhaltige Wirtschaft und In-
novation in Krisenzeiten. Zur
Konferenz geladen hatten die Lu-
xemburger Handelskammer und
die Botschaft der Bundesrepublik
Deutschland.
Frieden, Freiheit und
Wohlstand müssen
von jeder Generation
neu erkämoft
werden. Wenn die
aktuellen Krisen nun
dafür sorgen, dass
dies passiert, dann
sind sie am Ende
vielleicht auch eine
Chance.

Christian Lindner
Bundesfinanzminister



Die neue Finanzministerin Yuriko Backes muss sich
einer Reihe von Herausforderungen stellen

Interview: Thomas Klein
Kaum im Amt muss sich Finanzminis-
terin Yuriko Backes nicht nur mit geo-
politischen Krisen und den damit ein-
hergehenden Herausforderungen für
den Haushalt befassen. Zusätzlich steht
mit der geplanten globalen Reform der
Unternehmensbesteuerung, EU -Initiati-
ven wie „Unshell" und der Gafi-Prüfung
im Herbst ein entscheidendes Jahr für

den Finanzplatz bevor.
Yuriko Backes, Sie sind jetzt etwa
ein halbes Jahr im Amt - Zeit für
eine erste Bilanz. Es gibt eine Men-
ge Baustellen am Finanzplatz. Hät-
ten Sie sich einen ruhigeren Einstieg
gewünscht?

Als ich anfing, war mir klar,
dass ich in den laufenden Betrieb
einsteige und was das bedeutet.
Es war also sicherlich ein Sprung
ins kalte Wasser, aber mittlerwei-
le habe ich mich an die Tempera-
tur gewöhnt. Der Einstieg musste
nämlich den Umständen entspre-
chend zügig erfolgen, denn es ist
ja sehr viel geschehen, gerade mit
dem Krieg in der Ukraine und
dem explosionsartigen Anstieg
der Energiepreise.

Als Finanzministerin war ich
auf jeden Fall erfreut darüber,
dass wir als Land sehr gut durch
die Pandemie gekommen sind und
ich meine Arbeit auf einer soliden
Basis, insbesondere was die
Staatsfinanzen anbelangt, aufneh-
men konnte. Denn es galt von Be-
ginn an, die Herausforderungen
anzupacken, die die Menschen
und auch die Unternehmen in
ihrem Alltag zu spüren bekom-
men. Mit den Maßnahmen aus
dem „Energiedësch" und dem „So-
lidaritéitspak" hat die Regierung
weitreichende Antworten auf die-
se kurzfristigen Herausforderun-
gen beschlossen. Daneben galt es
in den letzten Monaten an etli-
chen Dossiers weiter zu arbeiten,
sowohl national aber auch euro-
päisch und international, und die
EU -Sanktionen gegen Russland
umzusetzen.

Die Weltwirtschaft hat sich kaum von
der Pandemie erholt, folgt jetzt schon
die nächste Krise. Im Gegensatz zur Fi-

nanzkrise schlagen sich die Banken
hierzulande bisher sehr gut. Wird das
Ihrer Ansicht nach so bleiben?

Der Luxemburger Finanzplatz
steht seit Jahren für ein Drittel
unseres Bruttoinlandsprodukts
und generiert einen Großteil
unserer Steuereinnahmen. Dass
sich die Banken hierzulande gut
schlagen, erfreut mich daher. An-
derseits gilt es, die Attraktivität
des Standorts zu bewahren und
weiter auszubauen. Der Finanz-
sektor hat darüber hinaus viele
Krisen gemeistert - ich erinnere
an die Krise 2008 - und daraus
Lehren gezogen, oft entgegen düs-
terer Prognosen. Heute ist die
europäische Finanzindustrie wi-
derstandsfähiger, auch wenn dies
kurzfristig zu Mehrkosten geführt
haben kann. Unser Luxemburger
Finanzplatz gehört weiterhin zu
den führenden der Welt. Luxem-
burg hat es immer verstanden,
sich weiterzuentwickeln und Ex-
pertise in neuen Bereichen aufzu-
bauen, wie zum Beispiel zuletzt
bei den alternativen Investment-
fonds. Der regelmäßige Austausch
mit Vertretern des Finanzplatzes
stimmt mich auf jeden Fall zuver-
sichtlich für die Zukunft.

Der Bankenverband ABBL moniert,
dass die Finanzhäuser hier nicht profi-
tabel genug seien, vor allem im Ver-
gleich mit US-Konkurrenten. Woran
liegt das Ihrer Einschätzung nach?
Sind die Banken in Luxemburg und in
Europa zu klein? Erwarten Sie, dass
sich die Konsolidierung fortsetzt?

Die mangelnde Rentabilität der
Banken betrifft nicht nur Luxem-
burg, sondern Europa insgesamt.
Das bisherige Negativ -Zins -Um-
feld hat sicherlich nicht geholfen,
und das Volumen der regulatori-
schen Anforderungen stellt für vie-
le Banken eine große Herausforde-
rung dar. Diesbezüglich setzt sich
Luxemburg seit jeher für intelli-
gente Regeln auf EU -Ebene ein,
damit der EU -Finanzsektor auch
über die nationalen Grenzen hin-
aus wettbewerbsfähig bleibt. Dar-
über hinaus müssen viele Banken
Investitionen im Bereich der Digi-
talisierung tätigen, um in einem

gesunden Wettbewerb mit dem
FinTech-Sektor zum Beispiel be-
stehen zu können, und die Kosten
bleiben dementsprechend hoch.

Was die Konsolidierung im
Bankensektor betrifft, handelt es
sich hierbei um einen natürlichen
Prozess, der eigentlich seit Jahr-
zehnten andauert. Ich möchte
aber unterstreichen, dass sowohl
die Bilanzsummen als auch die
Anzahl der Mitarbeiter im Ban-
kensektor hierzulande über die
letzten Jahre relativ konstant ge-
blieben sind.

Laut Global Financial Centres Index ist
Luxemburg im Vergleich zu anderen
Finanzplätzen um vier Plätze gefallen
und hat sich im Ranking um zwölf
Plätze verschlechtert. Woran liegt das
Ihrer Einschätzung nach?

Solche Rankings sollte man
nicht überbewerten, mal geht es
ein paar Plätze rauf, mal runter.
Faktisch gesehen ist unser Finanz-
platz heute nicht weniger attrak-
tiv als noch vor einem Jahr. Für
Luxemburg sprechen die realen
Entscheidungen der Unterneh-
men. Seit dem Brexit sind immer-
hin 95 Unternehmen hierherge-
kommen. Im vergangenen Jahr ist
das verwaltete Vermögen im Be-
reich der „Private Equity" um 30
Prozent gestiegen und die CSSF
und das CAA („Commissariat aux
Assurances", Red.) haben 77 neue
Lizenzen vergeben. Darüber hin-
aus gibt es 220 FinTechs in Lu-
xemburg. Die Zahlen sprechen al-
so für sich.

Verliert der Finanzplatz Luxemburg
langsam an Wettbewerbsfähigkeit?

Das pauschal zu sagen, ist in
meinen Augen falsch. Im Gegen-
teil. In den vergangenen Jahren
sind eine Reihe weiterer Banken
nach Luxemburg gekommen, vor
allem aus Drittstaaten wie den
USA und Großbritannien. Aber
sie kommen auch aus EU -Ländern
wie Portugal und Spanien. Diese
Banken finden Luxemburg attrak-
tiv - und das ist auch etwas, was
mir bei rezenten Finanzmissionen
in Spanien, Schweden oder Groß-
britannien so bestätigt wurde.

Viele haben mir versichert, dass
sie Pläne haben, ihre Aktivitäten
in Luxemburg noch weiter auszu-
bauen. Natürlich müssen wir im-
mer weiter versuchen, gezielt die
richtigen Talente anzuziehen, in
der Wertschöpfungskette zu stei-
gen und neue Kompetenzen auf-
zubauen.
Luxemburg strebt an, sich als globales
Zentrum für nachhaltiges Investieren
zu etablieren. Gleichzeitig wächst die
Kritik an dem ESG-Konzept. Setzt Lu-
xemburg da vielleicht aufs falsche
Pferd? Wie kann man verhindern, dass
ESG ein beliebiges Label wird?

Dieses Thema ist heute eigent-
lich Mainstream - völlig zu Recht
meiner Ansicht nach, denn die ge-
sellschaftlichen Herausforderun-
gen sind enorm. Ich bin sehr stolz
darauf, dass unser Finanzplatz
heute über 40 Prozent der nach-
haltigen Fonds in Europa beher-
bergt und an der Luxemburger
Börse die Zahl nachhaltiger Anlei-
hen im letzten Jahr um 50 Prozent
gestiegen ist auf mittlerweile
1200 - eine Spitzenposition. Se-
riosität, Sensibilisierung und der
einsetzende Erfolg von ESG-Pro-
dukten machen den Ansatz attrak-
tiv. Damit ESG nicht zu einem so-
genannten „Greenwashing" führt,
brauchen wir aber klare Regeln
und Definitionen, die dem An-
spruch gerecht werden. Dafür
setzt sich die Regierung auch auf
EU -Ebene ein.

Was tut Luxemburg denn in Sachen

Nachhaltigkeit?
Luxemburg hat schon lange

Pioniergeist bewiesen in Sachen
Nachhaltigkeit, die Partnerschaft
zwischen den öffentlichen und
privaten Akteuren ist in dieser
Hinsicht vorbildlich. Wir sind
zum Beispiel Vorreiter in Sachen
Labeling, dank LuxFLAG, das wir
vor mehr als 15 Jahren ins Leben
gerufen haben. Auch unsere Börse
hat schon 2016 mit der Schaffung
des Luxembourg Green Exchange
selbst Verantwortung übernom-
men.

Rezent haben wir weitere In-
itiativen gestartet, um den Finanz-
sektor in seiner Bestrebung nach
mehr Nachhaltigkeit zu begleiten.
Ein gutes Beispiel ist die Luxem-
bourg Sustainable Finance Initiati-
ve, die unter anderem Workshops
im Finanzbereich und Selbstein-
schätzungstools für Finanz -Insti-
tute anbietet. Hinzu kommt der
International Climate Finance Ac-
celerator, der bis dato 18 innovati-
ve Fondsmanager im Bereich Kli-
mafinanzen unterstützt hat. Es



wurde auch ein Zeichen gesetzt
mit der Schaffung einer Klimafi-
nanzplattform, die gemeinsam mit
der Europäischen Investitions-
bank aufgelegt wurde und in Kli-
mafonds investiert, um Privatka-
pital zu mobilisieren. Vor einigen
Tagen habe ich eine neue Initiati-
ve angekündigt, die dazu beitra-
gen soll, private Investitionen in
den grünen Wandel und den Um-
weltschutz in Schwellenländern
zu lenken.

Luxemburg positioniert sich gerne als
„Gateway to Europe", zum Beispiel
auch für chinesische oder russische
Banken. Wird das in Zukunft ange-
sichts der geopolitischen Konflikte
schwieriger?

Die russische Invasion der
Ukraine ist völkerrechtlich illegal
und durch absolut nichts zu recht-
fertigen. Die geopolitische Lage
wird durch diesen Krieg sicher-
lich komplizierter und alle Akteu-
re, die in Luxemburg tätig sind,
müssen sich an das geltende
Recht halten und alle bestehenden
Regeln umsetzen. Das gilt eben
auch für Sanktionen. Natürlich ist
es zu bedauern, dass China Russ-
lands Überfall auf die Ukraine
nicht klar verurteilt hat und sich
gegen Sanktionen ausgesprochen
hat. Diese Themen müssen auf
politischer Ebene angesprochen
werden, und der Dialog mit China
muss weitergeführt werden.

Als überzeugte Europäerin und
Verfechterin des Multilateralis-
mus lege ich sehr viel Wert dar-
auf, dass wir ein offenes Land
bleiben und dass der Kontinent
Europa nicht zu einer „Fortress
Europe" wird. Gesellschaftliche
Herausforderungen wie der Kli-
mawandel können nur auf globa-
ler Ebene gelöst werden. Wir
brauchen also multilaterale Lö-

sungen, denn geopolitische Kon-
flikte stiften Unruhe und bringen
Unsicherheiten mit sich. Dies gilt
es zu verhindern, in einem offe-
nen Dialog und ohne Tabus, aber
auch mit dem nötigen Respekt für
die Befindlichkeiten des jeweili-
gen Partners.

Eigentlich sollte im Sommer die globa-
le Mindeststeuer für Unternehmen in

der EU auf den Weg gebracht werden,
jetzt bremst Ungarn, auch in den USA
geht es nicht voran. Scheitert das Vor-
haben?

Die im Oktober 2021 erzielte Ei-
nigung zur internationalen Steuer-
reform ist ein historisch wichtiger

Schritt hin zu mehr Steuergerech-
tigkeit, den die Regierung unter-
stützt hat und den ich persönlich
nur begrüßen kann.

Erst Anfang Juni war ich auf
der Minister -Tagung bei der
OECD in Paris und wir haben na-
türlich auch über die Umsetzung
der Reform gesprochen. Ich be-
dauere, dass wir auf EU -Ebene
noch nicht vollständig zu einer Ei-
nigung gelangt sind, trotzdem bin
ich zuversichtlich, dass es zu
einer zeitnahen Umsetzung kom-
men wird und auch das globale
Level Playing Field gesichert
bleibt.

Wenn die globale Mindeststeuer
kommt, welche Folgen hätte das für
Luxemburg? Sind nicht steuerliche
Vorteile immer noch einer der Gründe,
warum sich Firmen für Luxemburg als
Standort entscheiden?

Die globale Mindeststeuer
bahnt sich schon seit Jahren an,
einen Exodus internationaler In-
vestoren haben wir in Luxemburg
aber nicht gesehen in all diesen
Jahren. Ich bin zuversichtlich,
dass Luxemburg weiterhin ein at-
traktives Land bleibt, besonders
wenn andere Faktoren wie die
zentrale Lage, gut ausgebildete,
mehrsprachige Mitarbeiter, das
Triple A und die politische Stabi-
lität in Zukunft noch eine noch
größere Rolle spielen werden.
Das sind auch die Gründe, warum
Unternehmen nach Luxemburg
kommen. Es gilt natürlich auf die-
ser positiven Grundlage weiter
die Attraktivität des Landes für
Unternehmen, aber auch für
Arbeitnehmer, zu bewahren und
zu stärken.

Ist es ein Nachteil für ein kleines Land
wie Luxemburg mit einem überschau-
baren eigenen Markt, wenn es nicht
auch über die Steuern mit anderen
Ländern konkurrieren kann?

Mit der internationalen Steuer-
reform gelten weltweit die glei-
chen Rahmenbedingungen. Auch
wenn es weiterhin Steuerwettbe-
werb geben wird, wird die Be-
steuerung in Zukunft insgesamt
wahrscheinlich eine geringere
Rolle spielen. Dies muss aber
nicht unbedingt ein Nachteil für
Luxemburg sein. International tä-
tige Unternehmen werden weiter-
hin die Dienstleistungen, Anlage-
instrumente und das Know-how
benötigen, die in internationalen
Investitionszentren wie Luxem-
burg zur Verfügung stehen, um

ihre grenzüberschreitenden Fi-
nanzaktivitäten zu zentralisieren.

Eine weitere Initiative der EU ist „Uns -
hell". Laut einem Bericht des Interna-
tionalen Währungsfonds gab es 2019
im Großherzogtum über 45 000 Fir-
men, die je nach Definition als Brief-
kastenfirmen gelten könnten. Hätte
eine steuerrechtliche Neutralisierung
dieser Firmenhüllen Auswirkungen auf
den Finanzplatz?

Diese Initiative ist sicherlich
eine der bevorstehenden Heraus-
forderungen im Steuerbereich,
aber ich begrüße den guten Dia-
log mit der EU -Kommission in
diesem Zusammenhang. Es er-
möglicht mir unsere Ansichten
besser darzulegen, denn mir geht
es sicherlich nicht darum, soge-
nannte „Briefkastengesellschaf-
ten" zu schützen. Der Entwurf
geht weit über diese Frage hinaus,
wirft eine Menge grundsätzlicher
Fragen auf, und letzten Endes
könnte es für Europa insgesamt
ein Eigentor darstellen. Vor allem
der Anwendungsbereich ist so
breit definiert, dass dies einen
Einfluss auf viele Unternehmen
haben könnte. Was die mögliche
Auswirkung der Vorschläge der
Kommission auf unsere Arbeits-
plätze und Steuereinnahmen an-
belangt, darf man diese nicht
unterschätzen, und es ist demnach
Vorsicht geboten.

Das Triple A wird immer als einer der
Standortvorteile Luxemburgs, gerade
in der Finanzbranche, angeführt.
Gleichzeitig steigt der Druck durch In-
flation und Krisen, dass der Staat

mehr Geld ausgibt. Wie schwierig ist
es für Sie in der Koalition gerade, Aus-
gabenwünsche von Ministerkollegen
abzuwehren?

Zu Beginn des Mandats einer
Regierung wird ei/n politischer
Rahmen durch das Koalitionspro-
gramm festgelegt und die Vorga-
ben aus dem Koalitionsvertrag
sind eindeutig: das mittelfristige
Haushaltsziel (OMT) einhalten
und die Staatsschulden unterhalb
von 30 Prozent des BIP stabilisie-
ren. Natürlich kommen aktuali-
tätsbedingt nicht vorhersehbare
Situationen wie die Pandemie
oder nun der Krieg dazu. Die Kol-
leginnen und Kollegen in der Re-
gierung zeigen Verständnis, und
ihre Wünsche tragen den Gege-
benheiten Rechnung. Es gibt eine
kollektive Verantwortung für das,
was wir machen. Wir wollen als
Regierung das Land nach vorne

bringen und eine verantwortungs-
volle Politik für unser Land ma-
chen.

Sie sagten, dass Sie einen Katalog mit
über 30 möglichen Steuermaßnahmen
zusammengestellt haben, unter ande-

rem, um die Wettbewerbsfähigkeit
des Standortes zu fördern. Können Sie
ein Beispiel geben, was Sie im Sinn
haben?

Die Regierung arbeitet derzeit
an einem Gesetzentwurf für die
Grundsteuerreform, einer nationa-
len Spekulationssteuer und einer
Leerstandssteuer. Darüber hinaus
steht eine große Steuerdebatte im
Parlament bevor. Allgemein blei-
ben die Unsicherheiten aktuell
sehr groß, auch was die finanziel-
len Rahmenbedingungen anbe-
langt. Es gibt aber erste, eher posi-
tive Anzeichen, was die Wider-
standsfähigkeit unserer Staatsfi-
nanzen angeht, solange wir nicht
in eine Rezession fallen. Falls es
also die finanzielle Situation er-
laubt, werde ich sicherlich Akzen-
te setzen, die die Attraktivität des
Wirtschaftsstandorts stärken, und
Lösungen suchen, die auch die ge-
sellschaftlichen Herausforderun-
gen anpacken. Generell gilt jedoch
das Gleiche wie bei den Haushalts-
verhandlungen: Es geht zunächst
um politische Prioritäten, dann
gibt es einen Abgleich mit den fi-
nanziellen Möglichkeiten und an-
schließend wird entschieden.

Im Herbst steht die Gafi-Prüfung an,
die beurteilen soll, wie gut Luxemburg
im Kampf gegen Geldwäsche und Ter-
rorismusfinanzierung aufgestellt ist.
Denken Sie, das Land und der Stand-

ort sind gut vorbereitet?
Luxemburg, unter der Feder-

führung des Justizministeriums,
hat sehr viel unternommen in den
letzten Jahren, um so gut wie
möglich vorbereitet zu sein. Der
Finanzplatz, mitsamt den vielfälti-
gen Akteuren, hat sich stark ver-
ändert und das Land steht mittler-
weile auf keiner grauen Liste
mehr.

Dadurch, dass wir die europäi-
schen und internationalen Anfor-
derungen alle erfüllen, bin ich al-
so eher zuversichtlich, was die be-
vorstehende Gafi-Prüfung anbe-
langt. Ich möchte daher auch
nicht spekulieren. Schlussendlich
geht es auch darum, die Effektivi-
tät unseres Systems zu bewerten,
und das geht auch über den Gafi-
Besuch im November dieses Jah-
res hinaus.







Der Finanzplatz meisterte die Pandemie, so Claude Marx, Leiter der
Luxemburger Finanzaufsicht CSSF. Nun steht er vor neuen Herausforderungen
Interview: Marco Meng
Erst musste der Finanzplatz Pandemie
und Lockdowns überstehen, dann Lie-
ferketten-Probleme und eine hohe In-
flation infolge eines Krieges in Europa.

Gleichzeitig will sich der Luxemburger
Finanzstandort zum Vorreiter für nach-
haltige Finanzen mausern. Viel zu tun
für die Akteure in der Branche - und
auch für die Finanzaufsicht CSSF („Com-
mission de Surveillance du Secteur Fi-
nancier"), sagt deren Chef Claude Marx.

Claude Marx, die Pandemie dauer-
te länger als gedacht. Wie wirkte
sich diese ungewöhnliche Zeit auf
den Finanzplatz aus?

Der Finanzplatz ist allgemein
gut durch die Pandemie gekom-
men. Bei den Banken haben wir
heute mit rund 970 Milliarden
Euro höhere Bilanzen als vor der
Krise mit 821 Milliarden, was auch
daran liegt, dass die Bankkunden
viel Liquidität bei den Instituten
„parkten". Kreditausfälle gab es
praktisch keine. Wir sind hier mir
0,5 Prozent Kreditausfälle auf dem
Niveau wie vor der Pandemie. Es
gibt hier also tatsächlich nichts
Besorgniserregendes. Die Banken
kamen gut durch die Krise, wobei
auch all die Instrumente der Re-
gierung, der Europäischen Zen-
tralbank und das Kredit-Rückzah-
lungsmoratorium halfen, die Krise
gut zu bewältigen.

Bei den Investmentfonds war
zuerst Nervosität, vereinzelt hatte
es bei Fonds ganz am Anfang der
Pandemie auch Liquiditätsengpäs-
se gegeben. Diese konnten aber
aufgrund der zahlreichen Maß-
nahmen unter anderem von Re-
gierungen, Zentralbanken und Re-
gulierern schnell überwunden
werden. All das hatte sich schnell
arrangiert. Ging das Gesamtver-
mögen der Fonds im ersten Quar-
tal 2020 zuerst um zwölf Prozent
zurück, lag es im Dezember 2021
24 Prozent über dem Vorkrisen-
niveau im Dezember 2019. Das gu-
te Zusammenspiel aller Akteure
hat dabei geholfen, dass der Fi-
nanzplatz unbeschadet durch die
Krise kam.

Wie ist die Situation aktuell, jetzt,
wo noch immer Lieferkettenpro -
bleme bestehen und wir Krieg in
Europa haben und eine Rekordin-
flation im Euroraum?

Das ist tatsächlich eine Stresssi-
tuation für die Wirtschaft. Die
Energieversorgung und Preisent-
wicklung ist ein großes Thema für
die Unternehmen und zeigt sich
auch darin, dass das verwaltete
Vermögen der Investmentfonds
im ersten uartal 2022 um fünf
Prozent zurückging. Man sieht al-
so einen Effekt, obwohl der sich
im Moment noch in Grenzen hält.
Jetzt hängt alles davon ab, wie
sich das auf längere Sicht entwi-
ckelt.

Wird die Zinserhöhung die Infla-

tion wieder drücken?
Das ist zweischneidig: Wir hat-

ten jetzt Rekordniedrigzinsen für
eine Rekordzeit, was auch zu Re-
kordniedrigzinserträgen bei den
Banken führte. Steigen die Zinsen,
werden Kredite teurer, aber auch
Anlagevermögen der Bankkunden
profitieren davon wie auch die
Verzinsung der Staatspapiere, die
Banken in ihrem Portfolio haben.
Dass Kredite teurer werden kann
aber durchaus auch dazu führen,
dass dann weniger Kredite verge-
ben werden.

Hat der Niedrigzins zu einer be-
sorgniserregenden Verschuldung
geführt?

Das wird genau beobachtet,
zum Beispiel vom Comité des Ris-
ques Systémiques in Luxemburg
und auf europäischer Ebene vom
European Systemic Risk Board.
Bei Hauskrediten wurde eine
Maßnahme ergriffen, wie groß der
Anteil von Eigenkapital und gelie-
henem Kapital sein muss, auch
gibt es Maßnahmen, indem genau

festgelegt wird, wie groß die Kre-
ditsumme im Vergleich zum Jah-
reslohn sein darf. Zweimal im Jahr
führen wir als CSSF zudem Prü-
fungen zu dem Thema bei den
Hauptkreditgebern für Immobi-
lienkrediten durch.

Der Bankenverband moniert hohe
Kosten und Regulationen, die den
Standort Luxemburg gefährden

würden. Wie sehen Sie das?
Die Diskussion gibt es ja schon

lange, dass die Regulierungskos-
ten zu hoch wären. Nach der Fi-
nanzkrise 2007 wurden die Vor-
schriften schärfer, aber damit
wurden die Banken zugleich auch
solider, und das kommt jedem zu-
gute und ist wichtig für einen sta-
bilen Finanzplatz. Regularien kos-
ten, sie tragen aber auch zum Ver-
trauen der Kunden bei. Und Ver-
trauen ist im Finanzgeschäft alles.
Diese Kosten spielen übrigens
keine Rolle dabei, ob eine Bank
überlebensfähig ist oder nicht -

das liegt allein am Geschäftsmo-
dell und Effizienz der Bank. Der
Unterschied ist also: Macht die
Bank heute weniger Gewinn, weil
sie viel investiert, oder verdient
sie heute nur deswegen wenig,
weil ihr Geschäftsmodell nicht gut
ist? Alle Regularien einzuhalten
kostet die Banken in Luxemburg
nach Schätzungen rund 380 Mil-
lionen Euro - von Gesamtkosten
im Bankenwesen von etwa 7,6
Milliarden Euro. Die Compliance-
Kosten sind also nur etwa fünf
Prozent der Gesamtkosten. Das
Regelwerk nach der Finanzkrise
hat dafür gesorgt, dass die Banken
heute mehr Kapital haben und
besser präpariert dastehen, um
neue Krisen wie die völlig unvor-
bereitet über uns gekommene
Pandemie zu bestehen.

Kleine Banken aber haben es
schwer, diese Kosten zu tragen.
Das heißt, Größe ist wichtig im
Bankgeschäft?

Es stimmt, dass die Kosten der
Regularien kleine Banken mehr zu
schaffen machen als große Ban-
ken, weil ihre Rentabilität dar-
unter leidet. Insgesamt liegt die



Rentabilität der Luxemburger
Banken bei sechs Prozent. Wich-
tig ist auch das Verhältnis von
Einnahmen und Kosten, das in Lu-
xemburg bei 60 Prozent liegt. Ein
Euro Einnahmen stehen damit 60
Cent Ausgaben gegenüber. Bei
Großbanken im Euroraum beträgt
diese Zahl 64 Prozent; Luxemburg
ist also hier ein bisschen besser,
obwohl Luxemburg bekannterma-
ßen kein billiger Standort ist.

Vor einem Jahr hatten wir 12
Banken, jetzt sind es 122. Aber
man muss dazu sagen, dass wir
zu viele Banken in Europa hatten
oder noch haben, und wir hatten
auch zu viele in Luxemburg. Die
Konsolidierung des Bankenplatz-
es geht weiter, und dabei spielen
natürlich auch die Kosten eine
Rolle. Weniger Banken heißt aber
nicht, dass das Geschäft weniger
geworden ist. Auch die Zahl der
Mitarbeiter ist mit rund 26 000
stabil.

Momentan ist Größe wichtig. Aber
durch die Digitalisierung könnte es
sein, dass es bald wieder viele spezia-
lisierte Onlinebanken gibt?

Die Kosten steigen schneller als
die Einnahmen. Eine Maßnahme,
dem entgegenzuwirken, ist, sich
zu digitalisieren. Einige nutzen di-
gitale Instrumente wie Roboadvi-
ce, andere modernisieren ihr
Backoffice durch eine Blockchain,
andere über ein digitales Interface
zur Kommunikation mit den Kun-
den, andere investieren in die Di-
gitalisierung ihres Reporting...
und mache machen alles zusam-
men. Wir als Aufsichtsbehörde
schreiben nicht vor, welche Maß-
nahmen ein Institut ergreifen
muss, aber wer die Digitalisierung
verpasst, der wird morgen nicht
mehr da sein, und wer Green Fi-
nance verpasst, wird morgen
ebenfalls nicht mehr da sein. Da-
bei wird sich auch das Anforde-
rungsprofil der Mitarbeiter än-
dern, da künftig zum Beispiel
Datenanalysten viel gebraucht
werden, die es heute kaum gibt.
Das sind einige der Herausforde-
rungen, vor denen wir nun stehen.

Ist mit dem Brexit ein neuer Kon-
kurrent entstanden, indem dort
Vorschriften laxer gehandhabt

werden?
Die EU ist abhängig vom Fi-

nanzplatz London, aber London

ist noch abhängiger vom europäi-
schen Binnenmarkt. Meiner Mei-
nung nach wird Großbritannien
nie viel abweichen von den euro-
päischen Standards, da ein Mini-
mum an Äquivalenz bestehen
muss, damit die Briten mit Europa
und Europa mit den Briten Ge-
schäfte machen können und enge
Geschäftsbeziehungen haben. In
allen Gesprächen mit meinen
Amtskollegen in London und auch
mit Wirtschaftsminister John
Glen und Unternehmensvertre-
tern ist mir glaubhaft versichert
worden, dass dort nicht die Ab-
sicht besteht, auf Dumping durch
wenig Regulierung zu setzen. Das
würde auch nicht funktionieren.
Wir arbeiten ganz eng mit dem Fi-
nanzplatz London, und das soll
auch so weitergehen.

Die Sanktionen gegen russische
Unternehmen und Staatsbürger
beschäftigt die CSSF?

Sehr. Damit die Sanktionen
wirken, müssen sie umgesetzt
werden, und unsere Aufgabe ist
es, das zu kontrollieren. Das
Außenministerium ist zuständig
für die Koordination mit den an-
deren Mitgliedsstaaten der EU,
das Finanzministerium bekommt
Meldungen über eingefrorene
Vermögen und beantwortet Fra-
gen zu den Sanktionen, und wir
sind zuständig für die Kontrolle
der Finanzdienstleister, dass die
Angelegenheit richtig gehandhabt
wird. Wir klären die Finanzdienst-
leister zu den Sanktionen auf, sind
in Kontakt mit all den Instituten,
die Vermögen einfrieren und
arbeiten gegebenenfalls auch mit
den Strafverfolgungsbehörden
zusammen, wenn wir Zweifel
darüber haben, dass die Sanktio-
nen richtig umgesetzt werden.
Wir haben auch einige Kontrollen
vor Ort durchgeführt bei Akteu-
ren, wo unserer Einschätzung
nach das Risiko am größten war,
dass die Sanktionen nicht richtig
umgesetzt werden, aber auch da
haben wir bislang keine großen
Probleme festgestellt. Die Umset-
zung der Sanktionen funktioniert.
Die Exponiertheit der Banken in
Luxemburg hinsichtlich Russland
ist allerdings relativ gering mit
einem Engagement von vier Mil-
liarden auf der Aktivseite. In Lu-
xemburg haben wir mit East West
United Bank und Gazprombank
International zwei Banken mit

russischen Besitzern sowie einen
russischen Vermögensverwalter.
Würden diese in Schieflage gera-
ten, wäre der Einlagensicherungs-
fonds in der Lage, das abzufangen.
Wären sie alle drei nicht mehr
funktionsfähig, wäre das trotzdem
kein systemisches Risiko.

Sanktionen sind dabei nur ein
Teil der Russland-Problematik.
Was die Finanzstabilität angeht,
bin ich vor allem beunruhigt über
Cyberattacken. Während der
zwölf Monate vor der russischen
Invasion in der Ukraine erlebte
das Land eine ganze Reihe schwe-
rer Cyberattacken. Wir selbst ha-
ben in den letzten Monaten zwar
keine große Attacke erlebt, aber
viele kleine, und wir wissen, dass
mit den kleinen Attacken oft nur
getestet wird, wie robust die An-
gegriffenen sind und welche Ab-
wehrmechanismen sie haben. Die
Akteure im Finanzsektor haben
wir deswegen aufgerufen, hier
größte Sorgfalt walten zu lassen,
weil unserer Meinung nach das in
Bezug auf den Krieg die größte
Gefahr für sie darstellt.

Wie entwickelt sich „Green Finan-
ce"? Damit wollte der Finanzplatz
Luxemburg ja punkten. Die einen
sagen, es gehe voran, andere kriti-
sieren, das meiste sei nur „Green-
washing".

Mit der Aussage, wir würden
hier in Luxemburg Greenwashing
betreiben, bin ich absolut nicht
einverstanden.

Grüne Finanzen sind ein Ziel
des EU -„Green Deal" der sehr
wichtig und zugleich sehr ambi-
tioniert ist. Man kann dieses Re-
gelwerk nicht mit anderen ver-
gleichen, denn dabei geht es um
nicht weniger als darum, den Pla-
neten zu retten. Das einzigartige
Ziel besteht darin, die Klimaziele
von Paris einzuhalten. All die Re-
gelwerke und Maßnahmen, nach-
haltig zu investieren, wurden da-
bei in einer Rekordzeit geschrie-
ben - auch weil die Zieldaten
2030, 2035, 2050 ja praktisch
schon morgen sind. Noch nie
wurden Richtlinien in geltende
Regeln so schnell umgesetzt. Na-
türlich fehlen noch viele Detailre-
geln, auch fehlen noch Daten, um
alles korrekt umsetzen zu kön-
nen. Ich rechne damit, dass dieses
Jahr noch viele Detailregeln kom-
men, und dann haben die Finanz-
dienstleister nur wenig Zeit, sie

umzusetzen und wir als CSSF
werden die korrekte Umsetzung
prüfen.

Es ist einfach zu kritisieren,
dass bei ESG nicht alles perfekt
ist, dabei muss man auch beden-
ken, dass es politisch nicht bei al-
len Punkten Einigkeit besteht,
zum Beispiel, ob Atomkraft nach-
haltig ist oder nicht. Wir als CSSF
erwarten von den Akteuren, dass
sie sich so gut es möglich ist, dar-
auf vorbereiten. Das ist eine Her-
ausforderung für die Branche und
auch für uns als Aufsichtsbehör-
de; auch wir schulen unsere Mit-
arbeiter. Auch wir brauchen die
nötigen Datenbanken. Für Banken
bedeutet das, wer diesen Zug ver-
passt, der riskiert, morgen nicht
mehr zu existieren.

Green Finance bedeutet dabei für
Banken, aber auch für die CSSF-
Mitarbeiter viel Lernbedarf?

Tatsächlich besteht hier noch
für alle großer Lernbedarf. Es
gibt einen großen Hype um
grüne Finanzprodukte, aber
nur wenige wissen, was das
wirklich bedeutet, sowohl auf
der Konsumentenseite wie auch
bona fide auf der Branchenseite.
Wir wollen dieses Jahr darum
auch eine Kampagne starten, um
dem breiten Publikum zu erläu-
tern, was nachhaltige Finanzpro-
dukte sind und auf was man da-
bei achten muss.

Ehe wir in Europa und in Lu-
xemburg die Menschen dazu
bekommen, nachhaltig zu inves-
tieren, müssen wir sie aber
auch erst dazu bekommen,
überhaupt zu investieren. Dafür
ist Vertrauen in die Finanz-
märkte und den Kontrollen
des Finanzmarktes sehr wichtig.
Das ist ja auch eines der Ziele
der europäischen Kapitalmarkt-
union: dass sich kleinere Unter-
nehmen Kapital nicht nur durch
Kredite, sondern auf dem Kapi-
talmarkt besorgen.



Die Zahl der innovativen Finanzdienstleister wächst - und damit die Bandbreite der Möglichkeiten

Jungen, innovativen Finanzdienst-
leistern, sogenannte Fintechs, bie-
tet der Finanzplatz Luxemburg ein
interessantes kosystem. Hier fin-
den sie Banken als Partner, von
hier aus können sie ihre Leistun-
gen auf dem gesamten europäi-
schen Markt anbieten. Dabei hel-
fen soll das 201 6 gegründete Lu-
xembourg House of Financial
Technology (LhoFT), eine öffent-
lich-private Initiative, die darauf
abzielt, den luxemburgischen Fi-
nanzsektor zu digitalisieren und
„die nationale und internationale
Fintech-Community zu vernet-
zen“. Die meisten Partner der r-
ganisation sind Finanzdienstleis-
ter und Beratungsunternehmen.

Zahl der Fintechs wächst
Ende 2021 gab es 220 Finanztech-
nologie-Unternehmen in Luxem-
burg, zehn Prozent mehr als im
Vorjahr. Die Institute mit Sitz in
Luxemburg seien gut durch das
Jahr gekommen und hätten das von
ihnen verwaltete Vermögen und
ihre Geschäftstätigkeit ausgebaut,
so Nicolas Mackel, CE O der Agen-
tur Luxembourg for Finance (LFF),
die auch am LhoFT beteiligt ist, in
der jüngsten „Fintech“-Broschüre

von LFF. Die Fintech-Unterneh-
men sind dabei in verschiedenen
Märkten und mit immer unter-
schiedlicheren Dienstleistungen
aktiv. Längst gehört dazu nicht
mehr nur die elektronische Ab-
wicklung von Zahlungsvorgängen
oder die Vermittlung von Kredi-
ten und Versicherungspolicen.
Zum Beispiel Regtech In diesem
Segment helfen Start-ups Institu-
ten, Regularien einfacher und auto-
matisiert zu erfüllen. Andere Fin-
techs, die das LhoFT beherbergt,
bieten Lösungen für automatisier-
te Investmentberatung und digita-
les Asset Management. Wieder an-
dere verschreiben sich der Nut-
zung von Künstlicher Intelligenz
und dem Verwerten von Daten
Angetrieben von neuen Technolo-
gien wie dem Internet der Dinge
und der sogenannten Industrie 4.0
fallen stetig wachsende Mengen an
Daten an („Big Data“). Sie haben
das Potenzial, Unternehmenspro-
zesse zu verbessern und effizien-
ter zu gestalten, bleiben heute aber
noch weitgehend ungenutzt. Eini-
ge Fintechs, die das ändern wol-
len, finden sich im LhoFT und ent-
wickeln etwa intelligente Soft-
waresystem, die Daten in verwert-
bare und wertvolle Erkenntnisse

umwandeln. Zahlreiche Finanz-
Start-ups beschäftigen sich auch
mit der Blockchain-Technologie.
Manche als Handelsplattformen
sogenannter virtueller Währun-
gen, andere als Nutzer der Block-
chain-Technologie, um damit be-
stimmte Aufgaben zu bewältigen,
wie zum Beispiel reale Vermö-
genswerte sowie Produkte oder
Dokumente durch den Einsatz von
digitalen Zwillingen auf Block-
chains zu verwalten. Andere Fin-
techs des LhoFT beschäftigen sich
mit Cybersicherheit und entwi-
ckeln dazu Anwendungen für Fi-
nanzinstitute. Das reicht von si-
cherem Instant Messaging und
Produkten für sicheres nlineban-
king bis zu Identitäts- und Zu-
gangsmanagement und elektroni-
schen Signaturen.

LhoFT als Innovations-Plattform

Das LhoFT bietet Finanzdienst-
lern Innovationsdiagnose, Teilnah-
me an Branchenprojekten, Arbeits-
gruppen und Initiativen, Aus- und
Weiterbildung sowie Werbeunter-
stützung. Investoren, staatlichen
Stellen und Verbänden bietet das
Lhoft Zugang zu einem breiten na-
tionalen und internationalen ko-
system und stellt die Verbindung

zwischen Risikokapitalfirmen und
andere Investoren zu den betreu-
ten Fintech-Gesellschaften her.

Zudem bietet das LhoFT Pro-
gramme, die Finanztechnologie-
Start-ups mit Netzwerken verbin-
det und zu Themen wie Erstel-
lung eines Geschäftsplans oder Ri-
sikomanagement unterstützt. So
veranstaltet das LhoFT einen
„Kickstarter“-Wettbewerb, bei
dem fünf Fintechs vom luxembur-
gischen Wirtschaftsministerium
Zuschüsse in Höhe von jeweils
50 000 Euro gewinnen können.
Aktuell betreut das LhoFT 172

Mitgliedsfirmen, von denen 8 6 in
der Einrichtung ansässig sind. Die
Nachfrage sei weiterhin hoch, sagt
LhoFT-Chef Nadir Zubairi, da der
Finanzdienstleistungssektor sich
weiter entwickele, wobei die Digi-
talisierung eine der Haupttrieb-
kräfte dieser Entwicklung sei.

„Wir beobachten auch, dass im-
mer mehr Luxemburger Fintech-
Firmen aus dem Boden schießen.
Ich bin erstaunt, dass wir vier ehe-
malige CE s bekannter traditionel-
ler Finanzinstitute haben, die jetzt
in unserer Einrichtung in Fintech-
Start-ups arbeiten“, so Zubairi.



Nadir Zubairi, Chef des Luxembourg
House of Financial Technology
(LhoFT).

Nadir Zubairi, wie hat sich
J. . LhoFT in den letzten zwei Pan-
demiejahren entwickelt?

Wir waren so flexibel, dass wir
schnell dazu übergehen konnten,
die Finanzdienstleistungs- und
Fintech-Gemeinschaft über digita-
le Kanäle zu unterstützen, und ha-
ben insbesondere eine Reihe von
Bildungs-Webinaren für verschie-
dene Sektoren der Branche entwi-
ckelt, die so beliebt sind, dass wir
diese Webinare jetzt und in Zu-
kunft weiter anbieten, auch wenn
die Welt nach der Pandemie zur
Normalität zurückkehrt. Obwohl
einige unserer ansässigen Unter-
nehmen beschlossen haben, unse-

ren Inkubator aufgrund der Lock-
downs zu verlassen, haben wir im
Sommer 2020 die volle Kapazität
unserer Einrichtung erreicht; die
Pandemie hat die Digitalisierungs-
bemühungen im Finanzsektor so-
gar noch beschleunigt, was weite-
re Fintech-Unternehmen nach Lu-
xemburg gezogen hat, die den Be-
darf decken wollten.

2. Arbeiten Banken in Luxemburg
■ und Fintechs im LhoFT zusam-und Fintechs im LhoFT zusam-

men?
Auf jeden Fall, die Zusammen-

arbeit mit dem Bankensektor und
dem breiteren traditionellen Fi-
nanzsektor ist der Schlüssel zu
unserer Mission, Finanzdienstleis-
tungen zu digitalisieren. Unserem
sehr engagierten Vorstand gehö-
ren 13 Finanzinstitute an, darunter
vier Banken. Wir arbeiten eng mit
unseren Vorstandspartnern und

mit der gesamten Branche in Lu-
xemburg zusammen, um ihre zu-
künftige Wettbewerbsfähigkeit zu
sichern.

3. Sind besondere Trends zu
erkennen?

Ein anhaltender Schwerpunkt
im digitalen Finanzwesen in Lu-
xemburg liegt im Bereich der
„Regtech“-Technologien, die
Unternehmen dabei helfen, Kos-
ten zu senken und die Effizienz
im Backoffice mit aufsichtsrechtli-
chem Reporting, Datenharmoni-
sierung, Dokumentationsmanage-
ment und Risikomanagement zu
steigern, wobei in diesen Lösun-
gen zunehmend KI zum Einsatz
kommt. Ein schnell wachsender
Sektor ist Blockchain und die da-
mit verbundenen Bereiche Token
und Krypto-Assets. Das Interesse
der Finanzinstitute an der Distri-

buted-Ledger-Technologie
wächst, da ihre Kunden zuneh-
mend Zugang zu neuen Anlagen
verlangen. Wir haben im Februar
dieses Jahres in Zusammenarbeit
mit PwC und mit Unterstützung
von ALFI, dem Luxemburger
Fondsverband, einen umfassenden
Bericht mit einer weitreichenden
Umfrage zu Krypto-Assets veröf-
fentlicht.

Nachhaltige Finanzen sind na-
türlich ebenfalls ein wichtiger
Schwerpunktbereich im Allgemei-
nen und in Luxemburg im Beson-
deren. Wir werden in Kürze zu-
sammen mit Deloitte einen Be-
richt über grüne Finanzen veröf-
fentlichen und darüber, wie Tech-
nologie diesen Sektor besser
unterstützen kann.
I



LUXEMBURG Fonds verwalteten Ende April „nur“ noch 5.477 Milliarden Euro
Christian Muller
Für die Branche der Luxem-
burger Investmentfonds hat
sich das Jahr 2022 bislang an-
ders entwickelt als erwartet.
Das Volumen der verwalteten
Gelder ist deutlich zurück-
gegangen.

Der weltweite Vertrieb von Invest-
mentfonds ist seit vielen Jahren
eine Erfolgsgeschichte für den Lu-
xemburger Finanzplatz. Innerhalb
der letzten zehn Jahre wurde das
von dem Sektor verwaltete Geld-
volumen mehr als verdoppelt.
2009 lag die Summe der in-
vestierten Gelder noch weit unter
2.000 Milliarden Euro (1.526,6
Milliarden). Die 3.000-Milliarden-
Marke wurde 2014 überschritten
– die 4.000-Milliarden-Marke nur
drei Jahre später. Anfang 2021
wurde die 5.000-Milliarden-Mar-
ke durchbrochen.

Auch noch im Dezember 2021
lief das rund. Um mehr als 100
zusätzliche Milliarden stieg die
von den Luxemburger Fonds ver-
waltete Kapital, auf die fast unvor-
stellbar hohe Rekordsumme von
5.859 Milliarden Euro. Die Marke
von 6.000 Milliarden Euro geriet
in Reichweite. Doch dazu sollte es
nicht mehr kommen.

Mit dem Aufmarsch an der
Grenze und dem späteren Ein-
marsch der russischen Truppen in
der Ukraine brach die Zuversicht
in die weitere wirtschaftliche Ent-
wicklung ein. An den Börsen tau-
melten die Kurse nach unten. Die
von den Fonds gekauften Wert-
papiere verloren an Wert.

Ende April 2022 verwalten die
Fonds am Finanzplatz Luxemburg
nun „nur“ noch 5,477 Milliar-
den Euro, wie die Finanzaufsicht
CSSF diese Woche mitgeteilt hat.
Ein Minus von 382 Milliarden
Euro. Pro Tag ist das von Luxem-
burger Fonds verwaltete Geldver-
mögen somit um 3,2 Milliarden
Euro geschrumpft.

Damit war das Jahr 2022 bis-
her ein schlechtes für den Sektor:

Einen stärkeren Rückgang hatte
das Land bisher nur im Jahr der
Finanzkrise, 2008, verbucht. Da-
mals schrumpfte das Volumen
innerhalb von zwölf Monaten um
500 Milliarden Euro. Bis sich der
Finanzplatz vom Rückgang des
Geldvolumens erholt hatte, dauer-
te es damals bis August 2010.

Erschwerend für den Finanz-
platz kommt hinzu, dass 2022
nicht nur Kursrückgänge an den
internationalen Märkten hinter
dem Rückgang der Geldsumme
stehen: So konnte sich die Bran-
che oftmals während Kursrück-
gängen damit trösten, dass doch
gleichzeitig Kunden mehr neues
Geld in den Luxemburger Fonds
anlegten, als sie Geld aus ihnen
herausnahmen. Diesmal jedoch
nicht.

Von dem Rückgang von 382
Milliarden Euro sind nämlich
„nur“ rund 320 auf den schrump-
fenden Wert der angelegten Gel-
der zurückzuführen. Grund für
den Rest des Rückgangs ist, dass
Investoren in den letzten vier
Monaten netto 62 Milliarden
Euro aus Luxemburger Fonds ab-
gezogen haben.

Weltmarktanteil von
8,7 Prozent

Dieser Rückgang der Vermögens-
werte belastet die Aktivitäten und
die Wertschöpfung von Dienst-
leistern und Depotbanken sowie
Luxemburgs Exporte von Finanz-
dienstleistungen, von denen die
überwiegende Mehrheit Trans-
aktionen mit Investmentfonds
sind, schreibt das statistische Insti-
tut Statec in seinem letzten „Con-
joncture flash“. Auf „kleineren“
Summen gibt es kleinere Kommis-
sionen zu erwirtschaften.

Wichtig für den Standort
ist zudem nicht nur das ver-
waltete Geldvolumen. Für die
Beschäftigung am Finanzplatz
ist die Zahl der Fonds das wich-

tigere Kriterium. Im Schnitt
heißt es, dass jeder Fonds rund
drei Jobs im Land schafft. Die
schlechte Neuigkeit: In den letz-
ten Jahren ist die Zahl der Fonds
geschrumpft. Während es, laut
Zahlen der Zentralbank, Ende
Dezember 2016 insgesamt 4.144
Fonds in Luxemburg gab, ist ihre
Zahl im März 2018 unter die
Marke von 4.000 gefallen. 2020
fiel ihre Zahl auf unter 3.700.
Im April 2022 waren es jetzt nur
noch 3.454 Fonds.

Viele Experten sind der Über-
zeugung, dass es in Europa
insgesamt zu viele Investment-
fonds gebe. Es ist eine Frage
der Kosten. Je höher die in-
vestierte Summe, desto kleiner
sind proportional die Kosten.
Dennoch kann der Sektor sich
sehen lassen: Das Großherzog-
tum ist der zweitwichtigste
Fondsstandort weltweit – nach
den USA. Was Fonds angeht,
die grenzüberschreitend ver-
kauft werden, ist Luxemburg
die Nummer eins. Und über die
vergangenen zwölf Monate be-
trachtet sind die Zahlen auch gar
nicht so schlecht: Zwar ist auch
in diesem Vergleich die Zahl
der Fonds geschrumpft, das ver-
waltete Geldvolumen liegt heute
aber, trotz der Rückgänge 2022,
immer noch 183 Milliarden über
dem Volumen von vor einem
Jahr.

Insgesamt 8,7 Prozent aller
Gelder, die weltweit in Fonds an-
gelegt werden, waren Ende 2021
in Luxemburger Fonds investiert,
wie Zahlen von Efama zeigen.
Das ist deutlich mehr als in die
Fonds anderer Länder: Irland
hat 6 Prozent Weltmarktanteil,
Deutschland 4,1 Prozent, Frank-
reich 3,3 Prozent. Der Wett-
bewerb ist jedoch hart: Vor zwei
Jahren hielt Luxemburg noch
einen weltweiten Marktanteil
von 9 Prozent. Vor sieben Jahren
waren es 9,4 Prozent.



Mehr als sechs Prozent aller Steuereinnahmen
Für die Einnahmen des luxemburgischen Staats
ist der Sektor, wie auch das Volumen der ver-
walteten Gelder, von entscheidender Bedeutung.
Nicht umsonst war seine Entwicklung zuletzt
auch im Finanz- und Haushaltsausschuss ein
Thema. Der Sektor ist ein gewichtiger Bestand-
teil der Luxemburger Wirtschaft. Die Branche be-
schäftigt einige Tausend Mitarbeiter hierzulande,
und ein kleiner Teil der riesigen Summe bleibt bei
den Firmen, etwa als Bearbeitungsgebühren.

Der Sektor ist zudem überaus wichtig für die
Staatsfinanzen, für die Steuereinnahmen. Neben
den Abgaben auf Gehältern und Gewinnen zahlt
die Branche zusätzlich eine Steuer auf dem ver-

walteten Geldvolumen. Im Jahr 2021 hatte alleine
diese „Taxe d’abonnement“ rekordträchtige 1,28
Milliarden Euro in die Staatskasse gespült. Im
Vorjahr waren es 1,05 Milliarden Euro. Zum Ver-
gleich: Die jährlichen Einnahmen und Ausgaben
des Luxemburger Staates liegen bei etwas über 20
Milliarden Euro.

Mit dem rückläufigen Geldvolumen wird es nun
jedoch auch unwahrscheinlich, dass die „Taxe
d’abonnement“ dem Staat dieses Jahr wie ur-
sprünglich geplant 1,38 Milliarden Euro ein-
bringen wird. Und das in einer Zeit, in der
gesunde Staatsfinanzen ohnehin immer mehr zur
Herausforderung werden.



UKRAINE -KRIEG Eingefrorenes Geld von sanktionierten Personen und Unternehmen
(fey/fgg)
Im Rahmen der Sanktionspolitik
gegen Russland blockiert Luxem-
burg momentan 4,267 Milliar-
den Euro von Privatpersonen
und Unternehmen. Das hat das
Finanzministerium am Dienstag-
nachmittag per Pressemitteilung
bekannt gegeben. Die Summe
setze sich sowohl aus Bankgut-
haben als auch aus Wertpapieren
zusammen. Das Luxemburger Ge-
schäftsregister (LB R) habe des
Weiteren im Auftrag des Finanz-
ministeriums bis jetzt mehr als 90
Personen sowie 1.100 Rechtsträger
im Großherzogtum ermittelt, die
von den EU -Sanktionen betroffen
sind.

Finanzministerin Yuriko Backes
habe diese Zahlen am Dienstag
während einer außerordentlichen
Sitzung des „Comité de suivi" vor-

gelegt. „Die luxemburgischen Be-
hörden arbeiten eng mit ihren
Kollegen in der EU und den an-
deren Mitgliedstaaten zusammen,
um eine wirksame Umsetzung der
Sanktionen zu gewährleisten und
so mögliche Umgehungsversuche
zu verhindern", versichert das
Finanzministerium in der Presse-
mitteilung.

Ende März lag die Summe der
eingefrorenen Vermögenswerte
noch bei 2,5 Milliarden Euro,
außerdem waren zum Stichtag 15.
März erst 86 Gesellschaften identi-
fiziert worden, die mit elf sanktio-
nierten Personen in Verbindung
gestanden hätten. Jetzt, rund drei
Monate später, sind also mehr
als achtmal so viele Personen be-
kannt.

Eine Sprecherin des Finanz-
ministeriums verwies am Dienstag-

abend darauf, dass es einerseits
aufwendig sei, die entsprechenden
Personen zu identifizieren, dass
aber mittlerweile auch neue
Sanktionspakete beschlossen wur-
den, wodurch die Anzahl der Be-
troffenen ebenfalls zunehme.

Außerdem erinnert die Spre-
cherin: „Das Einfrieren wirtschaft-
licher Ressourcen bedeutet gemäß
den EU -Vorgaben, dass die Ver-
wendung wirtschaftlicher Ressour-
cen für den Erwerb von Geldern,
Waren oder Dienstleistungen ver-
hindert wird." Ein eingefrorener
Vermögensgegenstand dürfe also
nicht mehr verkauft, vermietet,
belastet oder anderweitig als Ein-
kommensquelle genutzt werden.
Der Vorgang sei aber zu unter-
scheiden von einer Beschlag-
nahmung oder Einziehung im
Rahmen eines Gerichtsverfahrens.
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Für 9 Euro einen Monat lang den kompletten Nahverkehr nutzen — viele Deutsche steigen deshalb derzeit auf Bus und

Bahn um. In ganz Luxemburg oder Städten wie Tallinn und Hasset muss für Bus und Zug gar nichts mehr gezahlt

werden. Dort weiß man: „Das Ticket macht nur Sinn, wenn man auch eine Vision hat", wie der luxemburgische

Verkehrsminister dem RND sagt.

„Wir bitten Sie, nicht mehr zuzusteigen", dröhnt aus den Lautsprechern des Regionalzugs von Koblenz nach Köln. Es

ist der zweite Tag, an dem das 9-Euro-Ticket gilt, doch das sonnige Wetter will genutzt werden, für ein langes

Wochenende über Pfingsten im Unesco Welterbe Rheintal. Tausende Deutsche machten sich auf den Weg, auch in
anderen touristischen Regionen, von Sylt und Rügen bis in die Alpen und den Schwarzwald.

Günstige oder gar kostenfreie Tickets in öffentlichen Verkehrsmitteln — ist es so einfach, mehr Menschen aus den

Autos und auf die Schienen zu bekommen? Nein, sagt einer, der es wissen muss. „Die Grundidee mit dem 9-Euro-

Ticket ist okay", sagt Francois Bausch , Verkehrsminister in Luxemburg dem RedaktionsNetzwerk Deutschland

(RND). „Aber das macht nur Sinn, wenn man auch eine Vision hat. Nur den Nahverkehr drei Monate günstig zu

machen ohne in die Qualität und den Ausbau zu investieren, wird nur zu Frustration führen."

Luxemburgs Verkehrsminister: Deutschland fehlt die Vision, wie Mobilität zukünftig aussieht

Luxemburg hat am 1. März 2020 den kostenlosen öffentlichen Nah- und Fernverkehr eingeführt

[https://www.rnd.de/panorama/opnv-bus-und-bahn-in-luxemburg-jetzt-gratis-vorbild-fur-deutschland-
T2KBSDSSVSXHVYNNVJUPOTQ2IY.htmI] — im ganzen Land und für alle, auch für Touristinnen und Touristen. Seither

baut das Großherzogtum die Infrastruktur massiv aus. 567 Euro pro Einwohnerin und Einwohner investiert Luxemburg

— im Gegensatz zu Deutschland mit 88 Euro pro Kopf. Neue Züge wurden bestellt und bald soll die Kapazität um

nahezu 50 Prozent steigen, auf der Hauptachse zwischen französischer Grenze und Luxemburg -Stadt soll sie gar

verdoppelt werden. „Ich sage immer, der kostenlose ÖPNV ist die Kirsche auf dem Sahnekuchen", so Bausch. Aber

auch das gehört dazu: „Der Sahnekuchen muss auch da sein", wie der luxemburgische Eisenbahnchef Marc Wengler

vor einigen Tagen der „ Zeit [https://www.zeit.de/mobilitaet/2022-06/luxemburg-nahverkehr-kostenlos-oeffentliche-
verkehrsmittel] " sagte. Heißt: Bevor über kostenlose Modelle gesprochen wird, muss die notwendige Infrastruktur da

sein — oder zumindest ein Plan dafür.

„Der kostenlose ÖPNV war nur eine Komponente unseres Plans", sagt Bausch dem RND. „So sollte vor allem

Aufmerksamkeit für den ÖPNV erzeugt werden." Schon seit einigen Jahren baut Luxemburg aus, Bahnhöfe werden

gebaut, neue Bus -Stopps eingeführt, neue Verkehrswege geschaffen und durch die Hauptstadt fährt inzwischen eine

Stadtbahn, die aktuell noch verlängert wird. „Wir haben einen nationalen Mobilitätsplan. Bis 2035 soll jedes Dorf

besser angebunden sein. Es geht darum, Menschen zu bewegen, nicht Fahrzeuge — und der ländliche Raum hat
andere Bedürfnisse als die Großstadt", so der Grünen -Politiker.

Tipp aus Luxemburg: Nahverkehr günstig, Fernverkehr nicht zwangsläufig

Wie auch in Deutschland das 9-Euro-Ticket sollte die Gratisnutzung öffentlicher Verkehrsmittel in Luxemburg vor allem
ein Werbetool sein. „Wir zeigen den Leuten jetzt, dass wir ausbauen. Wir zeigen ihnen Perspektiven auf, sagt
Bausch. Doch er sieht, wie viele Kritikerinnen und Kritiker in Deutschland auch, ein Problem: „Das Ticket wurde
einfach eingeführt, ohne eine Strategie dahinter." Es ist dieser Punkt, für den Politik und Bahn seit Wochen in der Kritik

stehen: Das 9-Euro-Ticket kam, ohne die Infrastruktur im Nahverkehr anzupassen.

Weder wurden ländliche Gegenden erschlossen und es wurden tatsächliche Alternativen zum Auto geschaffen noch

wurden Takte erhöht, Züge erweitert, mehr Kapazitäten geschaffen. Es gibt nicht einmal Pläne dafür, während
Luxemburg die ersten Schritte 2017 einleitete. Die Deutsche Bahn kann im gesamten Aktionszeitraum Juni, Juli und

August nur 50 Züge zusätzlich einsetzen, was deutschlandweit 250 zusätzliche Verbindungen bedeutet.

Ursprünglich sollte das 9-Euro-Ticket vor allem Pendlerinnen und Pendler finanziell entlasten — so sollten steigende

Energie- und Lebenshaltungskosten ausgeglichen werden. Als dauerhaftes Sparmodell war das 9-Euro-Ticket nicht

gedacht — und es gibt auch keine Überlegung dazu, wie ÖPNV ab September eine Alternative sein kann. „Günstige

Tickets im Nahverkehr sind wichtig", sagt Bausch.



Deshalb müsse Deutschland aber keine ICE-Verbindungen kostenfrei machen, vielmehr gehe es darum, sich vor

allem innerstädtische Mobilität anzusehen. „Wir haben in der Vergangenheit zu sehr auf Verbindungen zwischen den

Städten geachtet und nicht darauf, wie sich die Leute in der Stadt bewegen. Da kann und muss man differenziert
vorgehen."

Tallinn lässt Einheimische kostenfrei Bus fahren: Menschen ziehen in die Stadt

In der estnischen Hauptstadt Tallinn ist man den Weg zur Gratisnutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln 2013

gegangen — ohne einen Ausbau der Kapazitäten. Aber Tallinn hatte schon vorab investiert, viele Menschen, darunter
Kinder, Seniorinnen und Senioren sowie uniformierte Staatskräfte von Polizei oder Militär fuhren schon zuvor

kostenfrei, das Monatsticket kostete für alle anderen 18 Euro.

Innerhalb des ersten Jahres nach Einführung hat sich die Anzahl der Fahrgäste um 6,5 Prozent erhöht und dort
eingependelt. Wenngleich nicht unbedingt viel mehr Menschen den ÖPNV nutzen und nur vier Prozent vom Auto auf

öffentliche Verkehrsmittel umgestiegen sind, hat sich die Anzahl der Fahrten jener Menschen aber deutlich erhöht: von

rund 400.000 jährlich vor Einführung auf mehr als 2,8 Millionen im Jahr 2019, sagt Tiit Laiksoo vom Transport -
Ministerium in Tallinn dem RND.

12 Millionen Euro habe seine Stadt im ersten Jahr investiert, das Ergebnis: Die Zufriedenheit der Einwohnerinnen und
Einwohner von Tallinn mit dem ÖPNV in ihrer Stadt verdoppelte es sich zwischen 2012 und 2019 beinahe und es

zogen so viele Menschen nach Tallinn, dass die Stadt alleine dadurch 30 Millionen Euro Steuereinnahmen zusätzlich

hat — pro Jahr. Ob das bezüglich Wohnraummangel in Innenstädten ein Modell für Deutschland wäre, sei

dahingestellt.

Luxemburg beginnt mit Auswertung von Gratis-ÖPNV

In Luxemburg ist man sich ob der bisherigen Auswertungen noch nicht sicher, welchen Beitrag der Preisfaktor
geleistet hat — auch, weil nur wenige Tage nach der Einführung des kostenlosen ÖPNV der erste coronabedingte

Lockdown stattfand. „Die Fahrgastzahlen sind bei der Bahn im April 2022 noch immer 15 Prozent niedriger als im
Februar 2020, in der neuen Straßenbahn stiegen sie jedoch Ende 2020 deutlich an, als die Linie verlängert wurde",

heißt es aus dem Verkehrsministerium.

Aktuell wird eine Art Monitoring errichtet, die Bewegungsdaten aller Fahrgäste und Individualreisenden sollen erfasst
werden. In der Stadtbahn ist die automatische Zählung aktiviert, deshalb weiß man: 18.000 tägliche Fahrgäste gab es

in Luxemburg -Stadt vor 2020, in Spitzenzeiten sind es inzwischen 75.000. 60 Prozent der Busse haben das

Auswertungssystem bereits, auch die Züge sollen nach und nach ausgestattet werden. Allerdings zeigte sich bisher

auch: Buslinien, die nach einer Bedarfsanalyse neu ausgerichtet wurden, werden stärker frequentiert, während die
unveränderten Buslinien eher rückläufige Zahlen vorweisen.

Nachhaltige Angebote gefordert: der Ruf nach mehr als nur dem 9-Euro-Ticket [https://www.rnd.de/wirtschaft/oepnv-9-

-euro-ticket-ist-nicht-genug-nachhaltigere-angebote-gefordert-TNFEHBTWNFB3LHISNSKASHPAMY.htmI]

Ob das 9-Euro-Ticket unter diesen Voraussetzungen ein Erfolg werden kann, ob Menschen dadurch vom Zugfahren

überzeugt werden können? Sie teilen sich volle Abteile mit Ausflüglern und jenen, die im Urlaub quer durchs Land

fahren. An Tagen wie rund um Pfingsten, an denen gutes Wetter ist, wird es eng — überwiegend am Wochenende,

aber auch in den Ferien, wenn viele glauben, das 9-Euro-Ticket bestmöglich nutzen zu müssen, weil der ÖPNV

danach wieder teuer sein wird. Karl -Peter Naumann vom Fahrgastverband Pro Bahn sagte an Pfingsten, das Chaos
sei vorhersehbar gewesen und Folge eines politischen Angebots, ohne dafür über die nötigen Kapazitäten im
Bahnverkehr zu verfügen.

„Überall in Deutschland waren die Bahnsteige und die Züge voll, in mehreren Fällen mussten überfüllte Züge geräumt

werden — aber zum Glück keine Bahnhöfe", sagt der Vize -Vorsitzende des Gesamtbetriebsrats DB Regio, Ralf Damde,

dem RND. Er berichtet von täglich 400 überfüllten Zügen und rund 700 Meldungen von Überlastungen oder Störungen

[https://www.rnd.de/politik/9-euro-ticket-und-ueberfuellte-zuege-fahrgastverband-pro-bahn-uebt-scharfe-kritik-
WHWCAP6DSR6VWHNEACOZVVAQXE.htmI] pro Tag. Was auf den ersten Blick viel klingt, relativiert sich im Kontext:



Es gab bei 22.000 Verbindungen in 1100 Fällen Probleme.

Luxemburgs Verkehrsminister: „9-Euro-Ticket ist eine Chance"

Bausch glaubt, dass noch nicht alles verloren ist, für das 9-Euro-Ticket und die Bahn in Deutschland. Man müsse die

Chance nutzen, über Mobilität zu sprechen, sie neu zu denken — unter Einbeziehung sozialer, ökologischer und

ökonomischer Aspekte und mit Rücksicht auf alle Verkehrsteilnehmende von Autofahrenden über Fußgängerinnen

und Fußgänger bis hin zu Nutzerinnen und Nutzer des ÖPNV. „Es geht darum, Prioritäten zu setzen." Wie auch in
Luxemburg vor einigen Jahren noch sei die deutsche Verkehrspolitik auf das Auto ausgelegt. Nun müsse aus den

Köpfen raus, dass die Straße vor allem oder ausschließlich für Autos da sei. „Man kann nicht mehr nur ein

Verkehrsmittel fördern, man muss das gesamte System, die Mobilitätskette, effizienter machen", sagt Rausch.

Wer nicht mehr gezielt ein Verkehrsmittel fördere, habe auch Geld, in den gesamten Ausbau zu investieren. In
Luxemburg waren die Kosten ohnehin gering, weil schon zuvor fast 92 Prozent des öffentlichen Nah- und

Fernverkehrs über Steuern finanziert wurde — der Staat zahlt nur 41 Millionen Euro mehr pro Jahr. In Deutschland
hingegen wird die Bahn zu mehr als 50 Prozent durch Ticketkosten finanziert. Auch hier müsse ein Umdenken

stattfinden, so der luxemburgische Politiker. „Wenn der ÖPNV über Steuern finanziert wird, wird es gerechter", sagt er.

Reiche würden mehr Steuern entrichten und sich somit prozentual mehr am ÖPNV beteiligen als Geringverdiener —
während die Ticketpreise bislang meistens keinen Unterschied zwischen arm und reich machen.

Von Miriam Keilbach/RND



Das Fahrrad boomt und
spielt eine Schlüsselrolle
bei der geplanten Ver-
kehrswende. Aber Luxem-
burg tut sich schwer beim
Schaffen einer modernen
Radinfrastruktur.
LUXEMBURG (SZ) Dass das Fahrrad
eine Hauptrolle bei der Fortbewe-
gung in Luxemburg spielt, liegt auf
der Hand. Es ist klimaneutral, ge-
räuschlos, zudem gesundheitsför-
dernd und braucht weniger Platz.
„Wir müssen das Fahrrad zum
zweiten vollwertigen Individualver-
kehrsmittel machen", sagte Fran-

9ois Bausch („ddi greng"), Minister
für Mobilität und öffentliche Bau-
ten, dem Luxemburger „Tageblatt".
Die Popularität des Fahrrads nannte
der Minister eine „Riesenchance".

Bausch stellte nun den natio-

nalen Mobilitätsplan 2035 für das
Großherzogtum vor. Der Plan ist
Nachfolger des 2018 vorgestellten
Modu 2.0 und stellt dessen prakti-
sche Umsetzung dar, basierend auf
Daten. Ausgangspunkt ist ein pro-
jiziertes Wirtschaftswachstum von
drei Prozent, was bis 2035 die Mo-

bilitätsnachfrage der Menschen um
40 Prozent wachsen lassen würde.
Ziel ist, diese Steigerung der Bewe-

gungen mit weniger Autos als 2017

zu bewältigen.
Laut einer Umfrage des Markt-

forschungsinstituts TNS Ures sind
2020 rund 58 Prozent der Einwohner
Luxemburgs mit dem Rad gefahren.
Im Durchschnitt besitzt jeder Haus-

halt zwei Fahrräder. Seit Ausbruch
der Pandemie erfährt das Zweirad
zudem einen weiteren Aufschwung,
so dass sich diese Zahlen inzwischen
weiter nach oben hinbewegt haben
dürften. Zudem entdecken dank des
Siegeszugs der E -Bikes viele Men-

schen das Fahrrad wieder neu. All
das bringt das Mobilitätsministe-
rium zu folgendem Schluss: „Nicht

die Motivation der Menschen zum
Radfahren fehlt, sondern qualitativ
hochwertige Radinfrastruktur."

Lange wurde in Luxemburg aus-
schließlich in die Infrastruktur für
den motorisierten Verkehr inves-
tiert. Weshalb es nicht verwundert,
dass so manche Verkehrsstatistik
deutliche Resultate hervorbringt: Im
Großherzogtum werden ein Drittel

aller Bewegungen unter einem Kilo-
meter mit dem Auto bestritten, das
Fahrrad wird bei diesen Distanzen
lediglich in fünf Prozent der Fälle be-
nutzt. Bei Fahrten zwischen einem

und fünf Kilometern wird das Rad
zwar etwas konsequenter genutzt,
jedoch dominiert das Auto mit zwei
Dritteln aller Bewegungen deutlich.
Innerhalb der Ballungsgebiete Lu-
xemburg -Stadt und Esch-Belval ist

die Diskrepanz weniger groß, 2017

wurden hier 46 Prozent aller Bewe-

gungen unter fünf Kilometern mit

dem PKW absolviert. Ziel des natio-
nalen Mobilitätsplans ist nun, diese
Zahl bis 2035 auf 21 Prozent zu re-
duzieren. Um das zu erreichen, wird
ein Anstieg der Bewegungen zu Fuß
oder mit den öffentlichen Verkehrs-
mitteln um jeweils fünf Prozent an-
gepeilt. Der Fahrradverkehr soll da-
gegen um 15 Prozent wachsen. Das
Rad muss ein großes Wachstum
erfahren, ansonsten verschlechtert
sich die individuelle Mobilität in den
Ballungsgebieten drastisch, heißt es
dazu in dem Plan, kurz PNM2O3S. In
anderen Worten: Mehr Lebensqua-
lität durch weniger motorisierten
Verkehr.

Dadurch ergibt sich im nationalen
Mobilitätsplan ein ehrgeiziges Ziel
für das Jahr 2035: „Aus dem Fahr-
rad ein gleichwertiges individuelles
Transportmittel machen, das er-
laubt, auf sichere und komfortable
Weise jedes Ziel in Luxemburg von
jedem Ort aus zu erreichen." Also
ein zusammenhängendes, landes-
weites Radwegenetz zu schaffen.
Und das Fahrrad innerhalb der Bal-
lungsgebiete mindestens genauso
effizient zu machen wie das Auto.
Wie soll das erreicht werden?

Zunächst einmal soll das Fahrrad
prinzipiell in allen Bauvorhaben be-
rücksichtigt werden. Das gilt nicht
nur für jede nationale oder kom-
munale Straße, sondern auch für
jeden urbanen Entwicklungsplan
und auch für jede neue Immobilie.
Einer der Paradigmenwechsel des
PNM2O3S im Straßenverkehr soll
sein, den motorisierten Transitver-
kehr in Zukunft aus den Ortskernen
zu verbannen. Was die Straßen an-
geht, so sollen neue Radwege ge-
trennt vom restlichen Verkehr sein.
Da ist Franpais Bausch formell:
Es gehe nicht darum, „irgendeine
Infrastruktur für Fahrräder zu schaf-
fen, sondern eine, die der Qualität

der Infrastruktur für den motori-
sierten Verkehr entspricht", sagte
er. Und das bedeutet für ihn vom
Verkehr und von den Fußgängern
strikt getrennte Fahrradwege und
keine Kompromisslösungen, wie
sie überall zu finden sind.

Die Umsetzung scheint allerdings
alles andere als einfach. Der Staat

beteiligt sich momentan zu 100 Pro-
zent bei der Radinfrastruktur mit
nationalem Charakter, mit 30 Pro-

zent an kommunalen Zubringern
auf diese Infrastruktur. Will heißen,
dass der Großteil der Radwege in
den Kompetenzbereich der Ge-
meinden fällt. Dazu bietet der Staat
mit der Internetplattform www.ve-
loplangen.lu das „Handwerkszeug".
Gleichzeitig baut er das nationale
Radwegenetz (PC) weiter aus.

In seiner Rede zur Lage der Nation
sprach Premier Xavier Bettel (DP) im

vergangenen Jahr vom Bau zusätz-
licher 460 km Radwege in den kom-
menden Jahren. Ist das realistisch?
2021 wurden innerhalb einer Woche
zwei neue Teilstücke medienwirk-
sam eingeweiht. Die 3,1 Kilometer
langen Radwege des PCI 4zwischen
Mersch und Schoenfels kosteten
2,16 Millionen Euro, die Bauzeit
betrug zweieinhalb Jahre, auch be-

dingt durch Lockdown -Pausen. Die

4,9 Kilometer des PC2O (Kauten-
bach-Wiltz) kosteten 1,3 Millionen
Euro, die Bauzeit betrug 15 Monate.
Seit 2015 wurde das Radwegenetz in

Luxemburg um 92,5 Kilometer er-
weitert und beträgt nun insgesamt
640 Kilometer.

Im nationalen Mobilitätsplan
2035 sind die großen Vorhaben der
nächsten Jahre aufgelistet. Da ist
zunächst einmal die Schaffung von
drei Radexpresswegen. Auf diesen
„Autobahnen" für Fahrräder hat das
Rad bei etwaigen Kreuzungen stets
die Vorfahrt, kommt also schnell
voran. Momentan befindet sich die
erste zwischen Bettemburg und Lu-

xemburg -Stadt entlang der neuen
Bahnlinie in ihrer letzten Baupha-
se. Sie soll später bis nach Düdelin-
gen reichen. Eine zweite entsteht
am multimodalen Korridor der A 4
zwischen der Hauptstadt und Esch
neben der Trasse für die schnelle
Tramverbindung. Neu ist, dass ein
dritter Radschnellweg in die „Nord-
stad", dem dritten Ballungsgebiet
des Landes, gebaut wird.

Daneben sollen auf weiteren



Hauptachsen sogenannte „Rin&
raires cyclables performants ä do-
minante pendulaire" entstehen. Der
Weg von Petingen, Steinfort, Wecker
oder Junglinster in die Hauptstadt
soll somit den Radfahrern erleich-
tert werden. Zudem soll die vor
allem von Rennradfahrern viel ge-
nutzte Dreikantonstraße eine sol-
che Infrastruktur erhalten. Was die
touristischen Routen betrifft, so ist
die Verlängerung der Vennbahn von
Ulflingen aus Richtung Süden be-
schlossene Sache, womit dann auch
das Ösling mit der „Nordstad" und
somit dem Rest des Landes via Rad-

weg verbunden wäre. Prinzipiell sol-
len Fahrradrouten auf Landstraßen
entstehen, die für den motorisier-
ten Verkehr eine geringe Bedeutung
haben, was ein Tempolimit von 50
km/h für Autos zur Folge hat, wie

Bausch erklärte.
Auch innerorts soll das Fahrrad

attraktiver werden als das Auto. Da-
mit wäre laut Statistiken auch den
Jugendlichen geholfen. 94 Prozent
der 6- bis 12 -Jährigen und 77 Pro-
zent der 13- bis 17 -Jährigen sind
2020 Rad gefahren. Für sie ist das
Fahrrad das einzige individuelle
Transportmittel, weshalb sicherge-
stellt werden soll, dass sie mit ihm

überall hinkommen, ob zur Schule,
zum Sport oder den Nachbarort.
„Eine Ortschaft ist nur dann wirklich
fahrradgerecht, wenn die Kinder
sich allein und in voller Sicherheit
mit dem Rad fortbewegen können",
heißt es im PNM2O3S.

„Wir müssen das Fahr-
rad zum zweiten voll-

wertigen Individualver-
kehrsmittel machen.”

Francois Bausch
Minister für Mobilität

und öffentliche Bauten
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VERTEIDIGUNG Luxemburg erhöht Forschungsausgaben
Eric Hamus

Luxemburg will künftig min-
destens zwei Prozent seiner
Verteidigungsausgaben in
Forschung und Entwicklung
investieren. Ein Pilotprojekt
soll dieses Vorhaben nun
in die Gänge bringen: Ge-
sucht werden Initiativen in
den Bereichen Weltraum und
Materialforschung, die sowohl
einen militärischen als auch zi-
vilen Mehrwert haben. Ziel sei
eine sinnvolle Steigerung der
Verteidigungsbemühungen,
von der auch Wirtschaft und
Gesellschaft profitieren kön-
nen.

Luxemburg und seine Ver-
teidigungsbemühungen ... Die
sogenannten „efforts de défen-
se" dürften schon etliche Ver-
antwortungsträger um den Schlaf
gebracht haben. Die Heraus-
forderung besteht nämlich darin,
Projekte zu finanzieren, die der
Verteidigung dienen, im Luxem-
burger Kontext aber auch vertret-
bar und tragbar bleiben.

Sinnvoll sollen die Ver-
teidigungsbemühungen deshalb
gesteigert werden — mit Projek-
ten, die sowohl einen militäri-
schen als auch zivilen Nutzen
haben. Ab Ende 2023 will die
Regierung deshalb mindes-
tens zwei Prozent ihres Ver-
teidigungsbudgets in die Bereiche
Forschung und Entwicklung in-
vestieren. Bis dahin aber soll ein
interministerielles Pilotprojekt
Früchte tragen, das sich in ers-
ter Linie an Luxemburger Unter-
nehmen und Forschungsinstitute
richtet, die in den Bereichen
Weltall und Materialforschung
tätig sind.

Der entsprechende Projekt-
aufruf wurde am Freitag von
den Ministern für Verteidigung,
Wirtschaft und Bildung offiziell
vorgestellt. „Zwei Sachen hof-
fen wir mit diesem Pilotprojekt
zu verbinden", betonte etwa
Verteidigungsminister François
Bausch („déi gréng"): „Innovatio-
nen im militärischen Bereich, die
interessante Auswirkungen auf
die zivile Branche haben und die

nationale Wirtschaft ankurbeln".
Gesucht werden demnach Pro-

jekte, die sowohl einen militä-
rischen als auch einen zivilen
Mehrwert schaffen. Der Aufruf
richtet sich in einer ersten Phase
an einheimische Unternehmen
und Forschungszentren mit Er-
fahrung in den Bereichen Welt-
all und Materialforschung. „Wir
haben in etwa 40 Betriebe aus-
gemacht, von denen wir glau-
ben, dass sie das nötige Potenzial
dafür haben", betonte Wirt-
schaftsminister Franz Fayot
(LSAP).

Erste Erfahrungen sammeln

Es seien dies Unternehmen und
Institute, die bereits etliche Er-
fahrungen in den anvisierten Be-
reichen sammeln konnten und
über die nötigen Infrastrukturen
verfügten, um die nötigen Ent-
wicklungen voranzutreiben, so
Fayot. Er denke beispielsweise an
Unternehmen, die im Bereich der
Satellitenkommunikation tätig
seien und Antennen entwickeln
könnten, die auch beim Mili-
tär zum Einsatz kämen. „Oder
Unternehmen, die sich auf ultra-
leichte Materialien spezialisiert
haben, die in der Luftfahrt oder
Raumfahrt verwendet werden,
wo jedes einzelne Gramm eine
große Rolle spielt", so der Minis-
ter.

Das Verteidigungsministerium
will allein 2022 schon 5,4 Millio-
nen Euro in die Forschung und
Entwicklung investieren. Mehr
als 50 Prozent - also rund 3 Mil-
lionen Euro - sollen für Initiati-
ven zurückbehalten werden, die
im Rahmen dieses Pilotprojektes
ausgewählt werden. Die Gelder
sollen künftig ebenso angepasst
werden wie etwaige Modalitäten
und Forschungsbereiche. Ziel sei
es, Erfahrungen zu sammeln und
das Projekt entsprechend auszu-
bauen, so Bausch. Bis Ende 2023
soll der Anteil an Forschungs-
geldern auf 11,7 Millionen Euro
angehoben werden. Für 2024
seien sogar 12,5 Millionen Euro
geplant.

Ziel sei es, die Verteidigungs-
ausgaben gleichzeitig auch der
Luxemburger Wirtschaft zu-
gutekommen zu lassen, so Wirt-
schaftsminister Fayot. Somit
profitierten im Idealfall auch die
Luxemburger Unternehmen und
deren Angestellte. Außerdem
sollen die Betriebe mittel- und
langfristig neue Kompetenzen
aufbauen können, um sich auf
Dauer als Leader in ihren Be-
reichen zu etablieren und sich bei
internationalen Ausschreibungen
eine bessere Ausgangslage zu ver-
schaffen.

„Gleichzeitig haben die Aus-
gaben im Zusammenhang mit der
Verteidigungsindustrie auch posi-
tive Auswirkungen auf die natio-
nale Wirtschaft", betonte Bausch
bezüglich des sogenannten „Spill-
Over-Effekts". In der Luftfahrt
konzentriere sich die Forschung
beispielsweise auf umweltfreund-
lichere Antriebssysteme und
nachhaltigere Kraftstoffe. „Davon
ist auch die Militärbranche be-
troffen. Innovationen in diesem
Bereich könnten demnach so-
fort in der zivilen Luftfahrt an-
gewendet werden."

Auswirkungen auf
Wirtschaft und Gesellschaft

Für Bildring- und Forschungs-
minister Claude Meisch (DP)
sei das Pilotprojekt ein Be-
weis dafür, dass nicht nur das
Land als ganzes von der öffent-
lichen Forschung profitiere, son-
dern auch die Wirtschaft und
die Gesellschaft. Es sei deshalb
auch wichtig, dass die nationa-
len Forschungsinstitute mit ein-
gebunden würden.

Gleichzeitig lobte Meisch die
Zusammenarbeit der drei in-
volvierten Ministerien, von
denen jedes einzelne seine Stär-
ken ausspielen könne, um gleich
mehrere Ziele zu erreichen.
„Uns gelingt es auf diesem Weg
nicht nur die Verteidigungsaus-
gaben sinnvoll zu erhöhen, son-
dern auch einen zivilen Nutzen



aus den Investitionen zu ziehen,
mit positiven Auswirkungen auf
unsere Wirtschaft und die Lu-
xemburger Gesellschaft", so der
Minister.

Der Projektaufruf richtet sich
ausschließlich an einheimische
Unternehmen und Forschungs-
institute. Es werden nur Projekte
zurückbehalten, die einen mi-
litärischen und zivilen Nutzen
haben. Informationen und wei-

tere Details zur Ausschreibung
sind auf der Webseite von Luxin-
novation erhältlich, das am 10.
Juni ein Webinar für interessierte
Betriebe veranstaltet. Einreichen
können Kandidaten ihre Projekte
bis zum 29. Juli 2022. Mit ersten
Resultaten rechnen die Minister
bereits Anfang 2023. Zu diesem
Zeitpunkt sollen die Projekte prä-
sentiert werden.



Luxemburg. Die Péitruss-Kasemat-
ten an der Place de la Constituti-
on in Luxemburg -Stadt öffnen am
Sonntag. Bereits gestern wurde die
ehemalige Verteidigungsanlage
aus dem 17. Jahrhundert im
Beisein von Großherzog Henri,
Tourismusminister Lex Delles,
dem hauptstädtischen Schöffenrat

sowie den Verantwortlichen ein-
geweiht. Seit 2015 waren die Tun-
nel unter der Gëlle Fra wegen
Sicherheitsmängel geschlossen.
Die Kasematten wurden nun auf-
wendig restauriert sowie eine neue
Beleuchtung installiert. Den Besu-
cher erwartet also ein neues
Erlebnis, um die Geschichte der
Petruss-Kasematten zu entdecken
- und diese hält einige Überra-
schungen parat.



Nach fast sieben Jahren öffnen wieder
die Péitruss-Kasematten in der Hauptstadt

Luxemburg. Die Péitruss-Kasemat-
ten in Luxemburg -Stadt öffnen am
Sonntag. Nach sieben Jahren kön-
nen Geschichtsinteressierte auf
der Place de la Constitution wie-
der in den kühlen Untergrund hin-
absteigen.

Bereits am Donnerstag wurde
die ehemalige Verteidigungsanla-
ge aus dem 17. Jahrhundert im Bei-
sein von Großherzog Henri, Tou-
rismusminister Lex Delles, dem
hauptstädtischen Schöffenrat so-
wie den Verantwortlichen einge-
weiht. „Die Wiedereröffnung stellt
einen Mehrwert nicht nur für die
Hauptstadt, sondern für das ganze
Land dar", so der Direktor des Lu-

xembourg City Tourist Office
(LCTO), Tom Bellion.

Eine kurze Videoprojektion in
einem der Seitengänge zeigt den
Besuchern die Geschichte der Pe-
truss-Kasematte. Ein kleiner Ein-
blick:

Nachdem im Jahr 2015 festge-
stellt wurde, dass unter anderem
verschiedene Brüstungen nicht
mehr den heutigen Sicherheitsan-
forderungen entsprachen, wurden
die Kasematten unter der Gëlle Fra
geschlossen. Auch die Elektrik,
welche teilweise noch aus dem
Zweiten Weltkrieg stammte, hatte
stark unter dem Einfluss des Re-
genwassers gelitten, so der Direk-
tor des LCTO.

Die Tunnel wurden restauriert,
neue Wasserabflüsse gebohrt so-
wie eine aufwendige Beleuchtung
installiert. Zudem erzählen Infor-
mationstafeln die Geschichte des
unterirdischen Bollwerkes, Fa-
ckeln mit LED-Licht zeigen die his-
torisch bescheidene Beleuchtung,
eingespielte Musik und Geräusche
sorgen für die passende Stim-
mung. Eine kleine Videoprojek-
tion ergänzt das unterirdische Er-
lebnis.

Verlängert werden auch die Öff-
nungszeiten. Waren früher die Péi-
truss-Kasematten nur in den Som-
merferien zugänglich, sollen sie ab
Sonntag ganzjährig besuchbar sein.
„Dafür wurden bauliche Maßnah-

men umgesetzt", sagte Bellion.
„Während vorher die Besucher
unter anderem Sicherheitshelme
tragen mussten, brauchen wir die-
se heute nicht mehr." Insgesamt
hat der Umbau 2,5 Millionen Euro
gekostet.

Der Ursprung der Péitruss-Ka-
sematten geht auf das Jahr 1644 zu-
rück, als die Spanier die mittel-
alterlichen Festungswerke moder-
nisierten und große Bastionen er-
richteten. Das Bollwerk ist eine der
wenigen weitgehend erhaltenen
Festungsanlagen Luxemburgs. Fes-
tungsbauer Vauban gab den Pe-
truss-Festungen ihre heutige Form.
Seit 1994 sind die Kasematten ein
Teil des Unesco -Weltkulturerbes.

Bock - Kasematten
weiter geschlossen

Wann die Kasematten unter dem
Bock -Felsen wieder öffnen, bleibt
dagegen unklar. Vom LCTO gab es
dazu keine Angaben. Die Kase-
matten waren im Zuge des ersten
Corona-Lockdowns geschlossen
worden. In den Tunneln werden
derzeit Renovierungsarbeiten
durchgeführt, heißt es.





Petruss-Kasematten wieder eröffnet

2015 wurden die Petruss-Ka-
sematten wegen Sicherheits-
bedenken geschlossen. Ab
dem 5. Juni werden sie wie-
der für das Publikum geöffnet
sein. Nach den Renovierungs-
arbeiten erwartet eine audio-
visuelle Szenografie mit Licht-
spielen und Soundeffekten die
Besucher.
Für etliche Primärschulkinder ge-
hörte der Besuch der Kasematten
zum Pflichtprogramm eines Aus-
flugs in die „Stad". Der Präsi-
dent des Luxemburg City Tourist
Office (LCTO), Marc Angel, er-
innert sich noch daran, wie er in
seiner Jugend als Fremdenführer
arbeitete und froh war, an schwü-
len Sommertagen Schulklassen in
die Kasematten unter der „Gölle
Fra" zu führen. „Hier unten ist es
immer schön kühl, egal wie heiß
es draußen ist."

Seit 2015 war allerdings (vor-
läufig) Schluss mit der Attrak-
tion: Sicherheitsbedenken
veranlassten die Verantwort-
lichen, die Petruss-Kasematten
zu schließen und umfangreiche
Arbeiten durchzuführen. „Kabel
hingen von der Decke, und mit
dem vielen Wasser hier unten war
das schon ein Problem", sagte
Angel während einer Presse-
führung durch die alten Gänge.

Die Feuchtigkeit innerhalb der
mittelalterlichen Anlage sei in
der Tat eines der größten Proble-
me bei den Renovierungsarbeiten
gewesen, erklärte der zuständige
Ingenieur Jean Hertges vom
Ingenieursbüro Jean Schmit En-
gineering. „Man muss wissen,
wenn es draußen regnet, regnet
es 14 Tage später hier unten. Als
wir mit den Arbeiten angefangen
haben, stand quasi alles unter
Wasser. Also mussten wir erst mal
für einen Abfluss sorgen." Rund
20 Schächte von etwa einem hal-
ben Meter Durchmesser bohrten
die Arbeiter sechs Meter tief in
den Felsen, sodass das sich stän-

dig ansammelnde Wasser rasch
ablaufen kann. Die Wege in den
Kasematten wurden teilweise
mit Schotter ausgelegt oder es
wurden Übergänge angefertigt.
„Wir haben alles so gebaut, dass
wir die Aufbauten wieder raus-
nehmen können, falls eines
Tages verlangt werden sollte, die
Räume wieder in ihren Original-
zustand zu versetzten", so Hert-
ges.

Die Verantwortlichen beließen
es allerdings nicht bei Sicher-
heitsarbeiten: Die unterirdischen
Gänge wurden hinsichtlich
der zukünftigen Touristen auf-
gewertet, mit Infotafeln zur Ge-
schichte der Kasematten und

- dem Höhepunkt - einer Video-
show in einem der unterirdischen
Räume über die Verwendung der
Gänge im Laufe der Zeit.

Obwohl sie zu einem Ver-
teidigungszweck gebaut wurden,
fanden in den Kasematten unter
der „Gëlle Fra" nie kriegerische
Handlungen statt, erklärte Pit
Bixius, Verantwortlicher für die
Kasematten beim LCTO. Das ein-
zige „kriegerische" Überbleibsel
in der Anlage ist in der Tat eine
Kanone aus dem Jahr 1834, die
von der Luxemburger Armee
bei patriotischen Feiern genutzt
wurde, das letzte Mal übrigens
am 5. Januar 1921, als 101 Salut-
schüsse zur Geburt von Prinz
Jean abgefeuert wurden. 2018
wurde die Kanone restauriert.

„Den Sand nicht vergessen"

Nach der Schleifung der Fes-
tung betrieb der Schützenverein
„d'Schéiss" dort Schießstände.
In den neunziger Jahren des 19.
Jahrhunderts nutzen Gärtner
die unterirdischen Kammern im
Ravelin, genannt „Pastetchen",
zum Pilzezüchten, und die
„Compagnie des grands vins de
Champagne E. Mercier" lager-
te ihre Flaschen in den kühlen

Räumen. Anfang des 20. Jahr-
hunderts fanden sogar kulturelle
Events wie Konzerte, Bierfeste
und Wohltätigkeitsbasare unter
Tage statt. Während der bei-
den Weltkriege wurden die Pe-
truss- und die Bock -Kasematten
als Luftschutzbunker genutzt:
35.000 Menschen konnten
dort im Notfall Platz finden.
Aus dieser Zeit stammt zudem
eine „modernere" Ziegelstein-
konstruktion: drei Latrinen mit
der Aufschrift „Den Sand nicht
vergessen" erinnern an traurige-
re Zeiten.

Schon vor dem Zweiten Welt-
krieg, ab dem 22. Juli 1933,
dienten die Petruss-Kasematten
dann als Touristenattraktion. Da-
mals musste man allerdings noch
mit Fackeln runtersteigen, heute
sorgt eine LED-Beleuchtung für
ausreichend Licht. Bereits in
ihrer ersten Saison besuchten
5.000 Besucher die Anlage; im
Jahr 2015, dem Jahr der vor-
läufigen Schließung, waren es
13.724.

Einer der Höhepunkte der
modernen Szenografie des
Innenarchitekten Tido Brussig
ist eine Lichtinstallation genau
unter dem Denkmal der „Gëlle
Fra": Goldener Regen umgibt
dort die Besucher. Die symboli-
sche Interpretation der Installa-
tion sei jedem selbst überlassen,
so LCTO-Direktor Tom Belli -
on. Sogar das an einigen Stellen
wachsende Moos sei auf even-
tuelle Gesundheitsgefährdung
untersucht worden.

2,5 Millionen Euro kosteten
die Renovierungsarbeiten, al-
lein zwei Drittel der Summe
waren für die Sicherheitsmaß-
nahmen, der Rest für die Sa-
nierung und Modernisierung,
erklärte Tom Bellion.

Offiziell eröffnet wurden die
Kasematten am 2. Juni von
Großherzog Henri, bevor sie ab
Pfingstsonntag, 5. Juni, wieder
dem Publikum zugänglich sind.



Historie
Die ersten Kasematten entstanden zur Zeit der spanischen Herr-
schaft im Jahr 1644. Von 1746 bis 1751 sprengten die Öster-
reicher die unterirdischen Verteidigungsanlagen in den Felsen
unter der heutigen „Gëlle Fra". Das taten allerdings keine lo-
kalen Arbeiter oder ihre Soldaten, sondern Fachleute, die extra
dafür aus den österreichischen Bergbaugebieten nach Luxem-
burg kamen. Spuren der Bohrer sind noch heute sichtbar. Die
Kasematten erstrecken sich über mehrere Ebenen und erreichen
eine Tiefe von bis zu 40 Metern. Nach der Schleifung der Fes-
tung ab dem Jahre 1867 (die Arbeiten dauerten 16 Jahre) blie-
ben von den ursprünglich 23 Kilometern lediglich insgesamt 17
übrig.



Das Literaturformat "Das Blaue Sofa" gastiert am 13. Juni erstmals in der Luxemburger Nationalbibliothek.
Aus ihren neuen Werken lesen Julia Holbe, Samuel Hamen, Daniel Wisser und Jenny Erpenbeck.

VON SOPHIA SCHÜLKE

LUXEMBURG Die Bibliothque na-
tionale du Luxembourg (BnL) und
Bertelsmann bringen das literari-
sche Format „Das Blaue Sofa" ins

Großherzogtum. Zur Premiere am
Montag, 13. Juni, kommen vier

preisgekrönte Autorinnen und Au-

toren aus Luxemburg, Österreich

und Deutschland in die National-
bibliothek in Kirchberg: Julia Holbe,

Samuel Harnen, Daniel Wisser und
Jenny Erpenbeck. Die Gespräche auf
dem »Blauen Sofa" führen Susanne

Biedenkopf (ZDF), Michael Sahr
(ZDF) und der Luxemburger Lite-
raturkritiker Jérome Jaminet (RTL).

„Das Blaue Sofa" hat sich in mehr
als zwei Jahrzehnten zu einem er-
folgreichen Literaturformat im

deutschsprachigen Raum entwi-

ckelt. Vor allem mit den großen
Buchmessen in Leipzig und Frank-
furt am Main ist das gemeinsame

Autorenforum von Bertelsmann,
ZDF, Deutschlandfunk Kultur und
3sat verbunden. Mehr als 3100 Au-

torinnen und Autoren haben bisher
auf dem Sofa Platz genommen, um
ihre neuesten Bücher vorzustellen.
Auch Julia Holbe, Samuel Hamen,
Daniel Wisser und Jenny Erpenbeck
werden in der Nationalbibliothek
ihre jüngsten Werke vorstellen.

Julia Holbe, Jahrgang 1969, Best-

sellerautorin und erfolgreiche Lek-
torin aus Luxemburg, schildert in
„Boy meets Girl" kleine Momente,
die ein ganzes Leben verändern.
Samuel Hamen, 1988 in Luxem-

burg -Stadt geboren und Träger des
Luxemburger Buchpreises, porträ-
tiert Lebewesen, die in seiner Hei-
mat höchstens im Zoo vorkommen:
„Quallen" sind für ihn die rätsel-

haftesten und betörendsten Wesen

des Tierreichs. Die Geschichten
von Daniel Wisser, 1971 in Klagen-

Furt geboren und Träger des öster-

reichischen Buchpreises, in „Die

erfundene Frau" handeln vom Lust
und Frust in der Liebe, von der
manchmal nicht mehr bleibt als
ein toter Hund in einer Louis-Vuit-
ton-Tasche. Jenny Erpenbeck, 1967
in Ost-Berlin geboren und mit dem
Thomas -Mann -Preis ausgezeich-
net, „eine der kraftvollsten Stimmen

der deutschsprachigen Gegenwarts-
literatur" (NZZ), erzählt mit „Kairos"

die Geschichte eines ungleichen
Liebespaares im Grenzgebiet vor
dem Hintergrund der untergehen-
den DDR im Jahr 1989.

«Das Eilaue Sofa in Luxemburg"
am Montag, 13. Juni, ab 19 Uhr in der
Bibliothèque nationale du Luxembourg,
37D, Avenue John F. Kennedy. Eintritt
frei, aber Anmeldung erforderlich unter
www.tickettailor.com



Der Schriftsteller Guy
Helminger erhält am
Sonntag den Gustav -
Regler -Preis der Stadt
Merzig. Vorab ein Ge-
spräch über seine alte
Heimat Luxemburg, das
Leben als freier Schrift-
steller, Radikalisierung
und das, was ihn politisch
ärgert: nicht zuletzt das
neoliberale Denken, „das
nicht auszurotten ist".
VON TOBIAS KESSLER

KÖLN/MERZIG Der Pfingstmontag hat
Guy Helminger ziemlich überrascht.
Die Nacht zuvor ist er aus Irland nach
Köln zurückgekommen, vor dem Te-

lefon -Interview am Montag wollte er
noch schnell einkaufen gehen —aber
es ist eben Feiertag. „Ich habs nicht
geschnallt", sagt er, „und jetzt habe
ich nichts im Haus." Aber der Schrift-
steller hat hilfreiche Nachbarn mit
vollem Kühlschrank, „und morgen
bin ich eh wieder weg". Da geht es
nach Berlin, wo sein Stück „Madame
Köpenick" deutsche Premiere feiert
(Uraufführung war im Januar in Hel-
mingers alter Heimat
Luxemburg). Von
dort geht es nach
Merzig, wo er den
Gustav -Regler -Preis
in Empfang nimmt.
Die Woche drauf ist
er in Luxemburg,
dort moderiert er
am 16. Juni im Th6ätre National ein

Gespräch mit Eva Menasse.

Helminger ist viel unterwegs und
„breit aufgestellt. Anders ginge es gar
nicht". Der Autor aus Esch schreibt
Hörspiele, Romane, Reisebücher
(Ende des Monats erscheint eines
über Brasilien), Theaterstücke, Dreh-
bücher, Lyrik; hinzu kommen Mo-
derationen, etwa die des „Literari-
schen Salons" zusammen mit Navid
Kermani, laut FAZ „die lässigste aller
Kölner Literaturveranstaltungen".
Nimmt man all das zusammen, sagt
der Schriftsteller, „kann man davon
leben — nicht vom Verkauf der Bü-
cher, aber doch von Literatur". Seit
20 Jahren gelingt das Helminger, der
im Januar 60 Jahre alt wird. Doch bis
dahin musste er sein Schreiben mit

vielen Nebenjobs finanzieren, „auf
dem Bau, als Schauspieler, Organi-
sator von Sportveranstaltungen für
RTL und als Barkeeper in einer Köl-
ner Punkkneipe". Die aktuelle Irland-
reise führte ihn zu einem alten, aus-
gewanderten Freund aus just dieser
Kneipenzeit.

Dass Helminger sein Leben mit

Schreiben verbringen würde, war
ihm mit 17 klar. Vorher hatte er mit
Literatur wenig im Sinn, „im Gym-
nasium lasen wir dicke Wälzer, von
Zola und Balzac - das war für mich
fürchterlich". Doch bei Lyrik war
es um den jungen Guy geschehen.
„Gottliied Benn hat mich fasziniert,
ich habe sofort angefangen, ihn zu
imitieren." Da wusste er, dass er
Schriftsteller werden würde. Was er
noch nicht wusste: „Dass man nicht
der Einzige ist, der schreibt, und dass
die Welt nicht auf einen wartet. Das
wurde mir erst später klar."

Helminger ging in den 1980ern
nach Heidelberg, dann nach Köln,
studierte Germanistik und Philo-
sophie, schrieb, finanzierte sich
durch die besagten Nebenjobs, bis
er die nicht mehr brauchte. Für ihn
ein großes Aufatmen: „Mit dem so-
zialen Terror in einem Betrieb bin
ich immer schwer klargekommen,
weil ich nicht sehr diplomatisch bin
und mich nicht gerne unterordne."
Jetzt kann der mehrfach Prämierte
(unter anderem mit dem 3sat-Preis
beim Ingeborg -Bachmann -Wettbe-
werb) machen, was er will, „aber man
muss Workaholic sein". In seinem
Fall mit fester Struktur: Von acht bis

13 Uhr schreibt
er jeden Tag der
Woche, nach
dem Mittag-
essen schreibt
er weiter oder
macht das, was
sonst so anfällt:
Mails beantwor-

ten, Termine planen, Interviews ge-
ben oder auch führen - etwa für die
Literaturbeilage des „Luxemburger
Tageblatts", die er betreut.

Ein nicht endender Schreibprozess
also, bei dem die viel beschworene
Angst vor dem blanken weißen Blatt
ihn nie geplagt hat: „Ein Mythos von
Autorinnen und Autoren, um sich
interessant zu machen." Helmin-
ger macht sich unterwegs ständig
Notizen oder recherchiert, was ihn
gerade interessiert - so ist sein PC

mit vielen Materialordnern bestens
bestückt. „Wenn ich ein Buch ab-
geschlossen habe, öffne ich einen
Ordner, lese etwas und habe sofort
wieder ein Thema — da kann es kein
weißes Blatt geben."

Helminger schreibt überwiegend
in Deutsch, das sei heute „seine pri-
märe Sprache", auch wenn Luxem-
burgisch seine Muttersprache ist.
Spricht er Deutsch, hört man das
Melodiöse des Luxemburgischen
heraus. „Ich hatte Ambitionen, war
ein bisschen größenwahnsinnig"
sagt er, „und wollte ein möglichst
großes Publikum erreichen - das ist
mit Luxemburgisch schwierig". Die

alte Heimat besucht er regelmäßig,
mindestens einmal im Monat. Mut-

ter, Bruder und Schwester leben dort,
es gibt Lesungen und Moderationen,
seine jüngsten Werke verlegt er beim
Luxemburger Verlag Capybarabooks.
„Die Verbindung ist sehr stark. Ich
bin eigentlich weg- aber auch nicht."

Helminger schreibt darüber, was
ihn umtreibt - Mi-
gration, Europa,
gesellschaftliche
und politische
Schieflagen, nicht
zuletzt das neo-
liberale Denken,
„das einfach nicht
auszurotten ist".
Dies ist ebenso der Hintergrund
seines 2008 er Buchs „Neubrasilien"
über Migration wie der seines jüngs-
ten Romans „Lärm", ein Werk über
Radikalisierung. „Ich bin überzeugt,
dass wir diesen starken Rechtsruck in
Europa durch die neoliberale Politik
haben." Eine Politik, bei der sich die
meisten Menschen abgehängt fühl-
ten und immer ärmer würden, „führt
zu einer Radikalisierung". Die könne
er generell nachvollziehen, allerdings
nicht mehr, „wenn sie in die völlige
falsche Richtung von rechten Ka-

nälen und Verschwörungstheorien
geht". Generell plädiert Helmänger
dafür, „viel mehr auf die Straße zu ge-
hen. Es ist eine der letzten Möglich-
keiten, sich Gehör zu verschaffen."

Am Sonntag erhält er nun den Gus-

tav -Regler -Preis.
Zum Namens-
geber, dem Mer-

ziger Schriftstel-
ler (1898-1963,
„Das Ohr des
Malchus"), fühlt
er eine gewisse



Verbindung: „Er
ist einer der Repräsentanten der
westeuropäischen Linken und hat
Themen, in deren Tradition ich mich
durchaus stellen kann." Etwa, dass
Regler „Sprache als ein Gegenmittel
zu Herrschaftsverhältnissen gesehen
hat". Regler sei auch insofern interes-
sant, als er „an ein kommunistisches
Ideal geglaubt hat, dann aber fähig
war, das Ganze neu zu bewerten und
es kritisch zu sehen, egal, was seine
Entourage davon hält". Anderes an
Regler dagegen befremdet ihn, etwa
„wenn er stolz davon geschrieben
hat, wie er im Ersten Weltkrieg alle
möglichen lebensgefährlichen Auf-
träge übernommen hat" .11elminger
hätte das nicht getan. „Aber wenn
man jung ist, ist man auch noch irre."

Den Preis, dotiert mit 10 000 Euro,
erhält Helminger nun mit zweijäh-
riger Verspätung, wegen der Pan-

demie. Wie hat er die überstanden?
„Auch für mich ist alles weggebro-
chen, keine Lesungen, keine Mo-

derationen." Aber die Bücherbeilage
im „Tageblatt" und Stipendien wa-
ren eine große Hilfe. „Ich bin ja kein
Bestseller -Autor." An die während
der Pandemie oft geäußerte These,
die Welt danach werde besser, die
Menschheit sozialer und achtsamer
sein, glaubt Helminger nicht. „Ich bin
da nicht optimistisch. Es wird sich
gar nichts ändern. Die Menschen
machen genau so weiter wie vorher."
Preisverleihung am Sonntag ab 11 Uhr
in der Merziger Stadthalle.
Am Abend davor lesen Guy Helminger
und Bernd Marcel Gonner (Gustav -Reg-
ler -Förderpreis) ab 19 Uhr in der Stadt-
bibliothek in Merzig.
Info zum Autor gibt es unter:
https://helminger.wixsite.com/website
WERKE UND PREISE
Guy Helmingers jüngste Romane
sind „Lärm" und „Die Lombardi-
Affäre", auf die Bühne kamen
zuletzt „Madame Köpenick", „Wie
ein König" und „Jockey". Reise-

journale über den Iran („Die Allee
der Zähne") und den Jemen („Die

Lehmbauten des Lichts") hat
er veröffentlicht; ein Band über
Brasilien erscheint Ende Juni.

Ausgezeichnet wurde er unter
anderem mit dem Hans -Bernhard -
Schiff -Literaturpreis, dem Prix

Servais und dem Lyrikpreis Meran.
Ab August ist er für fünf Monate in
Istanbul, als „writer in residence".
..lm Gymnasium lasen
wir dicke Wälzer. von

Zola und Balzac -
das war für mich

fürchterlich."
Guy Helminger

..lch bin überzeugt,
dass wir diesen starken
Rechtsruck in Europa
durch die neoliberale

Politik haben."
Guy Helminger



Interview mit der neuen
Direktorin Bettina Steinbrügge

Bettina Steinbrügge führt seit
April die Geschicke des Mudam. In
dieser kurzen Zeit konnte sich die
erfahrene Kunstexpertin bereits
eine klare Vision über die Zukunft
des Museums verschaffen, die sie
gemeinsam mit ihrem Team um-
setzen will. Ein Interview.
Zwei Monate sind es her, dass Bet-
tina Steinbrügge die Direktion des
Mudam übernommen hat. Die 51 -Jäh-
rige kann bereits auf eine beachtliche
Karriere zurückblicken: Von 2014 bis
2021 war sie Direktorin des Kunst-
vereins Hamburg, von 2010 bis 2014
Senior -Kuratorin am 21er-Haus der
Österreichischen Galerie Belvedere in
Wien, von 2001 bis 2007 Leiterin des
Kunstvereins Halle für Kunst in Lüne-
burg und nicht zuletzt Gastkuratorin
an der Kunsthalle Mulhouse. Durch
diese Aufgaben hatte sie schon in der

Vergangenheit Verbindungen zu Lu-
xemburg. Als neue Bürgerin des
Landes bewundert sie den kosmo-
politischen Flair des Großherzog-
tums und kann auf einen idealen
Rahmen zurückgreifen, um sich
zu konzentrieren. Ein großer
Vorteil in Anbetracht der vie-
len neuen Wege, die es zu be-
schreiten gibt, um das Mudam
noch besser an die Vision eines

Ortes des sozialen Austausches
und der politischen Dis-

kussion anzupassen.
Eine Direktorin muss

zuhören können, soll-
te viel kommunizieren,
gut verwalten und sich
um die Förderer küm-
mern. Manchmal kann
sie an die Kunst denken,
wenn sie die program-
matische Linie vorgibt
oder gemeinsam mit dem
Team eine Vision ent-
wickelt. Sie sollte na-
tional wie international
vernetzt sein und sowohl
intern als auch extern in-
spirieren können.
Die grundlegenden

Funktionen von Mu-
seen für die Gesellschaft
ändern sich gerade ein

wenig. Sie waren schon
immer Orte, an denen
über die großen The-
men der Gesellschaft
diskutiert wurde. Bis-
her jedoch eher auf
indirekte Weise. Mit
und nach der Pande-
mie werden diese De-
batten zunehmend zu
einer zentralen Auf-
gabe. Museen wer-
den zu kuratierten
Plattformen für ge-
sellschaftliche Projek-
te und damit zu Orten
der politischen Dis-
kussion. In Zukunft
wird nicht mehr nur
eine Ausstellung die
Attraktivität einer
Institution aus-

machen, sondern die Bildung von
Thesen, die Qualität ihrer intellek-
tuellen oder populären Impulse, die
aus dem Museum hervorgehen. Mu-
seen müssen zu Orten des Diskurses
werden, wenn es zum Beispiel um
Fragen der Nachhaltigkeit oder des
Klimawandels geht. Und daneben
sind sie auch Orte der kulturellen Bil-
dung. Wir erforschen unsere eigenen
Sammlungen noch intensiver und öff-
nen sie in immer neuen Ausstellungs-
konfigurationen für unser Publikum,
um Thesen und Standpunkte zur Dis-
kussion zu stellen. Es gibt so viele
Museen wie unterschiedliche Ge-
schichten, die man über die Sammlun-
gen und die Bedeutungen der Werke
erzählen kann. Museen werden dane-
ben immer mehr zu Orten, an denen
man sich aufhalten kann. Damit ist
nicht nur das Museumscafé und der
angeschlossene Shop gemeint. Die
Kommunikationsangebote, die Aus-
stellungen oder bestimmte Kunst-
werke bieten, machen das Museum
des 21. Jahrhunderts zu einem Kiosk
der Künste, einem Meinungsangebot,
das Perspektiven auf die Online- und
Offline -Welt eröffnet. Wenn man den
Gedanken konsequent weiterdenkt,
könnten gerade hier in Zukunft viele
wesentliche Diskussionen angestoßen
werden. Das Museum wäre dann ein
Ort, an dem Politik und Gesellschaft

diskutiert werden, es ginge nicht nur
um die Dominanz der Meinung, son-
dern um die Vielfalt der Meinungen.
Bisher haben die Gesellschaften sich
über die kulturelle Leistung einer Vor-
gängergeneration definiert. Heute
müssen wir diese Leistungen zu-
nehmend erklären, müssen sagen,
warum diese Leistungen etwas Posi-
tives für unsere Gesellschaft erbracht
haben.

Das ist nicht nur eine Generationen -

frage. In Luxemburg leben Men-
schen von ca. 170 verschiedenen
Nationalitäten mit ganz unterschied-
lichem Hintergrund. Das bedeutet
auch, dass Kultur unterschiedlich ge-
sehen und definiert wird. Wir müssen
als Museum also erkennen, dass wir
verschiedene Geschichten zu erzäh-
len haben, oder aus verschiedenen
Perspektiven erzählen müssen. Wir
müssen verstehen, dass wir mit
herkömmlichen Mitteln nicht auf
diese Vielfalt reagieren können. Wenn
wir uns nur auf unser Ursprungs-
publikum konzentrieren, werden wir
viele Menschen nicht erreichen. Aber
das ist doch auch ein interessanter
Prozess.

Die Architektur von Pei gefällt mir
sehr gut. Sie ist lichtdurchflutet und
stellt den Menschen in den Mittel-
punkt. Oder vielleicht besser: Es ist
keine Architektur, die einschüchtert,
sondern sie ist offen und freundlich.
Architektonisch gesehen wurde sie
in einer Zeit gebaut, in der die Kunst
eine andere war und in der auch die
Bedürfnisse, z.B. in der Kunstver-
mittlung, andere waren. Das ist aber
im Endeffekt sehr interessant. Man
dachte damals nicht viel über Ins-
tallationen oder Bewegtbilder nach,
sondern über Malerei und Skulp-
tur. Heute stellt sich das als eine
sehr produktive Herausforderung für
Künstler:innen, Kurator:innen und
Besucher:innen dar, die oft auch span-
nende und unkonventionelle Lösun-



gen produziert. Und insbesondere
Performances, die eine immer
größere Rolle spielen, sind in die-
sem Haus großartig. Die Archi-
tektur hat darüber hinaus ein
wunderbares Spiel mit innen und
außen, das ich gerne mehr nutzen
würde. Die Natur wird an vielen
Stellen direkt in das Haus hinein-
gelassen.

Was denken Sie von dem
schmalen Eingang, der etwas
abschreckend wirken könnte?

So schmal ist er ja nicht. Aber
in der Tat war die Eingangs-
situation in der ersten Archi-
tekturfassung anders geplant.
Der Eingang sollte im Fort Thün-
gen sein, wo heute das Festungs-
museum ist. Von dort aus wäre
man dann in die große Halle des
Neubaus gelangt. Und das, was
jetzt der Eingang ist, wäre die An-
lieferung gewesen. Und das merkt
man bis heute. Jede Architektur
hat eine Geschichte. Und wenn
man diese Geschichte umarmt
und schaut, wie man produktiv
mit dieser Geschichte umgehen
kann, dann gibt es einen Mo-
ment, in dem die neue Situation
plötzlich ganz natürlich erscheint.
Zudem ist der Bereich vor dem
Museum noch ausbaufähig. Es ist
ein toller Ort, um etwas zu ma-
chen, sich bei gutem Wetter zu
treffen, oder sich aufzuhalten.
Es gibt schon ein paar sehr gute
Ideen, insbesondere für die Zeit,
wenn die Passerelle fertiggestellt
ist und man direkt zum Eingang
des Museums geleitet wird.
Haben Sie Ideen, um das Inne-
re umzugestalten?

Es gibt einige ganze simple
Ideen, die meines Erachtens aber
eine große Wirkung entfalten
könnten. Ich würde den Empfang
gerne wieder in den Eingangs-
bereich verlegen, sodass man di-
rekt nach Eintritt empfangen
wird. Dahinter stehen aber auch
praktische und finanzielle Er-
wägungen, die wir gut diskutieren
müssen. Ich möchte die Kunst-
vermittlung räumlich sichtbarer
machen und würde mich freu-
en, wenn wir unsere Bibliothek
irgendwann öffentlich zugäng-
lich machen könnten. Zudem
haben wir einen neuen Café-/
Restaurantbetreiber, der ab Sep-
tember seinen vollen Betrieb auf-
nehmen wird und bereits jetzt

viele interessante Ideen hat. Und
eine große Frage für mich ist,
wie man die Aktivitäten im Inne-
ren stärker nach außen kommu-
nizieren kann. Das würde dann
auch Zugangsbarrieren und das
Hermetische des Gebäudes auf-
brechen. Museen sollen heute
wesentlich stärker als früher
eine erweiterte Aufenthaltsquali-
tät bieten. Museen sind viel stär-
ker zu sozialen Orten geworden,
und ich glaube, daran müssen wir
arbeiten.

Wie wichtig ist die Samm-

lung? In welche Richtung wol-
len Sie sie entwickeln?

Der Kern eines Museums ist
die Sammlung. Von ihr geht alle
Arbeit, insbesondere auch die
Ausstellungspraxis aus. Es geht
darum, der Sammlung einen un-
verwechselbaren Charakter zu
verleihen. Es gibt mehrere Fra-
gen, die beantwortet werden müs-
sen: Was bedeutet es heute, eine
Sammlung aufzubauen? Wie soll
das Museum in fünf Jahren aus-
sehen? Wer sind die wichtigsten
und einflussreichsten Künstler
von heute? In Luxemburg und
international? Was ist wichtig in
Luxemburg? Was bedeutet global
für Luxemburg? Wie könnte das
Museum auf die heutige, plötz-
liche Situation reagieren? Wie
kann das Museum an der Ver-
änderung der Gesellschaft mit-
wirken? Wir sammeln das, was
gesellschaftlich wichtig ist und
unsere Zeit widerspiegelt. Das
Mudam sammelt die wichtigsten
luxemburgischen Positionen und
arbeitet so an der Kunstgeschichte
des Landes. Zudem ist Luxem-
burg aber auch eine der euro-
päischen Hauptstädte mit vielen
internationalen Verflechtungen.
Das muss sich auch in der Samm-
lung widerspiegeln. Wir schreiben
mit an der internationalen Kunst-
geschichte. Wir wollen wichti-
ge Arbeiten sammeln und so ein
wichtiges Referenzmuseum für
die Kunst unserer Zeit sein. Dazu
zählt derzeit auch die Frage, wel-
che Auswirkungen die Globali-
sierung auf den westlichen Ansatz
von Moderne hat. Die Sammlung
hat viele Arbeiten, die sich mit
der europäischen und amerika-
nischen Moderne beschäftigen.
Die Diskurse haben sich radi-
kal geändert und es wird für die

Sammlung wichtig sein, auch die
anderen Stimmen, die die Moder-
ne anders auffassen, neu aufzu-
nehmen. Das spiegelt dann auch
gut die gesellschaftliche Debatte
darüber, wie wir leben möchten,
wider. Es gibt viele Menschen,
die hier leben, die eine ganz an-
dere Perspektive auf die Dinge
haben. Wir müssen unsere Erzäh-
lung ändern. Wir müssen sehen,
dass wir heute in einer anderen
Gesellschaft leben. Wir brauchen
nicht unbedingt andere Arbeiten,
um es anders erzählen. Weil wir
erzählen aus einer Perspektive
heraus, aus einer westlichen Per-
spektive, die langsam gewachsen
ist. Es gibt aber viele Menschen,
die hier leben, die eine ganz an-
dere Perspektive haben.

Sind Sie der Meinung, dass
mehr Frauen, mehr An-
gehörige von (ethnischen

oder geschlechtsspezifischen)
Minderheiten vertreten sein
sollten? Sowohl in der Samm-
lung als auch in den Aus-
stellungen?

Wir sind eine öffentli-
che Kultureinrichtung mit ge-
sellschaftlicher Verantwortung.
Wir sollten demnach auch ein
Abbild unserer vielfältigen Gesell-
schaft sein.

Was sind Ihre Ideen zwecks
Demokratisierung des Mu-

seums?
Das ist die Frage, die sich stellt,

seit die zeitgenössische Kunst
populärer geworden ist, etwa seit
den 1980 er Jahren. Wir müssen
die unterschiedlichen Bedürfnisse
einer vielfältigen und auch indivi-
dualisierten Gesellschaft viel stär-
ker anerkennen und sie in unsere
Arbeit einbeziehen. Wir müssen
zuhören und Zugänge ermög-
lichen. Zugänge auch für Men-
schen, die z.B. nicht hören oder
sehen können, die körperliche
Zugangsschwierigkeiten haben.
Unser Kunstvermittlungsteam ist
in diesem Bereich bereits sehr
erfolgreich, aber es gibt noch viel
zu tun. Das bedeutet auch, mehr
Diversität im Team zuzulassen
und unterschiedliche Erfahrungs-
welten in das Team zu holen. Ou-
treach ist ein wichtiges Thema
und dabei, mit unserem Publi-
kum auf Augenhöhe zu sprechen,
ohne beliebig zu werden. Wir



müssen auf die verschiedenen
Bildungshintergründe eingehen,
den Menschen zuzuhören, sie
aber auch herausfordern. Davon
haben wir heute viel zu wenig.
Ich freue mich darauf.

Gefällt Ihnen die Kunst von
Wim Delvoye? Hätten Sie
seine Kapelle entfernt? Ist
ein pädagogischer Bereich in
einem Museum notwendig?

Ich schätze und respektiere die
Arbeit von Wim Delvoye schon
sehr lange. Und auch die Kapelle
wird wieder im Mudam zu sehen
sein, aber nicht sofort. Ein Mu-
seum lebt von Veränderungen
und Flexibilität, und manchmal
ist es interessant, an eine Arbeit
zu denken und sie ein wenig zu
vermissen. Dadurch gewinnt sie
an Bedeutung. Wir werden mit
dem Team besprechen, in wel-
chem Kontext wir sie wieder zei-
gen werden. Dann werden alle
umso glücklicher sein. Und ja,
es ist sehr wichtig, Räume für die
Kunstvermittlung zu haben. Das
sehen wir allein schon daran,
dass unsere Programme sehr gut
gebucht sind. Museen sind auch
Bildungseinrichtungen, und die-
ser Aspekt wird immer wichtiger,
vor allem im Bereich der zeit-
genössischen Kunst. Wir hoffen,
weitere Möglichkeiten in Bezug
auf die Räumlichkeiten zu er-
halten, aber im Moment ist die
eingeschränkte Raumsituation

für die Vermittlung unser Status
quo und wir reagieren darauf mit
größtmöglicher Flexibilität.

Wie können Sie vermeiden,
dass wieder neue Schwierig-
keiten mit dem Team auf-
kommen?

Als gesamtes Team arbeiten wir
derzeit daran, uns besser kennen-
zulernen, viel zu kommunizieren
und eine gemeinsame Vision für
das Mudam zu entwickeln, um
diese dann in die Tat umzusetzen.
Das ist ein großes Vergnügen und
fördert das gegenseitige Verständ-
nis füreinander.
Ist es die Rolle eines Museums,
mitten im Krieg etwas zu tun,
wie es das MNHA nach dem
Angriff Russlands getan hat?

Aus Deutschland weiß ich,
was es bedeutet, wenn Institutio-
nen in schwierigen Zeiten keine
Stellung beziehen. Und was ich
daraus für mich ableite, ist, dass
wir eine gesellschaftliche Ver-
antwortung haben, dass wir Em-
pathie zeigen müssen und dass
wir die Verantwortung haben,
dem, was in der Gesellschaft pas-
siert und was auch vielen Men-
schen Angst macht, zu begegnen.
Ich glaube, ein Museum sollte
ein Ort sein, an dem man Hal-
tung zeigt, indem man zum Bei-
spiel seinen Kolleg:innen hilft.
Das können im heutigen Fall die
ukrainischen, aber auch die rus-
sischen Kolleg:innen sein. Wir

können solidarisch sein und für
die Kunstschaffenden einen Ort
schaffen, wo ein künstlerischer
Ausdruck gelebt werden kann,
der in ihren eigenen Ländern
nicht mehr möglich ist. Wir haben
einen Fundraiser der luxemburgi-
schen Künstler:innen organisiert
und arbeiten gerade an weite-
ren Programmen. Wir brauchen
mehr Solidarität in unserer Ge-
sellschaft, ansonsten werden wir
auch die Klimakrise nicht meis-
tern können.

Können Sie Künstlersinnen
nennen, deren Werke wir
sicherlich in den nächsten
Jahren im Mudam sehen wer-
den?

Michel Majerus. Sein Einfluss
auf eine junge nationale und
internationale Künstler:innen-Ge-
neration kann nicht hoch genug
eingeschätzt werden.
Ein Museum lebt
von Veränderungen
und Flexioilität, und
manchmal ist es
interessant, an eine
Aroeit zu denken
und sie ein wenig zu
vermissen. Dadurch
gewinnt sie an
Bedeutung.



ECHTERNACH (SAS) 50 Jahre nach der
Uraufführung wird unter der Orga-
nisation durch das Gesangsensemb-
le „Ambitus" unter Roby Schütz „Der
Geiger von Echternach" im Trifolion
aufgeführt. Am Samstag, 9. Juli, 20
Uhr, werden rund 150 Sängerinnen
und Sänger verschiedener Chöre

auf der Bühne stehen — vom Basili-
kachouer Eechternoach, dem Cho-
rale Berdorf-Consdorf, dem Chorale
Municipale Sängerbond Diekirch,
Les Chanteurs d'Ermesinde (Ar-
lon) und Ambitus. Alle musizieren
mit dem Orchester Estro Armonico
unter der Leitung von Pierre Cao,

der schon die Uraufführung diri-
gierte und der die Orchestration
und die Arrangements beigesteuert
hat. Das Oratorium „Der Geiger von
Echternach" handelt vom Ursprung
der Echternacher Springprozession,
die auf das Mittelalter zurückgeht
und heute zum Unesco Weltkultur-
erbe gehört. Der Text stammt aus
der Feder von Nikolaus Welter, die
Musik von Lou Koster, eine der ers-
ten Luxemburger Komponistinnen.



Der Autor aus Köln erhielt die Ehrung für seine „herausragende literarische Gesamt-
leistung". Der Förderpreis ging an Bernd Marcel Gonner.

MERZIG „Es gab noch keine Preisträ-

ger, die so lange auf die Verleihung
warten mussten wie Sie!" Damit
hatte Merzigs Bürgermeister Mar-
cus Hoffeld wohl recht, zumindest
was den Gustav -Regler -Preis be-
trifft. Seit 1999 wird die Auszeich-
nung zur Würdigung des gebürti-
gen Merziger Schriftstellers Gustav
Regler (1898 bis 1963) alle drei Jahre
von der Stadt Merzig und dem Saar-
ländischen Rundfunk vergeben, mit
Unterstützung des Ministeriums
für Bildung und Kultur. Mit dem
Festakt zur achten Ausgabe 2020
mussten sich die beiden aus Lu-
xemburg stammenden Prämierten
nun jedoch pandemiebedingt zwei
Jahre gedulden: Am vergangenen
Sonntagmorgen endlich ging der
mit 10 000 Euro dotierte, von der
Stadt Merzig gestiftete Hauptpreis
„zur Anerkennung literarischer
Verdienste um internationale und

interkulturelle Verständigung" an
Guy Helminger (Köln); den Förder-
preis des SR in Höhe von 4000 Euro
nahm Bernd Marcel Gonner (Creg-
lingen) entgegen.

Die musikalische Umrahmung
der Feierstunde in der Stadthalle
Merzig besorgten Gitarrist Michael
Marx und Akkordeonist Nino Deda.
Alle Redner gaben sich erdenkliche
Mühe, inhaltliche Parallelen im
Schaffen der Geehrten zum Werk
Reglers herauszuarbeiten: Wieder-
holt wurden interkulturelle Rele-
vanz, Gerechtigkeit, die Ambivalenz
von Freiheit und Moral sowie ein po-
litisch -gesellschaftlicher Idealismus
im Sinne Reglers betont — „Schwei-
gen heißt gutheißen", sagte etwa
Gonner in seiner Dankesrede.

Die Jury, der Klaus Behringer

(Saarländischer Schriftstellerver-
band), Claude D. Conter (Leiter der
Nationalbibliothek Luxemburg),
Franwise Lartillot (Universität
Lothringen/Metz), Peter König (SR),
Annemay Regler-Repplinger
(Kreisstadt Merzig) und Sikander
Singh (Leiter des Literaturarchivs
Saar-Lor-Lux-Elsass) angehörten,
konnte Gonner mit seiner Erzäh-
lung „Transitverkehr" überzeugen.
Mit dieser „Prosacollage" über
einen widerständischen Schriftset-
zer habe der 1966 geborene Autor,
Dichter und Dramatiker ein sprach-
lich souveränes und politisch sub-
tiles „Protest -Narrativ" vorgelegt,
zitierte Ricarda Wackers (SR 2 -Pro-
grammchefin) aus der Begründung.
Der experimentelle, an Zitaten und
Anspielungen reiche Text, der den
„Gestus der Opposition" im Wider-
hall der Werke und Persönlichkeiten
von Nicolas Born, Ernst Meister und
Anna Seghers beleuchte, besteche
durch eine „in der Gegenwartslitera-
tur seltene Haltung": Gonners Anlie-
gen sei, zu erkunden, wie man trotz
aller Zumutungen „sein Menschsein
bewahren könne", sagte Laudator
Claude Conter - in seiner elabo-
rierten Text -Exegese filterte Conter
dieses von Gonner durchdeklinierte
"humanistische Antlitz des Anar-
chismus" detailliert heraus.

Der 2020 parallel mit dem Hans -
Bernhard -Schiff -Literaturpreis
bedachte und hier für seine „her-
ausragende literarische Gesamt-
leistung" geehrte Guy Helminger,
Jahrgang 1963, wurde von der Jury
als Weltliterat und Botschafter ge-
feiert, dessen Werk auf Deutsch
und Luxemburgisch durch breite
Genrevielfalt, „bemerkenswerte
Welthaltigkeit und Weitläufigkeit"
und unverkennbare stilistische

wie sprachliche Prägnanz beste-
che. Wie Regler sei Helminger ein
Diagnostiker der zeitgenössischen
Gesellschaft, erläuterte Laudator
Johannes Schröer (Domradio Köln)
anhand diverser Beispiele aus dem
Oeuvre des Preisträgers und emp-
fahl: „Lesen Sie Guy Helminger!"
Denn dessen Texte, sagte Schröer,
„machen etwas, was gute Literatur
auszeichnet: Sie stellen Fragen."
Helminger „bändige das Unsagba-
re" und räume mit Vorurteilen auf;
er kreise Themen ein, stoße Aus-
einandersetzungen an und stelle
dabei zugleich die Frage nach dem
gesellschaftlichen Auftrag aktueller
Kunst, ohne durch fixe Antworten
einen Diskurs zu unterbinden oder
kritische Stimmen auszuschließen.

Gegen die von Schröer erwähnten,
durch soziale Medien befeuerten
reflexhaften „Reiz-Reaktions-Sche-
mata" wandte sich auch Helminger
selbst und ging in seiner Dankesre-
de auf das entlarvende Wesen von
Sprache ein. Sprache sei immer „ein
Machtinstrument" und von daher
Gradmesser für den Zustand einer
Gesellschaft; insofern warnte er vor
den Gefahren einer Simplifizierung
infolge „semantischer Verschiebun-
gen" und Neologismen. Dialog? Un-
bedingt, aber schiere Analyse dürfe
nicht als Bestätigung missverstan-
den werden; jeglicher moralischen
Anmaßung durch Reklamieren der
Deutungshoheit sei entschieden
entgegenzutreten.

Sein nächstes Projekt, erzählte
Helminger, sei ein Roman über seine
Eltern, vor allem seinen Vater. Sei-
ne betagte Mutter frage heute noch
besorgt: „Mein Junge, hast Du auch
immer genug zu schreiben?"
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INTERVIEW Der Direktor der Angestelltenkammer CSL über Eintrittsalter und Beträge

Acht Jahre, zehn Jahre, zwölf
Jahre – immer wieder fal-
len diese Zeiträume, wenn
es darum geht, ab wann ein
Rentenanspruch in Luxem-
burg gilt. Der Direktor der lu-
xemburgischen Arbeitnehmer-
kammer CSL erklärt, ab wann
man in Luxemburg ein An-
recht auf Pension hat, wie
sich die Rente berechnet und
wie sie besteuert wird. Wich-
tige Informationen – auch für
Grenzgänger.

194.441 Menschen beziehen –

Stand 2020 – eine Luxemburger
Rente. Und 461.626 Menschen
aus Luxemburg, den Nachbar-
ländern oder anderen Staaten
sind in Luxemburg rentenver-
sichert. Neigt sich deren beruf-
liche Laufbahn dem Ende zu,
sind einige Arbeitnehmer ver-
unsichert, wie die Berechnung
und Besteuerung der Rente für
Grenzgänger funktionieren. Einen
Überblick dazu gab Sylvain Hoff-
mann, Direktor der luxemburgi-
schen Arbeitnehmerkammer CSL,
unserer Partnerzeitung Trierischer
Volksfreund.

Herr Hoffmann, in welchem
Alter darf man in Luxemburg
regulär in Rente gehen? Wie

viele Jahre muss man
gearbeitet haben?

Sylvain Hoffmann: In Luxem-
burg gibt es drei Schwellen für das
Renteneintrittsalter, die jeweils
unterschiedlichen Kriterien unter-
liegen. Das „reguläre“ Alter oder
besser gesagt, das legale Renten-
eintrittsalter, liegt bei 65 Jahren.
Um mit 65 Jahren die Rente zu
beziehen, muss man mindestens
zehn Jahre lang eingezahlt haben.
Wobei der Rentenbetrag relativ
gering ausfallen wird, wenn man
nur zehn Jahre eingezahlt hat.
Dann gibt es die vorzeitige Alters-
pension, die man bereits vor 65
Jahren beziehen kann. Sie kann
ab 57 Jahren von einem Arbeit-
nehmer beantragt werden, der

zuvor 40 Jahre gearbeitet be-
ziehungsweise eingezahlt hat. Es
ist auch möglich, diese vorzeitige
Alterspension erst mit 60 Jahren
zu beantragen, wenn man 40 Jahre
lang versichert war. Dabei zählen
nicht nur die reinen Arbeitsjahre,
sondern es werden auch Zeiten
wie Studien- oder Erziehungsjahre
berücksichtigt.

Wie wird der Rentenbetrag in
Luxemburg berechnet?

Vereinfacht erklärt setzt sich der
Betrag aus zwei Elementen zu-
sammen: ein pauschaler Betrag,

der für alle Rentner gleich ist, weil
er lediglich von der Einzahlungs-
dauer abhängt und nicht der Be-
rechnungsbasis, also vom Gehalt
im Laufe der beruflichen Laufbahn.
Dazu kommt noch ein Betrag, der
proportional zu den Gehältern aus-
fällt, die im Laufe des Berufslebens
erhalten wurden. So wird der
Rentenbetrag berechnet und regel-
mäßig an die Preise und die reale
Lohnentwicklung angepasst. Dar-
über hinaus bekommen alle Rent-
ner zum Jahresende eine Zulage,
deren Höhe nach der Einzahlungs-
dauer berechnet wird. Schließlich
gibt es in Luxemburg eine Minimal-
rente für die Menschen, die zwi-
schen 20 und 40 Jahre eingezahlt
haben. Der Betrag hängt von der
Versicherungsdauer ab.

Wie viele Jahre muss ein
Grenzgänger in Luxemburg
gearbeitet haben, um Renten
aus Luxemburg beziehen zu
dürfen?

Wenn der Grenzgänger mindes-
tens zwölf Monate in Luxemburg
gearbeitet hat, bezieht er eine lu-
xemburgische Rente, wenn er die
erforderlichen Bedingungen er-
füllt (also zehn Jahre Einzahlung
in das Rentensystem mit 65 Jah-
ren). Dabei werden natürlich
auch die Arbeitsjahre im Wohnort

(oder in einem Dritt-
staat) angerechnet.

Wie funktioniert

das luxemburgische
Rentensystem für
Selbstständige?

Das Rentensystem
für Selbstständige ist
vergleichbar mit demjenigen
der Arbeitnehmer. Die Zuge-
hörigkeit zur Sozialversicherung
ist verpflichtend, und die Be-
dingungen für den Bezug und die
Berechnungsmodalitäten einer
Rente sind die gleichen. Übrigens
sind Selbstständige Mitglieder in
derselben Rentenkasse wie die
Arbeitnehmer.

Wie wird die Rente in Luxem-
burg im Regelfall besteuert?

Die Rente wird wie die Gehälter
so besteuert, dass die Renten-
kasse die entsprechende Steuer
direkt abzieht. Anschließend
kann oder muss man je nach Si-
tuation am Ende des Jahres eine
Steuererklärung ausfüllen, um
Steuer nachzuzahlen oder Steuer-
begünstigungen geltend zu ma-
chen.

In welchem Land muss ein
deutscher Rentner, der zur
Hälfte in Deutschland und zur
Hälfte in Luxemburg gearbeitet
hat, seine Rente versteuern?

Diese Person wird eine Rente in
beiden Ländern beziehen. In
Deutschland wird ihre deutsche
Rente besteuert und in Luxem-
burg ihre luxemburgische.

Hat die Ehefrau eines deut-
schen Grenzgängers, der in
Luxemburg gearbeitet hat, An-
spruch auf eine Witwenrente?

Ja, sie hat Anspruch darauf –
genauso wie die Ehefrau eines
Arbeitnehmers aus Luxemburg.
Aber genau wie für die Ein-
heimischen gelten Bestimmungen
zur Verhinderung einer Leistungs-
häufung. Gegebenenfalls kann
dies zu einer Minderung der
Witwenrente führen, falls die
Witwe über ein eigenes Ein-
kommen verfügt.



So viel Geld gibt’s
Maximal können in Luxemburg 8.525,50 Euro Rente ausgezahlt
werden, schreibt die Luxembourg Times unter Bezug auf Zah-
len aus dem Jahr 2020. Die bekommt aber natürlich nicht jeder.
Durchschnittlich bekommen jene Rentner, die derzeit eine volle
Luxemburger Rente beziehen 3.900 Euro. Den vollen Anspruch
können aber nur ein Drittel der Menschen mit Rentenanspruch
geltend machen. Der Rest bezieht nur teilweise Rente in Luxem-
burg und bekommt 1.250 Euro. Die Renten sind an den Index ge-
koppelt. (Red.)



Die erste Etappe der Legalisierung vorgestellt
Erwachsene sollen pro Haushalts-
gemeinschaft bis zu vier Canna-
bispflanzen aus Samen heranzie-
hen können. Die Pflanzen dürfen
aber nicht vom öffentlichen
Außenbereich aus sichtbar sein.
Der Ertrag darf auch innerhalb der
Privatsphäre konsumiert werden,
in der Öffentlichkeit allerdings
nicht. Die Strafen bei Zuwider-
handlungen werden von 251 bis
2 500 Euro auf 25 bis 500 Euro ge-
senkt. Wer bis zu drei Gramm Can-
nabis bei sich trägt, bekommt ein
„Knöllchen" von 145 Euro, strafbar
macht er sich nicht.

Das sind die Kernpunkte eines
Gesetzesprojektes, das Justizmi-
nisterin Sam Tanson (Déi Gréng)
gestern vorstellte. „Cannabis ist
weiterhin die meist konsumierte
Droge in Luxemburg und europa-
weit. Die Drogenbekämpfungspoli-
tik ist gescheitert", erklärte Tan -
son. „Trotz Verboten und Strafen
gibt es weiterhin hohen Konsum
und viel Kriminalität. Auch ande-
re europäische Länder stellen fest,

dass rein repressiv zu handeln,
nicht die Lösung ist."

Mit mehr als drei Gramm Cannabis
gilt man als Drogendealer

Vorgesehen ist, dass man sein Can-
nabis nicht draußen oder im Schre-
bergarten anbauen und auch nicht
damit spazieren gehen darf. Und
schon gar nicht an Minderjährige
verkaufen. Wird man mit mehr als
drei Gramm Cannabis erwischt,
gilt man als Drogendealer und wird
gemäß den dafür geltenden Re-
geln bestraft. Und Minderjährige,
die gegen die neuen Cannabis -Re-
geln verstoßen, bekommen keinen
Avertissement taxé, sondern wer-
den aufs Polizeikommissariat mit-
genommen und die Eltern werden
gerufen.

Das Projekt reiht sich in die Dro-
genpolitik seit 2001 ein, als bereits
erste Schritte zur Lockerung der
Repressionen eingeführt wurden.
Neben Geldstrafen gibt es kein Ge-
fängnis mehr für den Besitz und
Konsum von Cannabis. Seit 2013

sind Cannabisprodukte für medi-
zinische Zwecke erlaubt. Nun zielt
man darauf ab, dass man die Qua-
lität kennt und weiß, was man an-
baut und wer selber züchtet, auch
nicht mehr auf den Schwarzmarkt
gehen muss. Da traf es sich aller-
dings auch gut, dass die neue deut-
sche Regierung in der Drogen-
politik in die gleiche Richtung geht.
„Wir haben jetzt starke Alliierte in
der Großregion und auch die Nie-
derlande und Malta schlagen die-

sen Weg ein. Wir sind nicht mehr
alleine." Im Juli lädt Luxemburg
die gleichgesinnten EU -Länder zu
einem Treffen ein. wel



Sam Tanson legt Gesetzesprojekt zur teilweisen Legalisierung von Cannabis vor
Luxemburg. Eigentlich sieht das Re-
gierungsprogramm vor, dass der
Anbau, der Handel, der Besitz und
der Konsum mit Cannabis zu re-
kreativen Zwecken geregelt, depe-
nalisiert und in gewissen Grenzen
legalisiert werden soll. Ein priva-
ter Anbau sollte zugunsten eines

kontrollierten Anbaus verboten
werden. Nicht zuletzt soll so die
Qualität des Cannabis garantiert
werden, da immer mehr dubiose,
gestreckte und synthetische Pro-
dukte auftauchen. Und diese kön-
nen eine Gefahr für den Konsu-
menten darstellen.

Da die Arbeiten im Gesund-
heitsministerium pandemiebe-
dingt aber ins Stocken gerieten und
Luxemburg mit vielen Fragen aus
den Nachbarländern konfrontiert
war, kommt nun eine erste Etap-
pe. „Wir setzen das Regierungs-
programm nach und nach um. Die

Arbeiten am gesetzlichen Rahmen
für die Produktionskette und den
Verkauf laufen und gehen weiter",
betonte Justizministerin Sam Tan -
son (Déi Gréng), als sie gestern das
Gesetzesprojekt vorstellte, mit
dem Erwachsene künftig bis zu
vier Cannabis -Pflanzen zuhause
züchten dürfen. Und den Ertrag
auch konsumieren dürfen - unter
gewissen Einschränkungen. wel



LUXEMBURG (dpa-AFX) - Die Regierung Luxemburgs hat erste Schritte auf dem Weg zu einer Cannabis -Liberalisierung
auf den Weg gebracht. Justizministerin Sam Tanson legte am Mittwoch einen Gesetzesentwurf vor, mit dem der Anbau
und Konsum kleiner Cannabis -Mengen für den Freizeitgebrauch erlaubt werden soll. Ziel des Gesetzes sei es, die Risiken
hinsichtlich der Herkunft und des Gebrauchs von Cannabis zu verringern und Kriminalität zu reduzieren.

Künftig soll jeder volljährige Luxemburger das Recht haben, vier Cannabispflanzen anzubauen. Diese Pflanzen dürfen im
öffentlichen Raum aber nicht sichtbar sein. Der persönliche Konsum in privater Umgebung wird erlaubt. In der
Öffentlichkeit bleibt aber der Konsum oder Besitz von Cannabis verboten. Die bisherigen Geldstrafen dafür zwischen 251
und 2500 Euro werden auf einen Betrag zwischen 25 und 500 Euro reduziert. Der Besitz von weniger als drei Gramm
Cannabis kann auch nur mit einem Bußgeld von 145 Euro geahndet werden. Beim Besitz von mehr als drei Gramm wird
ein Strafverfahren eingeleitet.

In der Mitteilung der Justizministerin heißt es, die Erlaubnis zum Privatanbau und Konsum im privaten Raum seien "eine
erste Etappe" des von der liberal -grün -sozialdemokratischen Regierungskoalition beschlossenen Konzepts zur

Bekämpfung des illegalen Handels mit Cannabis. Tanson verwies darauf, dass zu diesem Konzept auch "die Schaffung
einer nationalen Produktions- und Handelskette unter staatlicher Kontrolle und die damit verbundene Qualitätsgarantie für
das Produkt" gehöre./eb/DP/nas



Luxemburg will medizinisches Cannabis herstellen
Luxemburg/Lissabon. „Es ist ein
wichtiger Punkt und ein ambitiö-
ses Projekt, das durch die Pande-
mie in Verzug geriet", erklärte Ge-
sundheitsministerin Paulette Le-
nert (LSAP) in Lissabon. In der
portugiesischen Hauptstadt erkun-
digt sich Lenert über die Canna-
bis -Politik Portugals. Und kündig-

te am Sonntagabend die Schaffung
eines gesetzlichen Rahmens für
den lokalen Anbau von Cannabis
zu medizinischen Zwecken an.
Dies ist innerhalb weniger Tage
eine weitere Etappe auf dem Weg
der Cannabis -Legalisierung in Lu-
xemburg. In einer ersten Phase soll
die private Zucht von Cannabis-

pflanzen für den privaten Konsum
erlaubt werden. Vergangene Wo-
che hatte Justizministerin Sam
Tanson (Déi Gréng) ihr Gesetzes-
projekt vorgestellt. In dem Zu-
sammenhang soll auch mit dem
Landwirtschaftsministerium eine
Verordnung zum Cannabissamen
ausgearbeitet werden. mas/wel



VON DR. DHIRAJ SABHARWAL

LUXEMBURG/LISSABON (tgbl) Nach
der Legalisierung light jetzt die
nächste Etappe: Luxemburg will
medizinisches Cannabis künftig
selbst produzieren. Wie - das findet
Gesundheitsministerin Paulette Le-
nert gerade in Portugal heraus.

Nach der Entkriminalisierung im
Privaten jetzt der nächste Schritt:
Das Großherzogtum will künftig
medizinisches Cannabis selbst an-
bauen - eine Idee, die nicht neu ist,
pandemiebedingt aber verschoben
wurde.

Während Erwachsene in Luxem-
burg gemäß Regierungsplan in Zu-

kunft vier Cannabis -Pflanzen zu
Hause anbauen dürfen, ist die Lage
hinsichtlich medizinischen Canna-
bis eine andere.

Obschon medizinisches Cannabis
seit 2018 als Behandlungsmethode
anerkannt ist, findet die Beschaf-
fung derzeit via Ausland statt. Das
soll sich nun ändern.

„Wir sind bis jetzt auf Import an-
gewiesen", so Gesundheitsministe-
rin Paulette Lenert (LSAP) am Sonn-
tagabend in Lissabon. „Wir haben
die Ambition, uns zu informieren,
was andere Länder, darunter Portu-
gal, (...) für den Anbau von medi-
zinischem Cannabis brauchen", so

Lenert gegenüber einer Pressede-
legation. Das sei einer der Schwer-
punkte dieser Reise: „Wir wollen das
schnell machen. Das scheint nicht
so kompliziert zu sein". Die Gesund-
heitsministerin befindet sich zurzeit
auf Arbeitsvisite in Portugal: Es gilt,
die nächste Etappe der Luxembur-
ger Cannabis -Politik vorzubereiten.

Lenert hält die nationale Produk-
tion von medizinischem Cannabis
für zentral. Sie sei sich des aktuel-
len Angebotsmangels bewusst: „Wir
haben immer wieder Engpässe. Ich
glaube, Sie wissen das auch: Es gibt
zu diesem Thema regelmäßig par-
lamentarische und journalistische
Anfragen." Das öffentliche Interes-

se sei insgesamt auf Behandlungs-
bedürfnisse der Konsumenten zu-
rückzuführen: „Es gibt eine große
Nachfrage nach Cannabis zu the-
rapeutischen Zwecken".

Obschon medizinisches Canna-
bis in Luxemburg legal ist, durften
Produzenten bislang keine Pflanzen
selbst anbauen. Das Resultat: Die
Behörden mussten die Versorgung

über europäische Ausschreibun-
gen sicherstellen. Die von Lenert
angesprochene Reserveknappheit
führte in der Vergangenheit zu un-
appetitlichen Situationen: Patienten
konnten zum Beispiel nicht weiter-

behandelt werden, da sie keinen
Zugang mehr zu medizinischem
Cannabis hatten.

Was sieht also der Plan des Ge-
sundheitsministeriums konkret vor?
Bis September 2022 soll der gesetz-
liche Rahmen für die Produktion
von medizinischem Cannabis auf
nationalem Territorium ausgear-
beitet werden. Die Regierung wird
dann theoretisch im Herbst 2022 das
Projektkonzept zur Genehmigung
erhalten. Am Ende dieses Prozes-
ses könnte eine Produktionskette
stehen, die vollständig vom Staat
reguliert und kontrolliert wird.

Die Regierung wurde in der Ver-
gangenheit dafür kritisiert, Canna-
bis nicht vollständig legalisiert zu
haben.

Lenert verteidigt dies und spricht
am Sonntagabend in einer informel-
len Runde von einer wichtigen ers-
ten Etappe: Hauptziel ihrer Politik
sei Prävention, so dass beispiels-
weise Jugendliche gar nicht erst
zu Konsumenten würden. Es gehe
demnach vor allem darum, Abhän-
gige zu entkriminalisieren - bezie-
hungsweise nicht auch noch für ihre
Krankheit zu bestrafen.
Der Autor des Artikels, Dr. Dhiraj Sabhar-
wal, ist Chefredakteur des luxemburgi-
schen „Tageblatts'.



Hohe Treibstoffpreise und deutsche Subvention sorgen für miese Geschäfte an den Tankstellen
Von Volker Bingenheimer

Wasserbillig. Ein Werktag um 17
Uhr an der Ni zwischen Mertert
und Wasserbillig. Normalerweise
tuckert um diese Zeit ein Auto hin-
ter dem anderen in Richtung deut-
sche Grenze und alle paar Sekun-
den schert eines aus der Schlange
aus, um den Tank zu füllen. Nor-
malerweise, denn in diesem Juni
ist alles anders.

Mitten im Berufsverkehr ist es
an den Tankstellen der Route de
Wasserbillig auffallend ruhig. Von
einem Dutzend Zapfsäulen sind
mal eine oder zwei belegt, an an-
deren Tankstellen lässt sich fünf
Minuten lang kein einziger Kunde
blicken. Ein Blick auf die Preista-
fel verrät, warum.

Benzin und Diesel kosten in Lu-
xemburg 1,97 und 1,98 Euro. Hin-
ter der Grenze bieten viele Tank-
stellen Diesel für einen ähnlichen
Preis an, Benzin ist teilweise eini-
ge Cent günstiger. Das Interesse
der Autofahrer in der deutschen
Grenzregion an einer Tankfüllung
in Luxemburg ist entsprechend ge-
ring.

„Man spart fast nichts"
An einer der Zapfsäulen steht Ralf
Seifert aus Trier. Er ist gerade mit
seinem roten Cabrio mit aufge-
klapptem Verdeck angefahren und
befüllt es nun mit Benzin. „Ich hat-
te gerade in der Gegend zu tun und
habe hier aus alter Gewohnheit an-
gehalten. Man spart aber zurzeit
fast nichts, wenn man in Luxem-
burg tankt", meint er.

Während früher die Preisdiffe-
renz zwischen Luxemburg und

Deutschland relativ stabil war, hat
der „Tankrabatt", den Deutsch-
land am 1. Juni eingeführt hat, die
Verhältnisse durcheinander ge-
bracht. Das hat auch Tankstellen-
besitzerin Monique Hein in Mer-
tert zu spüren bekommen. „Seit
Anfang Juni ist deutlich weniger
los", sagt sie. Vor allem der Ver-
kauf von Benzin sei rückläufig.

Weniger Verkehr
In der Tankstelle nebenan steht
ein Kunde an der Kasse und plau-
dert mit den zwei Kassiererinnen.
Er wohnt in Wasserbillig und hat
berichtet, dass schon seit einigen
Monaten weniger Verkehr auf der
Durchgangsstraße zu bemerken
ist. Dies gelte nicht nur für die
deutschen Grenzgänger, sondern
auch für Anwohner in Luxem-
burg. „Die Spritpreise sind so
hoch, da steigen viele auf Bus oder
Bahn um", sagt er. „Viele Haus-
halte müssen rechnen und ver-
zichten so gut es geht auf Auto-
fahrten."

Kassiererin Edyta Zaremba er-
innert sich noch an den Pfingst-
montag vorige Woche. „Da war in
den letzten Jahren immer die Höl-
le los, weil Tausende Deutsche
zum Tanken kamen. Diesmal war
tote Hose", erzählt sie. Dass Lu-
xemburger nun in großer Zahl
nach Deutschland zum Tanken
fahren, denkt sie hingegen nicht.
„Ich würde wegen zwei Cent Preis-
unterschied nicht rüberfahren",
pflichtet ihr der Kunde aus Was-
serbillig bei.

Plötzlich Luxemburger Kunden
Dass dies gleichwohl vorkommt,

berichtet Christina Huck. Sie ist
Geschäftsführerin einer Tankstel-
le an der Landstraße bei Welsch -
billig im deutschen Grenzgebiet
zwischen Trier und Bitburg. „Wir
haben seit einigen Wochen regel-
mäßig Luxemburger Kunden.
Meist kommen sie aus der Gegend
von Rosport und Echternach. Aus
Luxemburg -Stadt habe ich noch
keinen gehabt", sagt Christina
Huck. Dies ist ein Kuriosum, denn
früher waren bei ihr fast nie Kun-
den von jenseits der Grenze zu se-
hen.

Aus seinem Büro in Bartringen
beobachtet Romain Hoffmann den
Mineralölmarkt sozusagen aus der
Vogelperspektive. Er ist Adminis-
trateur délégué bei Aral Luxem-
burg und gleichzeitig Präsident des
Groupement pétrolier. Hoffmann
berichtet von einem deutlichen
Einbruch: „Der deutsche Tankra-
batt hat einen großen Einfluss auf
die Tankstellen, besonders die in
Grenznähe. Viele berichten von
einem Rückgang der verkauften
Mengen um 30 bis 50 Prozent seit
Anfang Juni", sagt er.

Hohe Belastung

Zwar würden deutsche Berufs-
pendler immer noch die Tankstel-
len anfahren, doch aus weiter ent-
fernten Gegenden Deutschlands
komme fast niemand mehr nach
Luxemburg. Obwohl sein Arbeit-
geber an den hohen Ölpreisen mit-
verdient, macht sich Romain Hoff-
mann Sorgen über die jüngste Ent-
wicklung. Luxemburger Haushalte
mit kleinerem Einkommen seien
vor große Probleme gestellt. „Wer
sein Auto für den Weg zur Arbeit

braucht, kann bei den heutigen
Preisen schon mal 200 Euro im
Monat für Diesel oder Benzin aus-
geben. Das ist für viele eine große
Belastung."

Schließlich merken auch die Mi-
neralölgesellschaften, dass viele
Luxemburger auf den öffentlichen
Transport umgestiegen sind oder
das Fahrrad für den Weg zur Arbeit
oder in der Freizeit nehmen.

Weitere Verwerfungen prophe-
zeit Romain Hoffmann für die
Sommerferien. Am 1. August fällt
die luxemburgische Ermäßigung
für Benzin und Diesel in Höhe von
7,5 Cent weg, während der deut-
sche Tankrabatt noch einen Mo-
nat bestehen bleibt. Spätestens
dann kippt das Preisverhältnis zu-
gunsten der deutschen Nachbarn
- bis im September beiderseits der
Grenze die gewöhnlichen Preise
ohne Subventionen gelten. „Wie
viel die Verbraucher dann für Ben-
zin und Diesel bezahlen müssen,
wissen wir jetzt noch nicht", sagt
Romain Hoffmann.



COVID-19 Abgeordnete beschließen weitere Lockerungen

Die Pflicht zum Tragen eines
Mund -Nasen -Schutzes in
Zug und Bus gehört der Ver-
gangenheit an. Das Parla-
ment hat am Donnerstag
eine entsprechende Ände-
rung des Covid-19-Geset-
zes beschlossen. Wer aber
in ein Krankenhaus oder
ein Seniorenheim will, muss
weiterhin eine Maske tragen.

Covid-19 ist noch immer prä-
sent, doch die Zahl der schweren
Erkrankungsverläufe ist gering.
Daher hat das Parlament am
Donnerstag die Aufhebung einer
weiteren sanitären Vorschrift be-
schlossen. Die Maskenpflicht in
den öffentlichen Nahverkehrs-
mitteln entfällt. Vulnerablen
Personen wird jedoch weiter-
hin geraten, auf einen Mund -Na-
sen -Schutz zurückzugreifen und
dabei die wirksameren FFP2-
Masken zu benutzen, wenn sie
in Bus, Tram oder Zug steigen
oder sich an stark besuchten
Orten aufhalten. Auch die Iso-
lationsvorschriften bleiben be-
stehen.
Laut Berichterstatter Mars di

Bartolomeo (LSAP) sei die sani-
täre Situation wohl unter Kon-
trolle. Er berief sich dabei auf
Expertenaussagen. Das gehe
auch aus den neuesten Zah-
len hervor. Die Zahl der Neu-
infektionen sei zwar noch
relativ hoch, doch wichtiger sei

die Lage in den Spitälern. Dort
sei die Zahl der Covid-19-Patien-
ten in normaler Behandlung wie
auch auf den Intensivstationen
sehr niedrig. Die Lage in den
Krankenhäusern habe der Poli-
tik stets als Kompass gedient.

Da das Covid-19-Gesetz Ende
Juni ausläuft, muss es in den
nächsten Wochen erneut zwecks
Verlängerung oder Abänderung
erörtert werden. Di Bartolomeo
kündigte dabei weitere Locke-
rungen an. Die vom Virus aus-
gehende Gefahr dürfe jedoch

nicht unterschätzt werden. Die
Frage einer Impfpflicht sei nicht
vom Tisch.

Impfpflicht ble i bt s innvoll

Für CSV-Sprecher Claude Wise-
ler (CSV) bleibe die Impfpflicht
sinnvoll. Derzeit wird noch auf
das Gutachten einer Experten-
gruppe gewartet. Der Regie-
rung riet er, das entsprechende
Gesetzesprojekt fertigzustellen
und es auf den Instanzenweg zu
bringen, damit der Text, falls er-
fordert, schnell vom Parlament
verabschiedet werden könne.
Wiseler warf ebenfalls die Frage
nach einer vierten Impfung auf.
Besonders vulnerablen Perso-
nen werde sie verabreicht. Ob
man sie nicht allen auf frei-
williger Basis zugänglich ma-
chen sollte?
Von den am Donnerstag be-

schlossenen Erleichterungen

bleiben die Insassen der Haft-
anstalten ausgeschlossen. Das
sei diskriminierend, befand Na-
thalie Oberweis („déi Lénk").
Sie schloss sich damit den be-
reits zuvor von Claude Wise-
ler und der Fraktionschefin von
„déi gréng”, Josée Lorsché, for-
mulierten Bedenken an. Es han-
dele sich um Schutzmaßnahmen
im Interesse der Betroffenen.
Letztere würden keineswegs zu-
sätzlich bestraft, reagierte etwas
später Gesundheitsministerin
Paulette Lenert (LSAP). Es
habe Zeiten gegeben, in denen
das Virus im Gefängnis stärker
zirkulierte. Lenert stellte dies-
bezüglich Erleichterungen im
kommenden Covid-19-Maßnah-
menpaket in Aussicht.

Die Gesundheitsministerin
bestätigte, dass das Experten-
gutachten zu einer allgemeinen
oder sektoriellen Impfpflicht
noch nicht vorliege. Der
Gesetzestext sei jedoch in Vor-
bereitung, sodass man schnell
reagieren könne, sobald das
Gutachten vorliege. Angesichts
einer möglichen Verschärfung
der Infektionslage im Herbst
sagte Lenert, man sei darauf
vorbereitet. Die Anti-Covid-
Maßnahmen könnten schnell
wieder hochgefahren werden.
Die Impfung bleibe nach wie
vor der beste Schutz.

Der Gesetzesänderung stimm-
ten sämtliche Parteien im Parla-
ment zu.



Das luxemburgische Parlament hat einstimmig die Maskenpflicht im Nahverkehr
abgeschafft. Die Corona-Lage im Nachbarland wird entspannt betrachtet.
VON BERND WIENTJES

LUXEMBURG Die Maskenpflicht in
Bussen und Bahnen in Luxemburg
ist aufgehoben. Das Parlament des
Nachbarlandes stimmte am Don-
nerstag einstimmig dafür. Damit
muss, anders als in Deutschland, im
öffentlichen Nahverkehr kein Mund -
Nasen -Schutz mehr getragen werden.
Vulnerablen Personen wird das aber
weiterhin empfohlen.

Pendler, die mit dem Bus oder dem
Zug zur Arbeit fahren, können also
ab der Grenze, falls sie wollen, ihre
Maske ausziehen. Jeder, der freiwillig
Maske tragen wolle, könne das auch
weiterhin, sagte der Vorsitzende des
Gesundheitsausschusses, Mars Di
Bartolomeo.
Die luxemburgische Fluggesell-

schaft Luxair hat die Maskenpflicht
in den Flugzeugen bereits vor vier
Wochen abgeschafft. Die luxemburgi-
sche Gesundheitsministerin Paulette
Lenert sprach wie schon zwei Wochen
zuvor im Gesundheitsausschuss des

Parlaments von einer entspannten
Corona-Lage. Sie hatte im Ausschuss
angekündigt, auch die einzig noch
bestehenden Corona-Maßnahmen
etwa in den Haftanstalten und in den
Pflegeheimen auf den Prüfstand zu
stellen.
Allerdings steigen - wie auch hier-

zulande - die Corona-Zahlen wieder.
In der vergangenen Woche wurden
1934 Neuinfektionen im Nachbarland
registriert. Das entspricht einem Plus
von 65 Prozent. Die Inzidenz stieg von
182 auf 300. Am Mittwoch wurden
insgesamt sieben Covid-Patienten in
Luxemburger Krankenhäusern be-
handelt, einer davon auf der Inten-
sivstation.
Auch in Rheinland-Pfalz steigt die

Zahl der Neuinfektionen wieder deut-
lich an. Das Landesuntersuchungs-
amt meldete am Donnerstag fast 5000
neue Fälle, die Inzidenz liegt nun bei
325 nach 251 vor einer Woche. In der
Region wurden am Donnerstag insge-
samt 478 neue Fälle gemeldet, vier Co-
vid-Patienten werden auflntensivsta-

tionen im Eifelkreis Bitburg-Prüm, in
der Vulkaneifel und in Trier behandelt.
Insgesamt steigt die Zahl der Patien-
ten, die mit und wegen Corona in den
Krankenhäusern im Land behandelt
werden müssen, wieder leicht an.

Seit vergangener Woche ist sie um
neun Prozent gestiegen. Am Donners-
tag lagen laut Belegungsmonitor der
Deutschen Krankenhausgesellschaft
266 Patienten mit einem positiven
Corona-Befund in Kliniken.

Der Expertenrat der Bundesregie-
rung hatte am Mittwoch Empfehlun-
gen abgegeben, welche Maßnahmen
je nach Pandemielage im Herbst in
Deutschland notwendig sein könn-
ten. Bei einer weniger ansteckenden
Variante als der derzeitigen Omik-
ron-Variante seien keine zusätzlichen
Maßnahmen notwendig. Bei einer
mit Omikron vergleichbaren Varian-
te könnten erneut flächendeckende
Maßnahmen wie Masken und Ab-
stand in Innenräumen und regional
begrenzte Kontaktbeschränkungen
erforderlich werden.



Luxemburg feiert seine Vielfalt und seine Werte
Luxemburg. Die Begriffe Heimat, Solidari-
tät und Zusammenhalt ziehen sich wie ein
roter Faden durch die Reden zu National-
feiertag. Beim Festakt in der Philharmonie,
die nach zwei Jahren pandemiebedingter
Pause wieder den angemessenen Rahmen
der zentralen Feier bietet, befassen sich
Großherzog Henri, Chamberpräsident Fer-
nand Etgen (DP) und Premierminister Xa-

vier Bettel (DP) eingehend mit den beiden
großen Krisen: die Pandemie und der
Ukraine -Krieg. An die Opfer des Corona-
Virus wird mit einer Gedenkminute erin-
nert. Großherzog Henri thematisiert mit
dem Kampf gegen den Klimawandel zu-
dem eine Krise, die ihm seit Jahren am Her-
zen liegt. In der Philharmonie werden auch
acht verdienstvolle Mitbürger ausgezeich-

net, darunter die beiden Lebensretter Fer-
nand Collet und Ibrahim Ajdarpasic. Be-
reits am Vorabend des Nationalfeiertags
wurden die Straßen der Hauptstadt zur
Festmeile, als Tausende Besucher den Fa-
ckelzug verfolgten und ausgelassen feier-
ten. An der Militärparade nahmen 700 An-
gehörige von Armee, Polizei, CGDIS und zi-
vilen Einheiten teil. mas/vb



Die Ansprachen des zivilen Aktes zum Nationalfeiertag in der Philharmonie stehen im Zeichen der Solidarität

Drei Jahre ist es nun her, dass zum
letzten Mal Festlichkeiten zum Na-
tionalfeiertag die Menschen des
Landes zusammenführten, um
Werte, Traditionen und Erfolge
des Luxemburger Landes in einer
feierlichen Atmosphäre zu rüh-
men. Der Bruch mit der damali-
gen Unbekümmertheit, der seither
eingetreten ist, wurde den gestern
anwesenden 1200 Gästen aus Re-
gierung, Parlament, Gemeinden,
Verwaltungen, Staatsrat und Jus-
tiz sowie Diplomatie und Zivilge-
sellschaft durch die musikalische
Untermalung des US-Amerika-
ners Kerry Turner zu Beginn des
zivilen Aktes in der Philharmonie
in Erinnerung gerufen. Seine Kom-
position „Passacaglia" hätte be-
reits vor zwei Jahren zum Natio-
nalfeiertag erklingen sollen. Da-
mals war es ein heiteres Musik-
stück. Seither hat der vor 30 Jah-
ren nach Luxemburg ausgewan-
derte Komponist seine persönli-
chen Erfahrungen im Lichte der di-
versen Krisen der vergangenen
zwei Jahre einfließen lassen. Trau-
rig, fast melancholisch hallte es
nun gestern durch die Philharmo-
nie - eine Erinnerung, trotz Feier-
lichkeiten, an die Schreckgespens-
ter des Krieges und der Pandemie.

Dass Großherzog Henri mit
einer gelben Krawatte und Groß-
herzogin Maria Teresa in Blau ge-
kleidet den Feierlichkeiten in der
Philharmonie beiwohnten, war im
Lichte der Reden des Tages keine
bloße dezente Geste der Solidari-
tät gegenüber der Ukraine, son-
dern ein schreiendes Bekenntnis
zu den Werten der Demokratie,
Freiheit und Justiz.

Der Blumengarten, der das
Podium in der Philharmonie
schmückte, kann als Symbol des

Weltbildes Luxemburgs verstan-
den werden, das Großherzog Hen-
ri, Premierminister Xavier Bettel
(DP) und Chamberpräsident Fer-
nand Etgen (DP) in den Vorder-
grund setzten: Eine Oase der De-
mokratie und der Freiheit, ge-
stützt durch eine solidarische Ge-
sellschaft - ein idyllischer Garten,
der durch die aktuellen Krisen von
außen in Mitleidenschaft gezogen
wird.

Die Bedeutung der Solidarität
„Solidarität ist ein Wort, das nicht
viel bedeutet, wenn man es nicht
mit Taten untermalt", leitete Pre-
mierminister Bettel seine Anspra-
che in der Philharmonie ein. Vul-
nerable Mitbürger, Menschen, die
alles verloren haben oder es Tag
für Tag schwer haben, über die
Runden zu kommen sowie die zu-
künftigen Generationen - gegen-
über all diesen Menschen gelte es,
solidarisch zu handeln, betonte
Bettel - und derer zu gedenken, die
die Pandemie das Leben gekostet
hat. All denen, die dazu beigetra-
gen haben, dass Luxemburg die
Pandemie gut übersteht, dankte
Bettel in seiner Rede. Es sei ihm
wichtig gewesen, einige Helden
der Pandemie in die Philharmonie
einzuladen, um sie für ihren ver-
dienstvollen Einsatz zu loben.

Solidarität gelte auch gegen-
über der Ukraine. Der am Diens-
tag nach Kiew gereiste Premier-
minister teilte Eindrücke seiner Vi-
site mit den Anwesenden in der
Philharmonie: „Wir fühlen uns in
düstere Zeiten zurückversetzt: Un-
schuldige Zivilisten, Großeltern,
Eltern und sogar Kinder, die kalt-
blütig ermordet wurden - die
Trauer in der Ukraine ist omni-
präsent." Er bewundere dennoch
die Courage und den Willen der
Ukrainer, für ihre Werte zu kämp-

fen. Dementsprechend sei es die
Pflicht Luxemburgs, der Ukraine
zur Seite zu stehen. Bettel wird
dies konkret tun, wenn er beim EU -
Gipfel, zu dem er nach den Feier-
lichkeiten reiste, den Kandidaten-
status der Ukraine befürworten
wird.

Chamberpräsident Fernand Et -
gen knüpfte an die Worte des Pre-
mierministers an, indem er sich
des Gedichtes von Michel Lentz
„Ons Heemecht" bediente, das spä-
ter zur Nationalhymne wurde:
„Heimat ist der Ort, an dem man
das Gefühl hat, dazuzugehören.
Was Heimat bedeutet, wird zu-
dem besonders klar, wenn ein an-
derer sie wegnehmen möchte."
Dies sei momentan der Fall für 40
Millionen Ukrainer, denen Russ-
land durch seinen kaltblütigen An-
griffskrieg ihre Heimat entwendet
habe, so Etgen weiter. Die Werte
der Demokratie, Freiheit und der
Justiz seien keine Selbstverständ-
lichkeit. „Unerwartet können die-
se Werte sehr schnell verloren ge-
hen", unterstrich Etgen. Es gelte
somit, solidarisch mit der Ukraine
zu sein. Die Weichen Richtung EU
seien gestellt und die Schienen ge-
legt, damit auch Länder, die noch
nicht der EU angehören, am euro-
päischen Friedensprojekt teilha-
ben.

Was Luxemburg ausmacht
„Die letzten Wochen und Monate
haben gezeigt, wie schnell und tief-
greifend die Entwicklung unserer
modernen Gesellschaft geworden
ist. Daher müssen wir uns ständig
anpassen", leitete Großherzog
Henri seine Rede ein und themati-
sierte wie seine Vorredner den
Ukraine -Krieg und die Pandemie.
Er drückte sein Mitgefühl gegen-
über denen aus, die noch an deren
zu leiden haben, und kritisierte den

Angriffskrieg Russlands: „Syste-
matische Desinformation, allge-
meine Negation der Menschen-
rechte und der Demokratie - das
ist das Bild, welches das Regime
Russlands reflektiert."

Dass neben dem Ukraine -Krieg
und der Pandemie die Klimakrise
nicht weniger wichtig sei, unter-
strich der Großherzog zudem.
Manche würden die Klimakatas-
trophe noch nicht als absolute
Priorität anerkennen. Luxemburg
bemühe sich, doch könne das
Großherzogtum allein nicht den
Unterschied machen: „Wir müs-
sen uns alle schnell und früh ge-
nug der Notlage bewusst werden."

Trotz der aktuellen Krise lobte
der Großherzog die Erfolgsge-
schichte Luxemburgs. Die politi-
sche Konsenskultur des Landes ge-
he mit der Stabilität der Institutio-
nen einher. Der Arbeitsmarkt sei
dynamisch und die Luxemburger
Gesellschaft offen und inklusiv.
„Was Luxemburg aber im Grunde
ausmacht, was seine absolute Stär-
ke ist: seine Einwohner."

Der Wohlstand des Landes sei
von Nicht -Luxemburgern sowie
von 200 000 Grenzgängern abhän-
gig, auf die Luxemburg zählen kön-
ne, so der Großherzog: „Die Tra-
dition, von außen aufzunehmen
und hier einzubinden, was auch für
Flüchtlinge zählt, ist der Schlüssel
zu unserem Erfolg."

• Was Luxemburg• ausmacht, was
seine absolute
Stärke ist: seine
Einwohner.
Großherzog Henri



Acht Mitbürger ausgezeichnet
Fernand Collet und Ibrahim Ajdar-
pasic, Médaille d'Honneur pour acte
de courage et de dévouement en ar-
gent. Als sich ein Mann am 9. Febru-
ar 2022 in Luxemburg -Stadt selbst
anzündet, zögern die beiden Lebens-
retter nicht, um rasch Hilfe zu leis-
ten; mit ihrem mutigen Einsatz be-
wahren Collet und Ajdarpasic den
Mann vor dem sicheren Tod.
Philip Crowther, Officier Ordre de
Mérite. Der in Washington arbeitende
Journalist ist für seine multilingualen

Fähigkeiten bekannt. Crowther ist
seit 2018 für die Associated Press
(AP) tätig; internationale Bekanntheit
erlangte der britisch -deutsch -luxem-
burgische Journalist, als er im Januar
2021 die Vereidigung der 46. US-
amerikanischen Präsidenten Joe Bi -
den auf Französisch, Spanisch, Eng-
lisch, Portugiesisch, Deutsch und Lu-

xemburgisch kommentierte.
Guy Helminger, Officier Ordre de
Mérite. Der Schriftsteller wurde für
seine deutschsprachigen Werke

mehrfach mit Literaturpreisen aus-
gezeichnet, unter anderem 2022 mit
dem Lyrikpreis Meran und dem Prix
Servais für seinen Roman „Lärm".
Léa Linster, Officier Couronne de
chêne. Das Restaurant der Spitzenkö-
chin in Frisingen wurde 1987 vom
Guide Michelin erstmals mit einem
Stern ausgezeichnet; 1989 gewann

Léa Linster als erste und bisher einzi-
ge Frau den weltweit anerkannten
Bocuse d'Or.
Ni Xia Lian und Sarah De Nutte, Of-
ficier Couronne de chêne et Chevalier
Couronne de chêne. Bei den Tisch-

tennisweltmeisterschaften in Hous-
ton gewannen beide die Bronze -Me-
daille im Damen -Doppel; zurzeit bele-
gen Xia Lian und De Nutte den drit-
ten Platz der Weltrangliste im Da-
men -Doppel.
Laura Zuccoli, Officier Couronne de
chêne. Als Präsidentin der ASTI (As-

sociation de Soutien aux Travailleurs
Immigrés) hat sich Zuccoli zwölf Jah-
re lang für die Eingliederung auslän-
discher Mitbürger und das gesell-
schaftliche Miteinander von Luxem-
burgern und Nicht -Luxemburgern en-
gagiert. FJ



Tausende Menschen feiern in der Hauptstadt

Luxemburg. Ein 68 -jähriger Mann
steht in der ersten Reihe und klopft
seinen Gehstock im Takt der Mili-
tärmusik auf den Bürgersteig. Er
ist gekommen, um Erbgroßherzog
Guillaume und Prinzessin Stépha-
nie auf dem Rathausplatz in
Esch/Alzette zu begrüßen. Er trägt
ein schwarzes Jackett, auf dem
Großherzog Henri und seine Frau
Maria Teresa von einem runden
Anstecker lächeln. „Wir können
froh sein, dass wir so etwas noch
haben", sagt er und schwingt sei-
nen Stock in der Luft umher. „Die
meisten Minister kann man ver-
gessen", aber der Großherzog be-
deute ihm viel, sagt er, der sich als
Henri vorstellt, Robert Henri.

Kurz vor 19 Uhr. Das erbgroß-
herzogliche Paar steigt in die Li-
mousine, jetzt geht es in die Haupt-
stadt. So wie sie machen sich am
Mittwochabend auch Tausende
Bürger auf den Weg zu den gro-
ßen Feierlichkeiten. Nach zwei
Jahren Pandemie ist dieser Vor-
abend des Nationalfeiertags auch
ein Vorabend wiedergewonnener
Freiheit. So scheint es im Zug von
der Minettmetropole Richtung

Stadt, wo maskenlose Menschen
dicht gedrängt und aufgehübscht,
mit Schleifchen im Haar, bunter
Kleidung und Bier in der Hand bis
auf die Treppenstufen verteilt
sind. Heute strömen vergnügungs-
hungrige Luxemburger ins Zen-
trum der Hauptstadt. Bis in die frü-
hen Morgenstunden werden die
Straßen von Feierlustigen be-
herrscht sein.

„Viel Gedränge"

Eric und Annika sind zwei von ih-
nen. Mit einer Luxemburg -Flagge
am Rucksack steuern sie den Gla-
cis an, sie wollen auf das kosten-
lose Konzert. Ob sie später auch
zum Feuerwerk auf die Place de la
Constitution kommen, wissen sie
noch nicht. „Da ist sicher super viel
Gedränge", befürchtet Annika.

Im Gegensatz zum Escher Ro-
bert Henri bleibt der Großherzog
„eher etwas Abstraktes" für Linn
und Vera. Sie haben einen Zwi-
schenstopp vor einem Lokal in der
Rue Philippe II gemacht. „Man
wird als Luxemburger ja automa-
tisch in dieses royale System rein -
geboren, ob man nun will oder
nicht", sagt Vera. „Für uns ist der

Nationalfeiertag einfach eine Ge-
legenheit, ordentlich zu feiern", er-
gänzt Linn.

Ein paar Meter weiter, auf der
Place d'Armes, erteilt Antony sei-
nem Freund Justinas eine Lektion
in Landeskunde. Justinas ist zu Be-
such aus Litauen und „beein-
druckt von diesem Zugehörigkeits-
gefühl", das er an diesem Abend
in Luxemburg spürt. Antony ist vor
fünf Jahren ins niedersächsische
Göttingen gezogen und „extra für
den heutigen Tag" in die Heimat
gereist. „Als Jugendlicher habe ich
es geliebt, mich mit meinen Freun-
den von einem Fressstand zum
nächsten treiben zu lassen. Es ist
ein Mega-Event und hat den Leu-
ten echt gefehlt."

Die kapverdische Tanzgruppe
dagegen ist etwas nervös. Sitzt die
Choreographie? In knapp einer
Stunde werden sie vor der gesam-
ten politischen Riege einen tradi-
tionellen Tanz aufführen, die Frau-
en tragen Weiß und Ketten aus Pop-
corn, Erdnüssen und farbenfrohem
Krepppapier um den Hals. „Wir
sind dem Großherzog unendlich
dankbar", sagt Pedro. Der 67 -Jähri-
ge lebt seit 51 Jahren in Luxem-

burg, hat die doppelte Staatsbür-
gerschaft und engagiert sich für die
Fédération des Associations Cap-
verdiennes du Luxembourg. „Henri
war sogar bei uns in Kap Verde, er
hat so viel für uns getan."

Kurz vor 23 Uhr schießen die
ersten Raketen vom Pont Adolphe
in die Höhe. 17 Minuten lang knallt
und leuchtet es unter Luxemburgs
Himmel, dass es den Schaulusti-
gen auf der Place de la Constituti-
on nicht nur wegen dieser schwü-
len Sommernacht fast den Atem
raubt.

Dreifaches „Vive"

Der Vormittag des Feiertags stand
dann ganz im Zeichen der Armee:
Nach den traditionellen 21 Kano-
nenschüssen in Fetschenhof defi-
lierten bei der Militärparade in der
Avenue de la Liberté die unifor-
mierten Truppen vor den Ehren-
gästen. Unter Leitung von Colonel
Yves Kalmes paradierten Einhei-
ten der Armee, der Polizei, der
Zollverwaltung, des CGDIS und zi-
vile Einheiten vor General Steve
Thull und Philippe Schrantz, Ge-
neraldirektor der Polizei. Vertei-
digungsminister François Bausch
und Henri Kox, Minister für inne-
re Sicherheit, inspizierten die
Truppen mit ihren insgesamt 700
Angehörigen.

Von der Ehrentribüne verfolg-
ten Premierminister Xavier Bettel,
Chamberpräsident Fernand Etgen
sowie die Großherzogin Maria Te-
resa und Prinzessin Stéphanie die
Militärparade. Im weiteren Ver-
lauf schritten Großherzog Henri
und Erbgroßherzog Guillaume die
Truppen ab, die sie mit einem drei-
fachen „Vive" begrüßten.



Forscher der Uni Luxemburg verbessern mit dem neuen Mobilfunkstandard die Weltraumkommunikation

Wer die letzten Monate und Jahre
im Home -Office verbracht und
dort fast ausschließlich über Mee-
ting -Plattformen wie Teams oder
Zoom mit seinen Kollegen und Ge-
schäftspartnern kommuniziert hat,
kennt das Problem womöglich nur
zu gut: Der Ton kommt verzögert,
der Bildschirm friert ein oder aber
die Verbindung bricht komplett ab.
Während solche technischen Pro-
bleme im Arbeitsalltag durchaus
nervig sein können, gewinnt die
Problematik an Bedeutung, wenn
man dasselbe Szenario auf den
Mond überträgt. Dort nämlich
kann man nicht einfach auf eine
bessere Verbindung warten, wenn
beispielsweise ein von der Erde
aus gelenktes Mondfahrzeug auf
eine Klippe zusteuert. Aktuell be-
steht diesbezüglich zwar keine Ge-
fahr, doch stellt die Latenz, also die
Zeitspanne zwischen dem Senden
und dem Ankommen eines Si-
gnals, mit der wir auf der Erde der-
zeit leben müssen, durchaus eine
Herausforderung für die Verwirk-
lichung einer Infrastruktur auf
dem Mond da.

Übertragung zum Mond simuliert
Die SG -Technologie, an deren Aus-
bau eifrig gearbeitet wird, und die
6G -Technologie, zu der ebenfalls
bereits geforscht wird, werden die
Möglichkeiten, die sich durch die
Geschwindigkeit und das Daten-
volumen ergeben, überall verän-
dern - sogar auf dem Mond. Aus
Sicht der Forschung ist daher eine
nahtlose Verbindung zwischen ter-
restrischer, satellitengestützter
und weltraumgestützter Kommu-
nikationsinfrastruktur unter Ver-
wendung eines einheitlichen Stan-
dards wie 5G von entscheidender
Bedeutung. Denn so kann sicher-
gestellt werden, dass alles und je-
der in Verbindung bleibt - und das

überall.
Ingenieure der Universität Lu-

xemburg haben vor diesem Hin-
tergrund kürzlich eine Reihe von
Tests durchgeführt, um zu
demonstrieren, wie man zwischen
terrestrischen 5G -Verbindungen,
Satelliten und einer simulierten
Mondinfrastruktur umschalten
kann. Dazu wurde von Forschern
des SnT (Interdisciplinary Centre
for Security, Reliability and Trust)
eine durchgehende 5G-Datenkom-
munikationsverbindung zwischen
ihrem 5G-SpaceLab und dem
5G/6G-Hub der ESA in Harwell
(Großbritannien) aufgebaut. Simu-
liert wurde dabei auch eine Daten-
verbindung zwischen Erde und
Mond, bei der die Ingenieure ver-
suchten, einen Rover zu steuern,
der über die Mondoberfläche rollt.
Die durch diese Simulation ermit-
telte Übertragungsdauer zum
Mond wurde dann noch zu der ter-
restrischen und satellitengestütz-
ten Latenz addiert, so dass die For-
scher eine Verzögerung von drei
bis vier Sekunden zwischen der
Ausgabe des Befehls an das Mond-
fahrzeug und dessen Antwort fest-
stellen konnten. Im ungünstigsten
Fall hätte es für das Mondfahr-
zeug also tatsächlich zu spät sein
können.

Für Jorge Querol, der das 5G-
SpaceLab an der Universität Lu-
xemburg koordiniert, spielen 5G
und 6G eine Schlüsselrolle bei der
Entwicklung komplexer Kommu-
nikationssysteme im Weltraum.
„Künftige Aktivitäten auf dem
Mond, wie die Erschließung von
Ressourcen und die Besiedlung
durch Menschen, werden solche
Kommunikationssysteme für ihren
sicheren, zuverlässigen und effizi-
enten Betrieb benötigen", so Que-
rol. Ähnlich sieht das auch Anto-
nio Franchi, Leiter des 5G/6G-Stra-

tegieprogramms der ESA. „Unsere
Demonstration der nahtlosen Um-
schaltung zwischen einem terres-
trischen Netz und einem welt-
raumgestützten Netz zeigt das gro-
ße Potenzial dieser Technologie",
so Franchi mit Verweis auf Pro-
gnosen, wonach die 5G- und 6G -
Technologie in den kommenden
zehn Jahren enorme Vorteile für
die Volkswirtschaften weltweit
bringen wird. Zu den Bereichen,
die davon profitieren sollen, gehö-
ren etwa die Telemedizin, die in-
dustrielle Automatisierung und
das autonome Fahren.

Es geht in erster Linie also zu-
nächst um Anwendungen auf der
Erde, wo - im Gegensatz zum
Mond - jeder neue Mobilfunk -

standard nicht nur mit techni-
schen Herausforderungen kon-
frontiert wird, sondern auch mit
Fragen aus der Bevölkerung. Ant-
worten darauf soll zukünftig unter
anderem die am LIST (Luxem-
bourg Institute for Science and
Technology) entwickelte Platt-
form „5G -Planet" liefern. Bei die-
sem Projekt geht es darum, eine di-
gitale Kopie der bestehenden lu-
xemburgischen SG -Infrastruktur
zu erstellen, um deren Nutzung
und Fähigkeiten einem breiten Pu-
blikum zu demonstrieren. Konkret
sollen also die Erfahrungen des
LIST bei der Planung und Gestal-
tung neuer 5G -Netze am prakti-
schen Beispiel Luxemburgs veran-
schaulicht werden. Im Fokus ste-
hen dabei vor allem vernetzte Mo-
bilitätsanwendungen und intelli-
gente Verkehrssysteme, da diese
zu den vielversprechendsten An-
wendungen des 5G-
Mobilfunkstandard gehören. 5G -
Planet soll zum einen Entschei-
dungsträger bei der Planung von
5G -Netzen für vernetzte und Mo-
bilitätsanwendungen unterstüt-

zen, darüber hinaus aber auch das
öffentliche Interesse an dieser neu-
en Technologie verstärken. Zu die-
sem Zweck arbeitet die Plattform
mit einem sogenannten digitalen
Zwilling, bei dem die 5G -Infra-
struktur des Landes digital nach-
gebildet ist. Neben der Unkennt-
nis über die Möglichkeiten des
neuen Mobilfunkstandards be-
schäftigt viele Menschen auch die
elektromagnetische Strahlung, die
mit jeder drahtlosen Kommunika-
tionsanwendung einhergeht. Und
auch wenn die neue Technik ein
Stück weit auf die bereits vorhan-
dene 4G -Netzwerkinfrastruktur
zugreifen kann, so ist die Errich-
tung weiterer Antennen unver-
meidlich. Und genau hier setzt ein
weiteres LIST -Projekt an: 5G-
EMIT. Auch bei diesem Projekt
wird eine Online -Plattform mit In-
formationen gefüllt.

Plattform mit Echtzeitdaten
So geht es zum einen darum, alle
Daten bezüglich elektromagneti-
scher Strahlung in Luxemburg zu
sammeln und über eine interakti-
ve Karte der Öffentlichkeit frei zu-
gänglich zu präsentieren. Ergän-
zend dazu installieren die For-
scher Sensoren im Land, um vor
Ort und in Echtzeit die elektroma-
gnetische Strahlung zu messen, die
von 4G-, 5G- oder sonstigen Anten-
nen ausgeht. Mit diesen Echtzeit-
daten wird dann die interaktive
Karte gefüttert, die wiederum alle
Antennenstandorte beinhaltet.
Nicht zuletzt bietet die Plattform
auch ein Tool für die Akteure des
Netzausbaus. So können Betreiber
simulieren, welche Auswirkungen
Antennen mit bestimmten Leis-
tungen an bestimmten Standorten
unter Berücksichtigung aller Indi-
katoren haben.



NATIONALE EHRUNG Reporter Philip Crowther berichtet
in sechs Sprachen über Ereignisse auf der ganzen Welt

Sandra Schmit
Im Großherzogtum ist er vie-
len schon seit längerem ein
Begriff, im Februar 2022 er-
reicht ein Video von ihm dann
Menschen in der ganzen Welt:
Reporter Philip Crowther. Spä-

testens seit diesem Moment
sorgt der in Luxemburg ge-
borene und in Amerika leben-
de Journalist mit seiner Be-
richterstattung in sechs Spra-
chen immer wieder für Ver-
blüffung. Für seine Arbeit
wurde er nun am Luxembur-
ger Nationalfeiertag in der
Philharmonie ausgezeichnet

- ob er diese Ehre überhaupt
annehmen könnte, darüber
musste Philip Crowther zuvor
zuerst einmal nachdenken.
Es ist ein Clip von rund einer Mi-
nute, aufgenommen wenige Tage
vor dem militärischen Angriff
von Russland auf die Ukraine im
Februar 2022. Philip Crowther
berichtet aus Kiew über einen
Krieg, der schon seit vielen Jah-
ren in der Donbass -Region statt-
findet. Es folgen Erklärungen in
fließendem Deutsch, Englisch,
Französisch, Portugiesisch, Spa-
nisch - und Luxemburgisch.
Denn der im Bild zu sehende
Reporter wurde im Großherzog-
tum geboren, arbeitet nun al-
lerdings in Washington und
liefert unter anderem France 24,
RTBF oder RTL Télé Lëtzebuerg
Nachrichten aus der ganzen
Welt. Mehr als 25,6 Millionen
Mal (Stand 28.6.2022) wurde die
Aufnahme auf seinem Profil bei
Twitter bis dato angezeigt.

„Das Video hat die Runde um
die Welt gemacht. Es gab Ret-
weets von Followern aus ver-
schiedenen Bereichen und am
darauffolgenden Abend war
ich in den amerikanischen Late
Night Shows zu sehen: bei Ste-
phen Colbert und Jimmy Fallon",
erinnert sich Philip Crowther bei
einem Gespräch während seiner
kürzlichen Reise nach Luxem-
burg. Er trägt ein beiges Hemd,

eine dunkelblaue Hose und Snea-
ker. Lockerer als Anzug und Kra-
watte, die man oft bei seinen
Berichterstattungen sieht.

Auf das Viral -Gehen seines Vi-
deos folgten damals Anfragen für
Interviews aus der ganzen Welt.
„Ein paar habe ich gemacht, die
meisten nicht. Ich will mich ja
auf meine Arbeit konzentrieren",
erklärt der 40 -Jährige. Schnell
merkt man: Er lebt seinen Beruf.
Und so denkt der emsige Jour-
nalist auch sofort an die Arbeit,
als er per Telefon erfährt, dass
ihm während der offiziellen
Feier am Luxemburger National-
feiertag in der Philharmonie
der sogenannte „Ordre de mé-
rite" überreicht werden soll -

im Beisein von Xavier Bettel.
Wegen seiner Tätigkeit fragt Phi-
lip Crowther sich zunächst, ob
das aus berufsethischen Grün-
den in Ordnung ist. „Ich habe
den Premierminister zum Beispiel
schon auf der UN-Generalver-
sammlung in New York inter-
viewt. Ich hoffe doch, dass diese
Interviews nicht zu freundlich
waren", erklärt Philip Crowther
lachend. Und so erkundigt er sich
nach dem Telefonat bei seinen
Arbeitgebern im Großherzogtum
und bei Vertrauten, wie sie das
beurteilen.

Nach einiger Überlegung be-
dankt er sich für die Ehre und
reist nach Luxemburg, um am
23. Juni von Großherzog Henri
einen Orden überreicht zu be-
kommen. Zwei bis dreimal im
Jahr kommt Philip Crowther in
die Heimat. „Heem", wie er sagt.
Denn zu Hause ist für ihn Luxem-
burg, aber auch Amerika. Bei die-
sen Reisen ist ihm aufgefallen,
dass er mittlerweile erkannt wird.
Menschen sitzen dann zum Bei-
spiel auf einer Terrasse und flüs-
tern: „Ist er das?" Etwas seltsam
sei das für ihn schon, aber: „Ich
gehe dann gerne auf die Men-
schen zu - das ist praktisch, um
neue Leute kennenzulernen",

sagt der Mann, der stets offen und
interessiert an seinem Gegenüber
wirkt.

Als Sohn einer deutschen Mut-
ter und eines britischen Vaters
wächst der in Luxemburg ge-
borene Philip Crowther in Mamer
auf. Er besucht dort die Grund-
schule und geht später ins haupt-
städtische „Lycée Michel Lucius".
Was dann kommt, zeugt von sei-
ner Zielstrebigkeit: Er wechselt
vom technischen in den klassi-
schen Sekundarunterricht im
„Athénée de Luxembourg". „Ich
musste für diesen Sprung gute
Noten haben. Aber ich war mo-
tiviert, denn ich wollte Spanisch
lernen", erinnert sich der Brillen-
träger mit Kurzhaarschnitt. Auf
der Sprachsektion im Athenäum
erweitert er sein Repertoire um
eine fünfte Sprache und macht
2001 seinen Abschluss.

Kein Sprachen-Nerd

„Magisch" nennt der freiberuf-
liche Reporter für die Nach-
richtenagentur „Associated
Press" (AP) heute den Moment,
als ihn Freunde während eines
Auslandsjahres in Barcelona mit
in ein Radiostudio nehmen. Es
folgt ein Studium in Hispanistik

in London und das Lernen des
Portugiesischen. Gerade in Lu-
xemburg findet Philip Crowther
das nützlich, um sich mit anderen
auszutauschen. „Ich wollte das
aber erst machen, wenn mein Spa-
nisch fließend ist."

Wenn er eine Sprache spricht,
versucht er, wie die Mutter-
sprachler zu klingen, und imitiert
deren Aussprache. „Ich bin aber
kein Sprachen-Nerd: Ich setzte
mich nicht hin und pauke Gram-
matik - ich nutze Sprachen nur
einfach gerne." Mathematik und
Physik mochte er hingegen in sei-



ner Schulzeit nicht.

Reporter aus Leidenschaft

Nach seinem Studium macht Phi-
lip Crowther drei Monate lang ein
unbezahltes Praktikum als Sport-
reporter für die uruguayische Zei-
tung El Pafs. Er will da sein, „wo
die Dinge passieren", und so zieht
es ihn nach einer Arbeit in Paris
später als Korrespondent nach Wa-
shington. Von dort aus meldet er
sich vor allem während der Amts-
zeit von Donald Trump aus dem
weißen Haus. „Diese Jahre waren
außergewöhnlich, da war ich fast
jeden Tag dort. Trump hatte zwar
diese Strategie der ,Fake News',
war für uns Journalisten aber stets
erreichbar", erzählt Philip Crow-
ther, der auch die Amtszeiten von

Barack Obama sowie Joe Biden
begleitet. Er fährt fort: „Es ist
spannend, so nah dran zu sein.
Fragen zu schreien und dabei zu
versuchen, lauter als die anderen
zu sein."

Aktuell ist der Reporter immer
wieder in der Ukraine unterwegs
und liefert den Sendern Updates
von vor Ort. Über diese Arbeit
sagt der Vater einer zweijährigen
Tochter: „Ich berichte aus einem
Land, das im Krieg ist - aber nicht
vom Kriegsgebiet aus. Das fühlt
sich weniger riskant an, obwohl
ich manchmal Raketen und den
schwarzen Rauch nach einer Ex-
plosion sehe." Oft ist er lange weg,
manchmal während drei Wochen.
Zudem ist die Berichterstattung
in sechs Sprachen für die ver-
schiedenen Sender intensiv, ein
Arbeitstag kann laut Crowther

dann auch schon mal 20 Stunden
dauern.

„Mir fehlt dann die Routine,
eben ein geregelter Tagesablauf",
antwortet Philip Crowther,
wenn man ihn nach den Heraus-
forderungen seines Berufes fragt,
und nennt Beispiele von ganz all-
täglichen Dingen, für die dann die
Zeit fehlt: Spielen mit der Toch-
ter, einkaufen gehen, Kicken mit
Freunden. „Fußball ist die schöns-
te Nebensache der Welt - natür-
lich nach dem Spielen mit meiner
Tochter", meint er dazu lachend.
Der zielstrebige Reporter arbeitet
hart und sorgt so dafür, dass Men-
schen auf verschiedenen Konti-
nenten darüber informiert werden,
was sich in der Welt abspielt. In
sechs verschiedenen Sprachen.

Eine besondere Ehre
Acht Menschen wurden am 23. Juni bei der Feier in der Phil-
harmonie zum Nationalfeiertag ausgezeichnet: Journalist Philip
Crowther, Schriftsteller Guy Helminger, Chefköchin Léa Lins -
ter, die Sportlerinnen Ni Kia Lian und Sarah De Nutte, die ehe-
malige Präsidentin der „Association de soutien aux travailleurs
immigrés" (ASTI), Laura Zuccoli, sowie die Lebensretter Ibrahim
Ajdarpasic und Fernand Collet. In unserer Serie stellen wir diese
Menschen und ihre besonderen Lebensgeschichten vor.



Drei Tage Afrika: Bettel und Fayot reisen von der armen Republik Niger in
die aufstrebende Finanzmetropole Kigali in Ruanda

Von Annette Welsch
Krasser kann ein Unterschied
kaum sein: Premierminister Xa-
vier Bettel (DP) und Kooperations-
minister Franz Fayot (LSAP) reis-
ten auf ihrer dreitägigen Afrika -Vi-
site nach einem Besuch in der bet-
telarmen westafrikanischen Repu-
blik Niger in der dürren und kon-
fliktreichen Sahel -Region nach Ru-
anda. Bei aller harten Hand, mit der
Ruandas Präsident Paul Kagame
sein Land seit 22 Jahren regiert und
demokratische wie Menschenrech-
te missachtet, das ostafrikanische
Land blüht auf wirtschaftlich ge-
sehen und die Hauptstadt Kigali ist
auf dem Weg eine moderne Me-
tropole zu werden.

Noch mischen sich zwischen die
Prachtbauten an den breiten pal-
mengesäumten Boulevards tradi-
tionelle Lehmhütten auf Sandbo-
den, wo auch mal Hühner frei lau-
fen. Aber diese werden auf kurz
oder lang weichen müssen, man
enteignet und siedelt um in Ap-
partementhäuser am Stadtrand. 40

Prozent der Bevölkerung in Ruan-
da sind dem Armutsrisiko ausge-
setzt, aber Kigali hat hohe Ambi-
tionen und baut derzeit ein Fi-
nanzzentrum auf. Nicht zuletzt
deswegen sucht und findet man die
Partnerschaft und Kooperation mit
Luxemburg.

„Luxemburg und Ruanda sind
zwei kleine Länder, die ähnliche
wirtschaftliche Strategien verfol-
gen und die digitale Wirtschaft und
Finanzen als treibende Kräfte an-
sehen", erklärt Fayot. Ruanda sei
deswegen eines der afrikanischen
Länder, das die luxemburgische
Wirtschaft „auf dem Radar hat".
Der Fokus liege auf dem Digitalen,
der Fintech und den Finanzzen-
tren. „Wir suchen hier eine andere
Kooperation, eine neue Koopera-
tion", erklärt der Wirtschafts- und
Kooperationsminister.

Ruanda wird Kooperationspartner

Ruanda war bis 2013 Partnerland
Luxemburgs in der Kooperation,
wobei vieles im Bereich der Ge-
sundheit geleistet wurde. Jetzt soll
es wieder in den Genuss von Ko-
operationsmitteln in Höhe von un-
gefähr zehn Millionen Euro pro
Jahr kommen. Fayot weist die Kri-
tik eines Konflikts zurück: „Das

heißt nicht, dass man dann gar
nichts mehr mit Privatunterneh-
men machen darf. Wir achten den
Grundsatz der ,aide non liée', dass
Hilfen nicht daran gebunden sind,
dass sie für bestimmte Unterneh-
men ausgegeben werden müssen",
erklärt er. Man wolle in den Be-
reichen Digitalisierung und nach-
haltige Finanzen nach dem Prin-
zip der Business Partnership Faci-
lity Brücken zwischen Unterneh-
men bauen.

„Wir helfen Ruanda, ein Finanz-
zentrum für Ostafrika aufzubauen
und sich bei der Digitalisierung
weiterzuentwickeln. Ruanda sucht
und findet bei uns auch Hilfe bei
den inklusiven Finanzen und den
Mikrofinanzen und dabei, grüne
Fonds mit nachhaltigem Impakt
aufzusetzen." Luxemburg werde
als Inspiration für die wirtschaftli-
che Entwicklung gesehen, die in
Ruanda noch zu zwei Drittel von
der Landwirtschaft geprägt ist. Sie
suchen Diversifizierung und die
Digitalisierung ist eine wichtige
Voraussetzung dafür.

Niger: Eines der ärmsten Länder
Doch bevor Bettel und Fayot mit
ihrer Wirtschaftsdelegation in Ru-
anda unter anderem bei einem
Business -Frühstück mit ansässi-
gen Betrieben die Zusammen-
arbeit in Sachen Cyber-Sicherheit,
Fintech und Digitalisierung disku-
tierten und die Welt-Telekommu-
nikationsentwicklungskonferenz
besuchten, waren sie auf offiziel-
ler Visite in Niger, wo diese The-
men noch in den Kinderschuhen
stecken und die Entwicklungshilfe
im Vordergrund steht.

Denn dort geht es um das nack-
te Überleben und man fängt lang-
sam erst an, Bankkonten für Staats-
bedienstete einzuführen. Ledig-
lich Post -Generaldirektor Claude
Strasser für den Kommunikations-
bereich und Luc Provost, der CEO
von B Medical Systems, die Kühl-
boxen herstellen, um unter ande-
rem Impfstoffe in heißen Ländern
transportieren zu können, waren
bei Kooperationsgesprächen da-
bei.

Niger ist eines der ärmsten Län-
der der Welt. 4,4 Millionen der 24
Millionen Einwohner sind unter-
ernährt, 60 Prozent sind Analpha-

beten, jede Frau bringt im Schnitt
sieben Kinder zur Welt, so dass das
Bevölkerungswachstum mit vier
Prozent über dem Wirtschafts-
wachstum liegt, und viele müssen
innerhalb des Landes vor den Fol-
gen des Klimawandels fliehen - vor
Dürren, durch die sie sich nicht
mehr ernähren können, aber auch
vor Extremwetterphänomenen, die
ihnen die Lebensgrundlage entzie-
hen. Die Ernten erbrachten in den
vergangenen Jahren je nach Re-
gion zwischen 35 und 60 Prozent
weniger Ertrag ein. Die durch die
Pandemie und den Ukraine -Krieg
unterbrochenen Lieferketten für
Nahrungsmittel erschweren die Si-
tuation nun zusätzlich. Seit sechs
Jahren leidet die Region zudem
unter der Gefahr, dass die Unru-
hen aus den Nachbarländern her -
überschwappen: Aus dem regie-
rungslosen Libyen im Norden
kommend, operieren Ableger von
Al-Kaida, aus dem südlichen Ni-
geria strömen die Terroristen von
Boko Haram ins Land und aus den
Nachbarländern Mali und Burkina
Faso drohen islamistische Kämp-
fer oder kriminelle Banden. „Wir
sind mitten im Dreieck der Unsi-
cherheit. Die Gefahr, dass terro-
ristische Organisationen das Land
übernehmen, ist real. Stabilität hier
ist in unserem Interesse, das bringt
uns auch Stabilität bei uns in Euro-
pa", betont Xavier Bettel.

„Es ist eines der am wenigsten
entwickelten Länder der Welt, al-
le Probleme kommen hier zusam-
men", beschreibt Kooperationsmi-
nister Fayot die „komplizierte La-

ge eines riesigen Landes mit viel
Wüste", die sich durch den Klima-
wandel rasant ausbreite. „Die hu-
manitäre Krise verschärft sich
durch die demografische Situa-
tion. Es gibt extrem viele Kinder,
aber wenig Aktivitäten und Zu-
kunftsperspektiven für junge Men-
schen, die riskieren, sich in krimi-
nellen Banden zusammen zu tun."
Deswegen sei der Beitrag Luxem-
burgs wichtig.

312 Millionen Euro sind bis 2021
an Kooperationshilfe in die Sahel -
Republik geflossen. Im vergange-
nen Jahr wurde das Abkommen
2022 bis 2026 in Höhe von 144,5
Millionen Euro unterzeichnet. Ni-
ger ist damit Empfänger der der-

zeit höchsten Unterstützung aller
Kooperationspartnerländer. Dafür
hält die Republik Niger im Gegen-
satz zu Kagame, der keine Oppo-
sition zulässt und die Meinungs-
freiheit beschneidet, demokrati-
sche Regeln ein und gilt als „last
country standing" - Niger ist der-
zeit das einzige Land, das in der Re-
gion Westafrika relative Stabilität
zeigt.

Gespräche und Besuche vor Ort
Die offizielle Visite begann mit den
militärischen Ehren am Flughafen
und bilateralen Gesprächen Bet-
tels sowie der Delegation mit Ni-
gers Präsidenten Mohammed Ba-
zoum und seinem Ministerpräsi-
denten Ouhoumoudou Mahama-
dou. Bazoum wurde vergangenes
Jahr gewählt und löste Mahama-
dou Issoufou ab, der nach zwei
Mandatsperioden verfassungsge-
mäß sein Amt niederlegte. Es war
der erste friedliche und demokra-
tische Machtwechsel seit der Un-
abhängigkeit von Frankreich im
Jahr 1960.

„Der vorherige Präsident und
Mohamed Bazoum haben die Par-
tei zusammen gegründet. Bazoum
ist also eine Art Dauphin des Vor-
gänger -Regimes, was eine gute Do-
sis Kontinuität bringt", erklärt Lu-
xemburgs Botschafter Georges
Ternes. Dass der Niger vom größ-
ten Programm der Luxemburger
Kooperation profitiert, soll auch
das Zeichen setzen, dass demo-
kratisches Verhalten belohnt wer-
de. „Wir haben hier eine relative
Stabilität mit einem kleinen Pflänz-
chen Demokratie, die es gilt am Le-
ben zu halten."

Präsident Bazoum dankte Lu-
xemburg für seine Unterstützung
in den Bereichen Wasser, Lebens-
mittelsicherheit und Bildung so-
wie Ausbildung. „Wir möchten,
dass Mädchen länger in der Schu-
le bleiben. Zu viele sind mit zwölf
Jahren verheiratet und bekommen
Kinder." Man wolle mit Luxem-
burgs Hilfe auch den Bereich in-
klusive Finanzen ausbauen, damit
arme Menschen Zugang zu Ban-
ken, Versicherungen und Pensio-
nen bekommen. „Luxemburg ist
kein so großes Land, aber es hat
ein großes Herz", betonte Bazou-
ma.

Umbruch nicht selbstverständlich
Bettel würdigte seinerseits: „Sie
haben den demokratischen Um-
bruch geschafft, es ist nicht selbst-
verständlich, dass ein gewählter
Präsident auf den anderen folgt."
Er hob vor allem hervor, dass der



Niger Flüchtlinge aus anderen Län-
dern aufnimmt und Bazoum ein
Präsident sei, der sehr viel für
Frauenrechte und ihre Bildung
macht, damit sie eine Wahlmög-
lichkeit bekommen. „Das Wich-
tigste ist, eine Perspektive zu
schaffen. Einen Beruf zu lernen ist
gut, von seinem Handwerk leben
zu können, ist noch besser."

Wasser, Bildung und Lebens-
mittelsicherheit - um sich ein Bild
von dem zu machen, was Luxem-
burg in Niger leistet, stand der Be-
such eines mit Luxemburger Mit-
teln finanzierten Handwerkerdor-
fes, wo in 137 Ateliers 25 Berufe ge-
lehrt werden, sowie der einer hy-
drologischen Anlage mit Brunnen
und Wassertürmen auf dem Pro-
gramm, die es einem Dorf mit
einem Einzugsgebiet von 5 000
Einwohnern erlaubt, zu überle-
ben. Genau wie der eines Flücht-
lingscamps, in dem das Luxem-
burger Rote Kreuz wertvolle
Arbeit leistet: Um die fünf Millio-
nen Euro fließen jedes Jahr in die-
se humanitäre Nothilfe, die sich
vor allem auf Unterkünfte und
Wasser konzentriert. Dazu kom-
men sechs weitere luxemburgi-
sche Nicht -Regierungsorganisatio-
nen, die Guiden a Scouten, Cari-
tas, Care, SOS Faim, Handicap
International und SOS Villages

d'Enfants Monde, die zusammen
im aktuellen Rahmenabkommen
für 8,6 Millionen Euro Entwick-
lungsprojekte durchführen.

Das bettelarme Land Niger setzt
sich selber im Bereich der Flücht-
lingshilfe ein: Laut UN-Flücht-
lingskommissar beherbergt es
mehr als 580 000 Personen, dar-
unter fast die Hälfte innerhalb des
Landes Geflüchtete. Allein in den
ersten vier Monaten dieses Jahres
kamen 36 000 Flüchtlinge aus Ni-
geria, Mali und Burkina Faso hin-
zu, die Schutz vor bewaffneten
Gruppen suchen.

Experten für Unterkünfte
Untergebracht sind sie in Camps
wie in Ouallam, das die Delegation
besuchte: 800 Familien leben dort.
Sie wurden aufgrund von bewaff-
neten Konflikten aus einem Dorf
nur 30 Kilometer entfernt umge-
siedelt. 30 000 Personen kommen
pro Jahr in Niger an und sollen
eigentlich nur sechs Monate in den
Camps bleiben - oft werden bis zu
drei Jahren daraus. Es sind haupt-
sächlich interne Flüchtlinge wegen
Unruhen oder Folgen des Klima-
wandels.

Das Luxemburger Rote Kreuz
besteht aus sieben Expats, die in Ni-
ger ansässig sind und ungefähr 50
lokalen Mitarbeitern. Dazu kom-

men beispielsweise für die Mate-
rialverteilung eine Vielzahl an Eh-
renamtlichen. Es ist Experte für Ob-
dach, das heißt, dass man zusam-
men mit den Geflüchteten Unter-
künfte aus dem Material baut, das
man auf dem lokalen Markt kaufen
kann, wie geflochtene Strohmatten
und Holz und dass Ziegelsteine ge-
meinsam gebrannt und verarbeitet
werden, sodass Kompetenzen er-
worben werden, wie die Unter-
künfte gemauert, geflickt und
unterhalten werden können.

Die Luxemburger sind aber auch
chef de fil bei der Wasserversor-
gung: für Wasserzugang sorgen und
Reservoirs während der Regenzeit
anlegen, Nahrungsmittel anbauen
und sicherstellen und schließlich
richtet man Latrinen ein, wofür das
Plastik verwendet wird, das man in
den Straßen findet und recycliert.
Was es wiederum erlaubt, Aktivi-
täten zu kreieren, mit denen auch
Einkünfte erzielt werden können
und die umweltschützend sind. Lu-
xemburg arbeitet eng mit dem Ro-
ten Kreuz des Niger zusammen,
aber auch das Dänische Rote
Kreuz, das auf psycho -soziale Be-
treuung spezialisiert ist, ist in Ou-
allam aktiv: Angeboten wird Hilfe
bei der Verarbeitung von Trau-
mata, bei psychischen Problemen,
wie Angstzuständen, aber auch bei

häuslicher Gewalt.
In der Gemeinde Simiri wurde

mit Luxemburger Hilfe im vergan-
genen Jahr eine solarbetriebene
hydrologische Anlage finanziert.
Seit dem Dekret der Dezentrali-
sierung 2011 sind in Niger die Ge-
meinden für die Wasseranlagen
zuständig. Sie erheben ein kleines
Entgelt für das entnommene Was-
ser, wobei das Geld auf ein Konto
geht, zu dem nur der Bürgermeis-
ter - vom Gemeinderat nicht kon-
trollierten - Zugang hat und das
für den Unterhalt und Reparatu-
ren herangezogen werden soll. Auf
die Verwaltung der Wasseranla-
gen hat Luxemburg also keinen
Einfluss. Fallen aber in den Be-
richten, die regelmäßig über die
Projekte erstellt werden, eine
schlechte Verwaltung oder Ver-
nachlässigungen auf, so kann der
politische Dialog mit der Regie-
rung gesucht werden.

Bettel mahnte in seiner Rede an
die Einwohner denn auch nicht oh-
ne Grund an, dass Wasser Leben
sei, dass ohne Wasser keine Ge-
sundheit und keine Ernährung
möglich sei. „Ihr seid alle verant-
wortlich dafür, dass die Anlage
funktioniert und unterhalten wird.
50 Millionen Euro wurden hier in-
vestiert. Behandelt es wie Euer teu-
erstes Gut."

International engagiert

Niger gehört zu den ärmsten Län-
dern der Welt und ist gemeinsam
mit Mali und Burkina Faso Zielland
von Luxemburgs Kooperationspolitik
in der Sahel -Zone. Mit 1,3 Millionen
km' ist es dreimal so groß wie
Deutschland, es hat 24,2 Millionen
Einwohner, die Lebenserwartung
liegt bei 62 Jahren, das BIP beträgt
pro Kopf 550 Dollar. Vor zwei Jahren

wurde Niger mit 191 von 193 Stim-
men in den Weltsicherheitsrat ge-
wählt, es ist Gründungsmitglied der
Wirtschaftsgemeinschaft westafrika-
nischer Staaten ECOWAS, der ältes-
ten und aktivsten regionalen Organi-
sation Afrikas, gründete gemeinsam
mit Tschad, Nigeria und Kamerun die
Force Multinationale Mixte gegen
Boko Haram, es initiierte den G5 -Sa-
hel mit Tschad, Mauritanien, Mali
und Burkina Faso und beteiligt sich

an den UN-Truppen in Mali. Außerge-
wöhnlich ist auch, dass Niger aus-
ländischem Militär Stützpunkte an-
bietet, wie französischen und deut-
schen Truppen, die aus Mali
ausgelagert wurden. Der Handels-
austausch von Gütern mit dem Niger
beläuft sich auf unter eine Million
Euro pro Jahr, der von Dienstleistun-
gen auf 15 Millionen an Exporten
und eine Million an Importen. wel







WOHNEN Immobilien im Grenzgebiet werden für Luxemburger immer interessanter – ein Überblick

André Feller

Deutschland: Mangelware Baugrundstücke
Der Kauf eines Eigenheims
bleibt in Luxemburg nach
wie vor eine sehr teure An-
gelegenheit. Wo vor eini-
gen Jahren noch 100-Pro-
zent-Finanzierungen möglich
waren, sind die Banken längst
nicht mehr so risikofreudig:
Zukünftige Hauseigentümer
müssen ein gewisses Eigen-
kapital mitbringen. Eine Alter-
native sind für viele Luxem-
burger Angebote im grenz-
nahen Ausland. Aber: Auch
jenseits der Grenze steigen
die Preise rasant.
Im deutschen Grenzgebiet, insbesondere
in Grenznähe wie etwa in Perl oder Win-
cheringen, ist die Nachfrage nach wie vor
riesig. Das Tageblatt hat sich mit Claudia
Rinaldi unterhalten, einer Luxemburger Im-
mobilienmaklerin, die sich in Perl nieder-
gelassen hat. Mit elf Jahren Erfahrung in
der Grenzregion kennt die Maklerin den
Markt in der Moselregion bestens. Dieser
hat sich nach der Pandemie und trotz der
wieder steigenden Zinsen rasant entwickelt.

Häuser in schönen Lagen, die vor der
Pandemie für 500.000 Euro den Besitzer
wechselten, werden derzeit um 100.000
bis 150.000 Euro teurer gehandelt. Das
Eigenkapital zur Finanzierung bringen
Luxemburger meist aus dem Erlös ihres
Wohnungsverkaufs im Großherzogtum mit.
Dann klappt es auch mit der Kreditvergabe,
sagt die Immobilienmaklerin.

Allerdings: Die Kreditvolumen sind auch
für einen Immobilienpreis in der Grenz-
region nicht klein. Preisspannen zwi-
schen 800.000 Euro und jenseits einer
Million Euro gehören in der Gegend rund
um die deutschen Obermosel-Gemeinden
Perl und Wincheringen oder das deut-
sche Dorf Ralingen an der Sauer zum All-
tag. Genauso wie Schnäppchenhäuser in
weiter abgelegenen Regionen. Für Kunden
mit geringem Budget sowie für den Klein-
investor bietet die Perler Maklerin derzeit

ältere Häuser in der Region an. Sicherlich
bedarf es dann mehr oder weniger umfang-
reicher Kernsanierungen, die mit 100.000
bis 200.000 Euro zu Buche schlagen. Im
Endeffekt sei diese Strategie im Vergleich
zu den aktuellen Marktentwicklungen den-
noch wesentlich günstiger, so Claudia Ri-
naldi.

Bauwillige Käufer hingegen müssen sehr
viel Geduld und Geld im Gepäck haben:
Mittlerweile sind auf deutscher Seite Bau-
grundstücke in unmittelbarer Grenznähe
Mangelware. Das Potenzial an Baugrund-
stücken ist aktuell ausgeschöpft und neue
Baugebiete werden derzeit weder in Perl
noch in Wincheringen ausgewiesen, er-
klärt die Luxemburger Maklerin. Diese Tat-
sache führt im Grenzgebiet auch zu einer
Trendwende: dem Bau von Appartement-
wohnungen.

Und auch, wenn sich die Preise noch
deutlich von denen aus Luxemburg unter-
scheiden, so ist der gesamte Immobilien-
markt im deutschen Grenzgebiet sehr
angespannt, sagt Claudia Rinaldi. Pro-
zentual stiegen die Preise in den letzten Jah-
ren teilweise stärker an als in Luxemburg,
die Nachfrage sei wesentlich höher als das
Angebot. Mittlerweile ziehen viele kauf-
willige Kunden aus Luxemburg Distanzen
von 20 bis 30 Kilometern hinter der Gren-
ze in Betracht, um dort ein Eigenheim zu
bezahlbaren Preisen zu erwerben. Immer
mehr Luxemburger würden sich in der Ge-
gend rund um Mettlach, Saarlouis bis hin in
die Region Saarbrücken nach Wohneigen-
tum umsehen.

Claudia Rinaldi bietet den Käufern seit
vielen Jahren auch Unterstützung beim Ab-
schluss eines Immobiliendarlehens an. Vor
einigen Jahren gestaltete sich die Kreditver-
gabe bei deutschen Banken noch recht ein-
fach. Dem ist heute nicht mehr so, sagt sie.
Die Kunden schließen demnach die Dar-
lehensverträge wieder vermehrt in Luxem-
burg ab, so die Maklerin.



Besonderheiten zum Immobilienkauf
und -verkauf in Deutschland
Die Abwicklung des Kaufvertrags gestaltet sich in Deutschland völlig an-
ders als in Luxemburg. Hierzulande stellt der Kaufvorvertrag, der sogenannte
„Compromis“, ein rechtskräftiges Vertragsverhältnis unter dem Motto „Com-
promis vaut vente“ dar. In Deutschland hingegen sind jegliche zwischen den
Parteien erstellten Kaufvorverträge oder Reservierungsvereinbarungen vorerst
unwirksam. Lediglich ein notarieller Kaufvorvertrag ist bindend. Solche wer-
den aber sehr selten abgeschlossen.

Sind sich Käufer und Verkäufer über das Verkaufsobjekt einig, so wird ein
Notar mit der sogenannten Beurkundung beauftragt. Diese kann in Deutsch-
land binnen weniger Tage stattfinden.

Nach dem Notartermin veranlasst der Notar eine Auflassungsvormerkung im
Grundbuch. Diese dient dem Käufer als Sicherheit. Der Verkäufer kann somit
die Immobilie nicht an einen anderen Käufer veräußern. Im Anschluss an die
Beurkundung fordert das Finanzamt den zukünftigen Besitzer zur Zahlung
der Grunderwerbssteuer (in Luxemburg als „Enregistrement“ bezeichnet) auf.

In einer weiteren Phase, falls ein Darlehen zur Finanzierung notwendig ist,
nimmt der Notar die Eintragung der sogenannten Grundbuchschuld vor (in
Luxemburg als Hypothek bezeichnet). Fast gleichzeitig mit dieser Eintragung
und der Bereitstellung des Darlehens fordert der Notar den Käufer zur Be-
zahlung auf. Diese erfolgt in der Regel auf das Konto des Verkäufers.
Er bestätigt seinerseits den Zahlungseingang an den Notar. Der Notar fungiert
lediglich als Treuhandhändler zwischen dem Verkäufer und etwaigen Dar-
lehensgeber oder Amtsbehörden zur Begleichung von Restschulden.

Erst wenn alle Beträge durch den Käufer be-
zahlt sind, alle Schulden erstattet sind und die
ehemaligen Grundbuchschulden gelöscht sind,
vollzieht der Notar die Übertragung der Im-
mobilie durch einen Eintrag im Grundbuch (in
Luxemburg „Enregistrement“).

Hierzulande verfügt der Notar am Tag der Be-
urkundung über den gesamten Betrag auf
einem Treuhandkonto und zahlt den Erlös
recht schnell an die Verkäufer aus. Auch die
Eintragung beim Enregistrement in Luxemburg
oder Diekirch erfolgt recht zügig nach der no-
tariellen Beurkundung.

Obwohl der Verwaltungsaufwand in Deutsch-
land andere Etappen beinhaltet, findet trotz-
dem die gesamte Abwicklung unter notarieller
Aufsicht statt. Zudem entfallen in Deutschland
die Gebühren für die Treuhandgeschäfte zwi-
schen Käufer und Verkäufer.



Mehr übers Arbeitsland Luxemburg erfahren: Unser Moien!-Newsletter bietet Ihnen Verkehrs-
News und Spritpreise, alles rund ums Arbeiten, Einkaufen und Leben im Großherzogtum.

VON SABINE SCHWADORF

LUXEMBURG ist attraktiv - vor al-
lem als Arbeitsplatz, gibt es doch
zahlreiche finanzielle Vorteile für

die inzwischen 45.000 Grenzgän-

gerinnen und Grenzgänger allein
aus der Region Trier. Welche das
sind und wie Sie am besten profi-
tieren, das erfahren Pendlerinnen
und Pendler in unserem kostenlo-
sen Moien!-Newsletter für Grenz-

gängerinnen und Grenzgänger.
Sie kämpfen sich jeden Morgen

und jeden Abend durch die Blech-
lawine zu ihrem Arbeitsplatz und
wieder nach Hause? Wir sagen Ih-
nen, wo der Verkehr reibungslos
läuft und wo Sie im Stau stehen.
Sie wollen wissen, wo und wie Sie

als Pendler mehr verdienen und
Steuern sparen?

Wir sagen Ihnen, worin sich

Deutschland und Luxemburg un-
terscheiden und was Sie tun soll-
ten, um von Regeln und Gesetzen
zu profitieren. Sie wollen wissen,

mit welchem Job sich der Grenz-
wechsel lohnt? Wir sagen Ihnen,
welche Berufe gefragt sind. Sie

haben im Großherzogtum einen
Unfall? Wir sagen Ihnen, wie Sie
sich dann am besten verhalten.

Ob Kindergeld, Rente oder an-
dere Sozialleistungen — in unse-
rem Newsletter gibt es praktische
Tipps und wichtige Infos. Bei uns
erfahren Sie, wann die Spritpreise
steigen, ob Sie bald länger im Ho-
meoffice arbeiten können und wer
ihre Ansprechpartner sind.

Und auch, wer tiefer ins Nach-
barland, seine Politik, seine Kultur
und seine Traditionen einsteigen
will, der erfährt, was es mit dem

Dankeschön „wann ech glift" auf
sich hat, wie die Echternacher
Springprozession abläuft, was
Sie im Kulturhauptstadtjahr Esch
2022 erwartet oder ab wann sich
die Achterbahnen auf der Seho-
bermesse drehen. Sie wollen Ihre
Liebste oder Ihren Liebsten zur
Gehaltserhöhung einmal in den
Gourmet -Tempel einladen? Kein
Problem, wir stellen Ihnen dazu
die neuesten Sternerestaurants
vor.

Unser Newsletter — kostenlos
und speziell für alle Grenzgän-
gerinnen und Grenzgänger und

Freundinnen und Freunde des
Großherzogtums aufgelegt — er-
scheint alle drei Wochen für Sie,
kostenlos und prall gefüllt mit den
wichtigsten Infos.
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STATISTIK Einkommen von Pendlern liegt 15.000 Euro niedriger
Gut 15.000 Euro verdienen
Grenzgänger im Jahr weniger
als Luxemburger Einwohner.
Doch warum ist das so? Ein
Erklärungsversuch.

Wer in Luxemburg arbeitet, ver-
dient im Jahr durchschnittlich
65.801 Euro brutto. In Deutsch-
land dagegen verdienen Be-
schäftigte im Schnitt 49.200
Euro. Eine große Differenz, was
für viele das Pendeln attraktiv
macht, wie der Trierische Volks-
freund berichtet. Doch schaut
man sich die Zahlen genauer an,
dann wird auch deutlich: Ein-
wohner Luxemburgs verdienen
im Jahr sogar 73.251 Euro, wäh-
rend Grenzgänger mit 57.489
Euro zurück über die Grenze
fahren. Ein Unterschied von 21,
5 Prozent, hat Paul Reiff, Profes-
sor am Luxemburger Statistik-
amt Statec, ausgerechnet und bei
einem Kolloquium in der Arbeit-
nehmerkammer Luxemburg
(„Chambre des salariés") vor-
gestellt.

Dabei hat sich dieser Unter-
schied zwischen den Löhnen seit
rund zehn Jahren nicht verändert,
hat Reiff anhand der Daten für
das Jahr 2018 deutlich gemacht.
„Was auch auffällt, ist, dass man
zwischen Einwohnern mit luxem-
burgischer Staatsangehörigkeit
und Einwohnern mit aus-
ländischer Staatsangehörigkeit
unterscheiden muss. Denn der
Unterschied zwischen den Löh-
nen der Grenzgänger und der
ausländischen Einwohner ist weit
weniger bemerkenswert als bei
den Einwohnern mit luxemburgi-
scher Staatsangehörigkeit", stellt
Reiff fest. Heißt: Die Luxembur-
ger verdienen im eigenen Land
am meisten, Beschäftigte mit aus-
ländischem Pass weitaus weniger.

Die Gründe
Doch warum ist das so? Steckt

dahinter womöglich eine Form
der Ungleichbehandlung? Mit-
nichten, erklärt der Professor.
Einerseits erklärten sich die
Lohnunterschiede aufgrund der
Beschäftigung vieler Luxembur-
ger im öffentlichen Sektor und
andererseits aufgrund der unter-

schiedlich starken Bezahlung
und Beschäftigung in den ver-
schiedenen Branchen.

Die Branchen
Schaut man auf die Gehälter im

Finanzsektor, hat Reiff die größ-
ten Lohnunterschiede der Grenz-
gänger zu den Luxemburgern
ausgemacht. Ebenso im Bereich
Information und Kommunika-
tion. In der Industrie, im Hotel -

und Gaststättengewerbe oder auf
dem Bau liegen sie dagegen näher
beieinander. „Wir wissen, dass in
manchen Bereichen die Unter-
nehmer nervös werden, weil der
deutsche Mindestlohn ab Okto-
ber auf zwölf Euro die Stunde
steigt", sagt Frédéric Krier vom
geschäftsführenden Vorstand der
größten Luxemburger Gewerk-
schaft OGBL. In der Industrie
und am Bau werde Deutschland
als Arbeitsort immer attraktiver.

Die Erklärung
„Von der beobachteten Diffe-

renz von 21, 5 Prozent lassen
sich fast zehn Prozent durch die
Branche erklären. Somit arbeiten
Grenzgänger in weniger erträg-
lichen Branchen, im Gegensatz
zu den Einwohnern mit luxem-
burgischer Staatsangehörigkeit,
die sich innerhalb des öffentli-
chen Dienstes bewegen", sagt
Professor Reiff.

Demgegenüber gibt es jedoch
auch Faktoren wie Alter, Er-
fahrung, Bildungsniveau oder
auch Geschlecht, die vielen
Grenzgängern zugute kämen.

Weitere 2, 3 Prozent der Lohn-
unterschiede erklärt der Statis-
tiker damit, dass Grenzgänger
tendenziell in kleineren Unter-
nehmen arbeiteten.

Weiterer wichtiger Faktor sind
die Sprachkenntnisse. Denn der
Zugang zu höher dotierten Stel-
len ist für Grenzgänger oftmals
dadurch gesperrt, dass die Be-
herrschung der luxemburgischen
oder französischen Sprache ver-
langt wird oder sogar die Staats-
angehörigkeit Voraussetzung für
die Besetzung einer Stelle ist, wie
etwa bei der Polizei. „Die Grenz-
gänger kennen auch den luxem-
burgischen Arbeitsmarkt weniger

gut, sie neigen also weniger dazu,
bei der Einstellung über ihr Ge-
halt zu verhandeln, weil sie sich
der verhandelten Löhne weniger
bewusst sind", erklärt Paul Reiff.

Die Gewerkschaften
OGBL-Vorstand Krier sagt

gegenüber dem Trierischen
Volksfreund, dass die Gewerk-
schaft immer offen dafür sei, so
viele Arbeitsmarkthindernisse
wie möglich abzuschaffen. Von-
seiten der Politik habe man end-
lich angekündigt, den Zugang
selbst zu Posten der Polizei für
Ausländer leichter möglich zu
machen. Krier: „Der zuständige
Minister hat selbst zugegeben,
dass der Staat Probleme hat, Per-
sonal zu finden." Voraussetzung
soll weiterhin sein, dass alle drei
Landessprachen beherrscht wer-
den. Bei der Armee ist es be-
reits so, dass der Einsatz eine
Verkürzung der Fünfjahresfrist
zur Erlangung der Luxembur-
ger Staatsbürgerschaft nach sich
zieht.

Die Einschränkung
Der Lohnunterschied zwi-

schen Grenzgängern und Luxem-
burger Bewohnern, insbesondere
der Einheimischen, mag auf-
schrecken. Doch der Luxembur-
ger Professor schränkt ein: „Wir
beobachten einen großen Unter-
schied in der Kaufkraft zwischen
Ansässigen und Grenzgängern",
sagt er.

Im Großherzogtum, wo die
Kaufkraft vor allem aufgrund
teurer Lebenshaltungskosten
sinkt, wird sie um 23 Prozent
gemindert. Heißt: Der Lohn-
saldo zwischen Luxemburgern
und Grenzgängern schmilzt. Ex-
tremes Beispiel: In Lothringen
ist „der Verlust an Kaufkraft mit
zwölf Prozent niedriger, und der
Grenzgänger hat somit eine hö-
here Kaufkraft in seiner Heimat-
region", rechnet Reiff vor.

Ein besonderes Phänomen
sehen Gewerkschafter Frédéric
Krier und Statec-Professor Paul
Reiff in den etwa neun Prozent
Grenzgängern, die aus Belgien,
Frankreich oder Deutschland
zur Arbeit nach Luxemburg ein-



reisen, aber einen luxemburgi-
schen Pass haben. „Ihre Zahl
hat zuletzt stark zugenommen,
weil sich viele Einheimische die
Wohnpreise nicht mehr leisten
können", sagt Krier.

Und Reiff ergänzt: „Wir ver-
fügen noch nicht über aus-
reichend Zahlen zu diesem noch
sehr jungen Phänomen", bei dem
Luxemburger in ihrem eigenen
Land Grenzgänger sind.

(Trierischer Volksfreund)

In diesen Branchen
arbeiten die Grenzgänger
Insgesamt 212.000 Grenzgänger gibt es laut den Zahlen des
Statistikamtes Statec derzeit in Luxemburg. Ihr Anteil an der
Gesamtheit der Beschäftigten macht 46 Prozent aus. Rund
50.000 aller Pendelnden sind deutsche Grenzgängerinnen und
Grenzgänger im Großherzogtum, gut 40.000 davon allein aus der
Region Trier. Die meisten von ihnen sind - Stand März 2021 -

im Baugewerbe beschäftigt (17, 5 Prozent), gefolgt von Finanzen
und Versicherungen (13, 6 Prozent), Handel (12 Prozent), ver-
arbeitendes Gewerbe (11, 8 Prozent), Gesundheit (10, 8 Prozent)
sowie Transport und Lagerung (9 Prozent).
Bei den französischen Kollegen sind die Branchen anders ver-
teilt. 15,7 Prozent der 108.760 französischen Grenzgänger sind
im Handelssektor beschäftigt. 13,4 Prozent arbeiten in der (nicht-
öffentlichen) Verwaltung, 12, 3 Prozent im Bausektor. 10,7 Pro-
zent sind im Finanz- oder Versicherungssektor beschäftigt. Bei
den belgischen Grenzgängern dominiert ebenfalls der Handel,
in dem 17, 3 Prozent der 48.870 Pendler arbeiten. Darauf folgen
der wissenschaftlich -technische Sektor mit 13, 4 Prozent und der
Bausektor mit 13 Prozent.


